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Österreichisches
A N W A L T S B L A T T

6 1 . J a h r g a n g ,  A p r i l  1 9 9 9 ,  H e f t 4

D e r  a k t u e l l e  B e i t r a g

Präsident Dr. Klaus Hoffmann

Ein weiterer Schritt
mühsam getan nach mehr als vier Jahren Konsensfindung innerhalb des Standes
und nahezu zwei Jahren intensiver Gespräche in der Gesetzwerdung

chen Voraussetzungen die Übernahme
eines Mandates erfolgen darf oder abge-
lehnt werden muß. Regelungen für die
Beendigung des erteilten Auftrages sind
gleichfalls zu finden. Für Transparenz
wird zu sorgen sein, um Interessenkolli-
sionen oder gar Doppelvertretungen aus-
zuschließen. Dabei kann die Errichtung
sogenannter Chinese Walls nicht die
Lösung sein. Gerade was die Treue zum
Klienten betrifft, sind unsere Auftrag-
geber empfindlich und wir Anwälte
wissen, daß das Vertrauensverhältnis des
Klienten zu seinem Rechtsfreund die
Basis für eine erfolgreiche Berufsaus-
übung ist. Schon diese wenigen Worte
zeigen, wie vielschichtig das zu lösende
Problem ist.

Weiß man, unter welchem Druck die
freien Berufe derzeit stehen, weil sie, wie
es in einer immer wieder zitierten Studie
heißt, für Wohlstandsverluste der Gesell-
schaft verantwortlich seien und lange
Ausbildungszeiten den Zugang zu den
betroffenen Berufen erschwerten und da-
mit die notwendige Konkurrenz hintan-
hielten, dann ist klar, daß die Anwalt-
schaft vor einer Grundsatzdiskussion
steht, welche die Mobilisierung aller
Kräfte erfordert. Es geht dabei tatsäch-
lich um rechtliche und wirtschaftliche
Unabhängigkeit, die Autonomie und die
Sicherung anwaltlicher Grundrechte, wie
Freiheit in der Mandatsausübung und
Verschwiegenheit. Nach meiner festen
Überzeugung sind nach wie vor höchste
Qualität der anwaltlichen Leistung, Treue

zum Klienten und gerechte angemessene
Entlohnung Grundvoraussetzungendafür,
daß dem Bürger auch weiterhin der freie
Rechtsanwalt als Vertreter und Berater
zur Verfügung steht.

Wenn es in den nächsten Monaten, wie
zuletzt schon gefordert, um Ausbildungs-
zeiten, allenfalls – auch das wurde
gesagt – um unterschiedliche Qualifika-
tionen des Rechtsanwaltes geht, was
durchaus mit der angestrebten Dreiglied-
rigkeit des Universitätsstudiums einher-
gehen könnte, und schließlich um Fragen
der Honorierung, dann steht der Rechts-
anwaltsstand vor der nächsten, weit grö-
ßeren Auseinandersetzung. Dieser näch-
ste Gang wird nur dann erfolgreich
bestanden werden können, wenn die
Rechtsanwaltschaft bereit ist, sich vor
allem ihren Auftraggebern gegenüber zu
öffnen, den neuen Erfordernissen am
Markt zu entsprechen und sich in ihren
Angeboten neu zu orientieren. Die Zu-
kunft gehört dem Rechtsberatungsmarkt,
auf dem die Konkurrenz größer und här-
ter werden wird, allerdings wird letztlich
die Qualität der angebotenen Leistung
den Ausschlag für den Erfolg geben, und
was Qualität betrifft, hat die Rechts-
anwaltschaft, kann sie ihr Ausbildungs-
system einigermaßen verteidigen, wohl
das beste Angebot abzugeben.

Wichtiger denn je ist der Zusammenhalt
im Stand, das Verständnis für notwendige
Veränderungen und dort, wo Unsachlich-
keit in die Diskussion gebracht wird,
Gelassenheit und Selbstbewußtsein.

Die Weiterentwicklung des anwaltlichen
Berufsrechtes durch die eben im Natio-
nalrat beschlossene Novelle – auf meine
Ausführungen unter „Wichtige Informa-
tionen“ in diesem Heft darf ich verwei-
sen – war für die Neuorientierung der
Rechtsanwaltschaft als moderner Dienst-
leister im größer gewordenen Raum der
Berufsausübung von besonderer Bedeu-
tung. Sehr bald muß aber ein weiterer
Schritt folgen, der über die jetzt möglich
gewordene neue Organisationsform und
den Wegfall des Filialverbotes hinaus-
gehen wird. Bis zum nächsten Frühjahr
ist die Niederlassungsrichtlinie der Euro-
päischen Union umzusetzen und damit
eine Lösung für Vergesellschaftungen
über die Grenze, aber auch mit anderen
freien Berufen zu finden.

So leicht, wie sich dies mancher auch
aus Kreisen der Bundesregierung vor-
stellt, wird dies nicht sein. Sicherlich ist
die Lösung, die das neue Wirtschaftstreu-
händerberufsgesetz vorsieht, nicht trag-
fähig. Fordern ist das eine, die sach-
gerechte Umsetzung unter Wahrung der
Interessen der betroffenen Berufe, vor
allem aber deren Auftraggeber, ist das
andere. Sicherzustellen wird sein, daß
die durch die Berufsrechte auferlegten
Pflichten, aber auch gewährte Rechte,
ungeschmälert umgesetzt werden kön-
nen. Das bedeutet Regelungen im Be-
reich der Verschwiegenheitspflicht und
des Rechtes auf Verschwiegenheit, aber
auch bezogen auf das Zeugnisentschla-
gungsrecht. Zu lösen gilt es, unter wel-
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„Berufsrechtsnovelle“
Die „Berufsrechtsnovelle“ hat den Nationalrat unverändert (in der
zuletzt bekannten Fassung) passiert. Die Beschlußfassung im Bun-
desrat steht unmittelbar bevor. Wenn Sie dieses Heft in Händen
haben, kann durchaus schon die Kundmachung erfolgt sein, wenn
die Einschätzung des Justizministeriums zutrifft.

Was ändert sich?

1. Rechtsanwaltsordnung

a) Zulassung
Die Ablegung von Ausbildungsveranstaltungen wird ebenso Ein-
tragungsvoraussetzung wie die Eindeckung einer entsprechenden
Haftpflichtversicherung.
b) Die Organisationsform der GmbH wird für die Ausübung
der Rechtsanwaltschaft zulässig, allerdings personenbezogen (Na-
mensfirma, Gesellschafter nur Rechtsanwälte, denen auch Allein-
vertretungsberechtigung zukommen muß, Prokuraerteilung ebenso
unzulässig wie Handlungsvollmacht); auch jene sogenannten be-
günstigten Personen, die jetzt schon an einem Unternehmen zur
Ausübung der Rechtsanwaltschaft beteiligt sein können, können
dies in Zukunft auch sein, wenn die Rechtsanwaltschaft durch die
GmbH ausgeübt wird.
c) Das Filialverbot entfällt. Sogenannte Filialen können eingerichtet
werden, wenn ein Anwalt, der seinen Sitz an der Anschrift der Filiale
hat, deren ordnungsgemäße Führung überwacht (garantiert).
d) Die Haftpflichtversicherungssummen werden erhöht auf
S 5,600.000,– für den Einzelanwalt, aber auch dann, wenn ein
Anwalt die Rechtsanwaltschaft in der Rechtsform der Partner-
schaft ausübt. Die Versicherungssumme für die GmbH beträgt
S 33,600.000,–.
e) Neu geordnet wird das Ruhen und Erlöschen der Rechtsanwalt-
schaft (§ 34).
f) Auf die sogenannte Sonderpauschalvergütung können Vor-
schüsse seitens des Ministeriums gewährt werden.
g) Zum Präsidenten und zu Präsidenten-Stellvertretern im ÖRAK
können Rechtsanwälte gewählt werden und nicht nur Präsidenten
und Präsidenten-Stellvertreter.
Mit qualifizierter Mehrheit können Präsidenten abgesetzt werden.
h) Dem ÖRAK werden, wenn Kammern dies wünschen, Kompe-
tenzen zugebilligt, etwa die gemeinsame Führung der Altersver-
sorung und ähnliches.
i) Eine neue Verordnungsermächtigung ermöglicht es, verpflich-
tende Sicherungseinrichtungen für Treuhandschaften mit einer ent-
sprechenden Versicherung einzurichten, einschließlich der erfor-
derlichen Informationspflichten.
j) Die gesetzliche Grundlage für eine Gruppenversicherung in
der Krankenversicherung wurde geschaffen, um das sogenannte
Opting-Out überhaupt erst zu ermöglichen.
Abgesichert wurde Teil B der Altersversorgung (Pension-Neu).

k) Der Rechtsanwalt, der als Mediator tätig ist, ist an die Berufs-
pflichten des Rechtsanwaltes gebunden.

2. Disziplinarstatut

a) Die absolute Verjährung entfällt.
b) Einstweilige Maßnahmen können schon dann verhängt werden,
wenn der Ausschuß durch die Übermittlung von Unterlagen den
Verdacht bescheinigt, der dann auch angenommen werden muß,
daß eine Gefahr für Vermögenswerte des Klienten besteht.

3. Rechtsanwaltstarifgesetz

a) Für die sogenannte Normscheidung wurden zwei pauschale
Honorarbeträge geschaffen.
b) Die Bemessungsgrundlagen für Ehegatten und Kinderunterhalt
wurden auf das Jahreserfordernis gesenkt.
Die neuen Bestimmungen treten mit 1. 6. 1999 in Kraft.

Dr. Klaus Hoffmann

Opting out gemäß § 5 GSVG
Durch das Arbeits- und Sozialrechtsänderungsgesetz 1997 (ASRÄG
1997) wurde für alle gem § 2 Abs 1 Z 4 GSVG selbständig
erwerbstätigen Personen, unter anderem auch für Rechtsanwälte,
die Pflichtversicherung in der Pensions- und Krankenversicherung
nach dem GSVG mit Wirksamkeit ab 1. 1. 2000 eingeführt.
Gemäß § 5 Abs 1 GSVG kann jedoch die für das Bundesgebiet
jeweils in Betracht kommende gesetzliche berufliche Vertretung die
Ausnahme von dieser Pflichtversicherung beantragen. Vorausset-
zung dafür ist, daß die jeweilige Kammer selbst eine Einrichtung
für die Altersversorgung oder die Versorgung im Krankheitsfalle
geschaffen hat, welche Leistungen vorsieht, die jenen nach dem
GSVG gleichartig oder zumindest gleichwertig sind.
Der Antrag auf Ausnahme von der Pflichtversicherung ist bis
30. 6. 1999 zu stellen, wobei eine Verlängerung dieser Frist bis
30. 9. 1999 durch eine GSVG-Novelle, welche noch vor dem
30. 6. 1999 beschlossen werden soll, in Aussicht gestellt wurde.
Darüber, ob die Gleichartigkeit oder die annähernde Gleichwer-
tigkeit vorliegt, entscheidet der Bundesminister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales. Diese Entscheidung ist bis 1. 1. 2000 zu treffen.
Die Prüfung der Gleichwertigkeit entfällt gem § 5 Abs 3 GSVG
dann, wenn eine auf bundesgesetzlicher Basis beruhende Versor-
gungseinrichtung besteht.

1. Pensionsversicherung

Die Rechtsanwaltskammern sind gem § 49 RAO verpflichtet, Ein-
richtungen zur Versorgung ihrer Mitglieder für den Fall des Alters
und der Berufsunfähigkeit sowie zur Versorgung der Hinterblie-
benen zu schaffen und aufrecht zu erhalten. Falls im Bereich der
Pensionsversicherung die Ausnahme von der gesetzlichen Pflicht-
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versicherung beantragt wird, was bis 30. 6. 1999 zu erfolgen hat,
entfällt somit im Hinblick auf die bestehende, auf einer bundes-
gesetzlichen Regelung basierende Versorgungseinrichtung die Prü-
fung der Gleichwertigkeit.
Daß ein solcher Antrag zu stellen ist, ergibt sich aus der oben
erwähnten Verpflichtung zur Einrichtung und Aufrechterhaltung
entsprechender Versorgungseinrichtungen. Anderenfalls würden
drei Pensionssysteme nebeneinander bestehen, nämlich das der-
zeitige Umlagesystem, die Zusatzpension und die Pensionsver-
sicherung nach dem GSVG, was zu einer wesentlich überhöhten
Belastung der Kollegenschaft führen würde.

2. Krankenversicherung

Im Gegensatz dazu besteht derzeit für Rechtsanwälte keine Einrich-
tung zur Versorgung im Krankheitsfall. Eine derartige Einrichtung
müßte, um vom opting out gem § 5 GSVG Gebrauch machen zu
können, erst neu geschaffen werden. Eine Grundlage dafür bietet
§ 50 Abs 4 RAO in der Fassung des vom Nationalrat am 25. 3.
1999 beschlossenen Rechtsanwalts-Berufsrechts-Änderungsgeset-
zes 1999, welches mit 1. 6. 1999 in Kraft tritt. § 50 Abs 4 RAO in
dieser Fassung lautet:
„Die Rechtsanwaltskammern können Einrichtungen zur Versorgung
ihrer Mitglieder und deren Angehörigen sowie sonstiger Personen,

die Leistungen aus der Versorgungseinrichtung (§ 49 RAO) bezie-
hen, für den Fall der Krankheit schaffen, die die Voraussetzun-
gen des § 5 GSVG erfüllen. Diese Einrichtungen können auch in
einer von der Rechtsanwaltskammer abgeschlossenen vertraglichen
Gruppenversicherung bestehen.“

Die Möglichkeit, die Krankenversorgung auch in Form einer von
der jeweiligen Rechtsanwaltskammer abgeschlossenen Gruppen-
versicherung einzurichten, ergibt sich nicht aus dem Gesetz, wurde
jedoch vom parlamentarischen Ausschuß für Arbeit und Soziales
ausdrücklich festgestellt und wird vom BMAGS auch anerkannt.

Um die Voraussetzungen für die Gleichartigkeit oder Gleichwertig-
keit noch vor der Antragstellung zu klären, werden seit Mitte 1998
intensive Verhandlungen mit dem BMAGS geführt, an welchen
alle Kammern der Freien Berufe Österreichs teilnehmen. Parallel
dazu führen alle betroffenen Berufsgruppen gemeinsam Verhand-
lungen mit dem Verband der Versicherungsunternehmen Öster-
reichs über den Inhalt eines abzuschließenden Gruppen-Kranken-
versicherungsvertrages. Mit dem BMAGS besteht bereits eine
weitgehende Übereinstimmung bezüglich der Gleichartigkeit oder
Gleichwertigkeit des Gruppen-Krankenversicherungsvertrages. Die
Verhandlungen mit dem Verband der Versicherungsunternehmen
Österreichs sind bereits soweit fortgeschritten, daß mit deren Ab-
schluß bis Mitte April gerechnet werden kann.
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Es ist geplant, daß bis Ende April über den Inhalt des vorgesehe-
nen Guppen-Krankenversicherungsvertrages eine detaillierte Infor-
mationsbroschüre herausgegeben wird, die insbesondere einen
Vergleich der Beiträge und Leistungen nach dem GSVG und nach
dem Gruppen-Krankenversicherungsvertrag enthält.

In den einzelnen Rechtsanwaltskammern ist sodann noch vor dem
30. 6. 1999 in Vollversammlungen ein Beschluß über die Einrich-
tung einer entsprechenden Krankenversicherung auf Basis dieses
Gruppen-Krankenversicherungsvertrages zu fassen. Nur unter die-
ser Voraussetzung kann sodann die Ausnahme von der gesetz-
lichen Krankenversicherung gem § 5 GSVG beantragt werden.

3. Pflegegeld

Weiters werden derzeit Verhandlungen mit dem BMAGS über eine
allfällige Einbeziehung der Rechtsanwälte in das Bundespflege-
geldgesetz (BPGG) geführt. Gemäß § 3 Abs 3 BPGG besteht die
Möglichkeit, daß das BMAGS die Rechtsanwälte mit Verordnung
nach Anhörung der für das Bundesgebiet zuständigen gesetz-
lichen beruflichen Vertretung in den anspruchsberechtigten Per-
sonenkreis nach dem BPGG einbezieht. Seitens des BMAGS ist
jedoch beabsichtigt, im Einvernehmen mit der Rechtsanwaltschaft
vorzugehen. Es wurden dem BMAGS bereits vor längerer Zeit
detaillierte Unterlagen über den Stand der aktiven Rechtsanwälte

und der Bezieher von Leistungen aus der Versorgungseinrichtung
vorgelegt. Daraus wurde aufgrund einer versicherungsmathemati-
schen Analyse ermittelt, daß derzeit österreichweit mit etwa 200
Pflegefällen zu rechnen sei.

Weiters wurde vom BMAGS ein Beitrag der Rechtsanwaltschaft
pro Pflegefall und Monat (unabhängig von der Einstufung der
jeweiligen Pflegefälle) von S 4.200,– ermittelt, wobei von den
durchschnittlichen Kosten ausgegangen und der Bundeszuschuß
von 30 bis 40% in Abzug gebracht wurde. Dies ergäbe pro
Rechtsanwalt und Jahr eine Belastung von rund S 3.000,–. Die
Vorschreibung des Beitrages wird jedoch, falls es zur Einbezie-
hung kommt, auf Basis der tatsächlichen Pflegefälle in periodi-
schen Abständen im nachhinein erfolgen.

Da Rechtsanwälte derzeit vom BPGG ausgenommen sind und kei-
nen Anspruch auf Pflegegeld, auch nicht nach landesgesetzlichen
Bestimmungen, haben, ist die Einbeziehung in Erwägung zu zie-
hen, es sei denn, daß im Rahmen der bestehenden Versorgungs-
einrichtungen Vorsorgen für Pflegefälle getroffen werden, was je-
doch im Hinblick auf den fehlenden Bundeszuschuß und die mit
der Administration verbundenen Kosten mit einem höheren Auf-
wand als dem nunmehr vom BMAGS ermittelten Beitrag verbun-
den sein würde. Der Arbeitskreis für Wirtschaftsfragen hat daher in
seinen Beratungen einstimmig empfohlen, der Einbeziehung in das
BPGG zuzustimmen. Seitens des BMAGS wird eine baldige Ent-
scheidung der Rechtsanwaltschaft erwartet. Es sollten daher auch
darüber in Bälde die entsprechenden Beschlüsse in den einzelnen
Rechtskammern gefaßt werden.

Wien, am 30. 3. 1999
Dr. Herbert Hochegger

Unternehmensneugründungen
Der Kreditschutzverband von 1870 hat eine Statistik über Unter-
nehmensneugründungen 1998 in Österreich erstellt. Die Erfassung
von Neugründungen durch Jungunternehmer, das ist der Aufbau
eines bisher nicht existenten Unternehmens, erfolgt aus den Zugän-
gen der Wirtschaftskammer Österreich und den Neueintragungen
in den Firmenbuchgerichten.

Nunmehr liegen die endgültigen Zahlen für den Berichtszeitraum
1998 vor. Diese Statistik liegt im ÖRAK zur Einsichtnahme auf.

Insolvenzstatistik
1. Quartal 1999

Für das erste Quartal des Jahres 1999 liegt bereits eine vom
Alpenländischen Kreditorenverband erarbeitete Insolvenzstatistik
vor. Diese Statistik kann ab sofort im ÖRAK eingesehen werden.
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Termine

Inland
4. Mai Wien

MANZ-Seminar: o.Univ.-Prof. Dr. Karl Korinek, Aktu-
elle Fragen zum Vergaberecht

5. Mai Wien
MANZ-Seminar: Das ÖBl-Seminar ’99 – Die aktuelle
Rechtsentwicklung im Wettbewerbs-, Urheber-, Kar-
tell-, Marken-, Patentrecht und Designschutz – Inter-
nat Referententeam

6. Mai Wien
Verlag Österreich – Seminare: Strafrechtliche Präven-
tionsberatung für Wirtschaftsdelikte – Dr. M. Alexan-
der Pflaum, Dr. Karlheinz Seewald, Dr. Richard Soyer

5. bis
7. Mai

Melk
Verein der Amtsvormünder Österreichs – Große Ar-
beitstagung (Thema ua Pflegschaftsrechts- und Kind-
schaftsrechtsreform)

7. Mai Wien
Verlag Österreich – Seminare: Wichtiges aus dem
neuen Wiener Baurecht – Hon.-Prof. Dr. Henrietta
Geuder

7. und
8. Mai

Wien
MANZ-Seminar: John A. Gromala, John W. Cooley,
Mediation Advocacy – Getting the best Settlement for
Your Clients in Mediation

12. Mai Wien
Verlag Österreich – Seminare: Allgemeine Bestim-
mungen des Versicherungsvertragsrechts – Univ.-
Prof. Dr. Martin Schauer

13. bis
15. Mai

Weißenbach/Attersee
Österreichische Juristenkommission: Frühjahrstagung:
Rechtsstaat – Freiheit und Sicherheit

19. Mai Wien
Verlag Österreich – Seminare: Privatissimum zur
neuesten Judikatur im Wohnrecht – Schwerpunkt:
Befristungsvereinbarungen, Kündigungs- und Räu-
mungsverfahren – Dr. Wolfgang Dirnbacher

20. Mai Wien
Verlag Österreich – Seminare: Vererben oder stif-
ten? – Mag. Dr. Bernhard Huber

27. Mai Wien
Verlag Österreich – Seminare: Erste Erfahrungen
mit der Anwendung des Mineralrohstoffgesetzes –
Dr. Rudolf Donninger, MinR Mag. Dipl.-Ing. Arnold
Mihatsch

27. Mai Innsbruck
Verlag Österreich – Seminare: Neuerungen im Tiroler
Baurecht – Dr. Dieter Wolf, Dipl.-Ing. Martin Schönherr

1. Juni Wels
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Erfah-
rungen mit dem Insolvenzrechtsänderungsgesetz
1997 und Ausblicke auf eine Reform des Insolvenz-
rechts – RA Dr. Herbert Hochegger

7. Juni Wien
MANZ-Seminar: Sen.-Präs. DDr. Paul Nechvatal,
Univ.-Prof. Dr. Bernhard Wielke, Der Verkehrsunfall –
Von der Rekonstruktion bis zum Urteil – Teil III

8. Juni Wien
Verlag Österreich – Seminare: Der Privatkonkurs –
Dr. Franz Mohr

10. Juni Klagenfurt
Kärntner Juristische Gesellschaft: Rechtliche Rahmen-
bedingungen der Alten- und Pflegebetreuung – Univ.-
Prof. Dr. Heinz Barta

12. Juli Wien
ÖRAV-Seminar: ÖRAV-Sommer-Sonder-Seminar (BU-
Kurs)

14. Sept. Klagenfurt
Kärntner Juristische Gesellschaft: Sozialversicherungs-
pflicht für freie Dienstverträge – Die Neufassung der
Werkvertragsregelung auf dem Prüfstand – ao.Univ.-
Prof. Dr. Reinhard Resch

15. bis
18. Sept.

Wien
Wiener Konferenz für Mediation

16. bis
18. Sept.

Wien
DACH: 21. DACH-Tagung: „Die Stiftung“

20. bis
24. Sept.

Altmünster/Traunsee
Rechtswissenschaftliche Fakultäten der Universitäten
Linz und Wien: Seminar für absolvierte Juristen auf
dem Gebiete des bürgerlichen Rechts und des zivil-
gerichtlichen Verfahrensrechts

5. Okt. Linz
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Erfah-
rungen mit Lauschangriff und Rasterfahndung – HR
Hon.-Prof. Dr. Rudolf Machacek

7. bis
10. Okt.

Wien
World Jurist Association: Kongreß aus Anlaß der
10jährigen Wiederkehr der Beseitigung des Eisernen
Vorhanges

2. Nov. Linz
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Aktuelle
Probleme der Reform des Strafprozeßrechts – em.
Univ.-Prof. Dr. Reinhard Moos
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Termine

Ausland

30. Nov. Linz
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Das neue
Markenrecht – Univ.-Prof. Dr. Heinz Keinert

6. bis
9. Mai

Estoril
AIJA-Seminar: Outsourcing: Gesetzliche und rechts-
geschäftliche Aspekte

7. und
8. Mai

Beirut
International Association of Lawyers – Seminar: The
World Trade Organization (W.T.O.) And The Business
Lawyer: Expanding opportunities in the Arab region

15. Mai London
The 1999 Woman Lawyer Forum

16. bis
19. Mai

Prag
IBA Conference: „The European Union Goes East“

17. und
18. Mai

Trier
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Zukunft der
Kammern im Binnenmarkt

26. bis
28. Mai

London
Fraud 4 – The 4th International Financial Fraud Con-
vention

27. und
28. Mai

Trier
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Verbrau-
cherschutz im Bankrecht

27. und
28. Mai

Brüssel
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Der elektro-
nische Handel

27. und
28. Mai

München
Forum Institut für Management: Einführungslehrgang
in das Markenrecht

27. bis
29. Mai

München
DACH: Jubiläumstagung (10 Jahre DACH): „Das
künftige Berufsbild des Anwaltes in Europa“ (Berufs-
verständnis, Mediation, Werbung, Leistungs- oder
Erfolgshonorar)

31. Mai
und
1. Juni

Trier
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Neue und
künftige Entwicklungen im Arbeitsrecht der Europäi-
schen Gemeinschaft

31. Mai
und
1. Juni

Helsinki
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Praktische
Folgen des Amsterdamer Vertrages – die Bedeutung
der Veränderungen für die tägliche Praxis

1. und
2. Juni

Stockholm
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Mehrwert-
steuer im Binnenmarkt

3. bis
6. Juni

Venedig
Europäische Rechtsanwaltsvereinigung (Association
Européenne des Avocats A.E.A.): Jahreskongreß
(Corporate Governance)

4. bis
6. Juni

Bükfürdö
XIV. Pannonische Juristentage: Die Europäische Union
und die Rechtsangleichung

10. und
11. Juni

Trier
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Die dezen-
trale Anwendung des europäischen Kartellrechts: Soll
die Europäische Kommission ihr Freistellungsmonopol
aufgegeben?

17. und
18. Juni

Dresden
UAE: Kongreß, Unternehmensansiedlung in der Euro-
päischen Union

14. bis
25. Juni

New Orleans
International Legislative Drafting Institute

24. bis
27. Juni

Capri
AIJA-Seminar: Fremdenverkehrsrecht

4. bis
7. Juli

Trier
Europäische Rechtsanwaltsvereinigung (Association
Européenne des Avocats A.E.A.): Sommerakademie
Europäisches Wirtschaftsrecht (deutsche Session)

11. bis
14. Juli

Brügge
Europäische Rechtsanwaltsvereinigung (Association
Européenne des Avocats A.E.A.): Sommerakademie
Europäisches Wirtschaftsrecht (englische und franzö-
sische Session)

19. bis
23. Juli

London
Intensivseminar: Introduction to the English Legal
System and Legal English

22. bis
27. Aug.

Brüssel
Internationale Organisation Junger Anwälte (AIJA):
37. Jahreskongreß

30. Sept.
bis 3. Okt.

Warschau
Internationale Juristenkommission: Konferenz der
europäischen Sektionen – New Europe – Marking
Rights Real

1. bis
2. Okt.

Frankfurt
Europäische Rechtsanwaltsvereinigung (Association
Européenne des Avocats A.E.A.): Bankrecht (Corpo-
rate Finance)

3. bis
6. Okt.

Budapest
World Jurist Association: Vor-Kongreß

3. bis
7. Nov.

New Delhi
UIA: Jahreskongreß
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Bei der Einreichung des Jahresabschlusses und des Abschluß-
stichtages handelt es sich lediglich um einen faktischen Vorgang,
der nicht einen auf Eintragung gerichteten Parteiantrag bedarf. Es
bedarf daher weder einer öffentlich beglaubigten (§ 12 HGB)
noch einer vereinfachten (§ 11 FBG) Anmeldung. OLG Wien
12. 8. 1998, 28 R 136/98w, RdW 1998, 614 = ecolex 1998,
850 (mit Anm von J. Zehetner).

■
Ein rechtskräftiger Beschluß des Konkursgerichts nach § 71b
Abs 1 KO idF des IRÄG 1997, womit die Eröffnung des Konkurses
über das Vermögen einer GmbH mangels kostendeckenden Ver-
mögens abgelehnt wird, führt ex lege zur Auflösung der GmbH.
OGH 27. 5. 1998, 6 Ob 131/98b, JBl 1998, 666 = RdW
1998, 672.

■
Einer zur Schadenersatzleistung verurteilten Gesellschaft obliegt
zur Begründung eines Schadenersatzanspruchs gegenüber dem
Geschäftsführer der Beweis der Kausalität zwischen der Vermö-
gensminderung und der Pflichtwidrigkeit der Handlung oder Unter-

lassung des Geschäftsführers. OGH 24. 6. 1998, 3 Ob 34/97i,
RdW 1998, 671 = ecolex 1998, 774.

■

Der Zusatz „+ Partner Kommanditerwerbsgesellschaft“ in der Firma
einer Kommanditerwerbsgesellschaft mit nur einem persönlich
haftenden Gesellschafter ist täuschungsgeeignet und daher unzu-
lässig. OLG Wien 31. 7. 1997, 28 R 47/97f, NZ 1998, 345.

■

Sofern alle Gesellschafter in ihrem Willen übereinstimmen und dies
erklären, kann der für die Kündigung eines Geschäftsführers not-
wendige Beschluß der Gesellschafter auch außerhalb einer Gene-
ralversammlung formlos erfolgen. OGH 29. 4. 1998, 9 ObA
36/98d, ecolex 1998, 786.

■

§§ 15, 29 und 127 StGB: Zusammenfassung mehrerer gleicharti-
ger Vermögensdelikte zu einer rechtlichen Einheit
Nach § 29 sind alle in einem Verfahren demselben Täter angela-
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steten Diebstähle – mögen sie auch weder örtlich noch zeitlich zu-
sammenhängen und jeder für sich rechtlich verschiedener Art sein –
bei der rechtlichen Beurteilung zu einer Einheit zusammenzufas-
sen. Die getrennte Annahme eines Vergehens des Diebstahls neben
einem Vergehen des versuchten Diebstahls widerspricht daher
dem Gesetz. OGH 29. 3. 1997, 15 Os 11, 12/97.

■

§ 181 Abs 1 Z 3 und 4, § 427 Abs 1 StPO: Abwesenheit des Ange-
klagten iS des § 427 Abs 1 StPO kein Fall des § 250 StPO
Wurde mit der Hauptverhandlung in Abwesenheit des Angeklag-
ten begonnen, erscheint er aber noch vor Schluß des Beweis-
verfahrens, so liegt kein Fall des § 250 StPO vor, weil darunter nur
ein im Interesse der Wahrheitsfindung zur Erzielung unbefangener
Aussagen angeordnetes Abtreten des Angeklagten aus dem Sit-
zungssaal fällt. Das Unterbleiben einer Information über das, was
in seiner Abwesenheit vorgenommen wurde, insbesondere über
die inzwischen abgelegten Aussagen, ist daher in diesem Fall aus
§ 281 Abs 1 Z 3 (§ 250) StPO nicht anfechtbar. Allerdings ist es
dem Angeklagten unbenommen, einen entsprechenden Informa-
tionsantrag zu stellen, dessen Abweichen (oder Nichterledigung)
aus § 281 Abs 1 Z 4 StPO bekämpft werden kann. OGH 7. 10.
1997, 14 Os 110/97.

■

§ 201 Abs 1 StGB: Drohung mit Waffenattrappe oder ungeladener
Waffe erfüllt § 201 Abs 1 StGB
Das Nötigungsmittel der Drohung besteht in der glaubhaften An-
drohung der unmittelbar bevorstehenden Tötung des Opfers, einer
im § 106 Abs 1 Z 1 StGB bezeichneten körperlichen Beeinträch-
tigung desselben oder der Lebensgefährdung und Gesundheits-
gefährdung durch die dort genannten oder gleichwertigen Mittel.
Dieser Eindruck kann auch dadurch entstehen, daß der Täter mit
einer Waffenattrappe oder mit einer ungeladenen Schußwaffe
droht. OGH 4. 2. 1997, 15 Os 152/97.

■

§ 181 Abs 6, § 193 Abs 2 und Abs 5 StPO: Wegfall der Befristung
des U-Haft-Verlängerungsbeschlusses auch bei Unzuständigkeits-
urteil
Ein sachlich die Verdachtslage regelmäßig qualifizierendes Unzu-
ständigkeitsurteil perpetuiert trotz allfälliger Einleitung eines – auf
über den bisherigen Anklagevorwurf hinausgehende Umstände
beschränkten – Ermittlungsverfahrens den Wegfall der Wirksam-
keit der Befristung des zuletzt ergangenen Beschlusses auf Verhän-
gung oder Fortsetzung der U-Haft ab Beginn der Hauptverhand-

lung und den Entfall der von Amts wegen durchzuführenden Haft-
verhandlung. OGH 4. 12. 1997, 12 Os 156/97.

■

Voraussetzungen des Erbschaftskaufes – die Abgrenzung zur ent-
geltlichen Ausschlagung, bedingte Ausschlagung nicht möglich,
Fragen des Formerfordernisses dieser Vorgänge. OGH 24. 9.
1998, 6 Ob 193/98w; JBl 1999, 108 (Rechtskraftvorbehalt der
zweiten Instanz).

■

Diese Ausgabe von „Schon gelesen?“ entstand unter Mitwirkung
von Dr. Manfred Ainedter, Dr. Harald Bisanz und DDr. Hellwig
Torggler.
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RA Mag. Dr. Johann Etienne Korab und Ass.-Prof. Dr. Alexander Reidinger, Wien

Die Fälligkeit des Honoraranspruches des Rechtsanwaltes

I. Einleitung

Während die Deutsche Bundesgebührenordnung für Rechtsan-
wälte1) in § 16 ausdrücklich die Fälligkeit der Vergütung des
Rechtsanwaltes regelt, ermangelt dem Österreichischen Recht eine
vergleichbare Norm, welche ausdrücklich und ausschließlich die
Fälligkeit des Honoraranspruches des Rechtsanwaltes behandelt.
Aus diesem Grunde wird von einigen Judikaten der Honoraran-
spruch des Rechtsanwaltes mit der Begründung zurückgewiesen,
dieser sei mangels Beendigung des Mandatsverhältnisses noch
nicht fällig. Obwohl in der Praxis in den meisten Fällen dieser Ein-
wand rein akademischer Natur sein wird, ist es dem Rechtsanwalt
doch entgegen allen anderen Auftragnehmern iS der Bestimmun-
gen der §§ 1002ff ABGB gemäß § 11 RAO gestattet, jederzeit
die Vollmacht zurückzulegen, damit das Auftragsverhältnis zu be-
enden und dieserart die Fälligkeit seines Honoraranspruches her-
beizuführen, stellt sich das Problem der Fälligkeit namentlich dann,
wenn der Rechtsanwalt das Mandatsverhältnis nicht kündigen
möchte. Dieser Fall wird in der Regel dann vorliegen, wenn es ein
Dritter für den Mandanten des Rechtsanwaltes übernommen hat,
die Honoraransprüche des Rechtsanwaltes für den auftraggeben-
den Mandanten zu begleichen. Typischer Fall einer derartigen
Konstellation ist das Vorliegen einer fallbezogenen Rechtsschutz-
deckungszusage. Warum sollte ein Rechtsanwalt seinem Klienten,
mit dem ihn ein Vertrauensverhältnis verbindet, die Vollmacht
kündigen und das Mandat niederlegen, wenn dieser Mandant
doch gar nicht die Fälligkeit des Honoraranspruches des Rechtsan-
waltes bestreitet? Die meisten Klienten, zeigen durchaus Verständ-
nis dafür, daß Rechtsanwälte, namentlich bei länger dauernden
Prozessen, nicht auf ihr wirtschaftliches Risiko mit allen Kanzleilei-
stungen durch Jahre hindurch in Vorlage treten wollen und können.
Gerade aber, um nicht mit Kostenforderungen belastet zu werden,
haben sie einen Rechtsschutzversicherungsvertrag abgeschlossen.
Warum sollten sie also einen Honoraranspruch begleichen, zu de-
ren Bezahlung sich ihr Rechtsschutzversicherer ihnen gegenüber
verpflichtet hatte? Manche Rechtsschutzversicherungen behaupten
nun – offensichtlich von ökonomischen Erwägungen getragen:
„Die Fälligkeit des Honoraranspruches des Rechtsanwaltes tritt erst
nach (rechtskräftiger) Beendigung des Mandatsverhältnisses ein.“
Dies offensichtlich mit der Zielsetzung, dieserart den Zahlungster-
min möglichst weit hinausschieben zu können. Den Interessen des
Rechtsanwaltes, mit den Leistungen seiner Kanzlei nicht allzu lange
in Vorlage treten zu müssen, steht somit das Interesse des Rechts-
schutzversicherers, zwecks Zinsenersparnis den Zahlungszeitpunkt
möglichst lange hinauszuschieben, ebenso entgegen wie das Inter-

esse des rechtsschutzversicherten Mandanten, selbst mit Kosten-
zahlungen belastet zu werden.

II. Problemstellung

Ermangeln dem österreichischen Recht tatsächlich Bestimmungen
betreffend die Fälligkeit des Rechtsanwaltshonorares? Wann kann
ein Rechtsanwalt sein Honorar fällig stellen? Kann der Rechts-
schutzversicherer, welcher gar nicht Vertragspartner des Rechtsan-
waltes ist (gemäß Art 10 Abs 6 der ARB 1994 erfolgt die Beauftra-
gung des Rechtsanwaltes durch den Versicherer im Namen und im
Auftrag des Versicherungsnehmers; gemäß Art 10 Abs 7 der ARB
1994 trägt der Rechtsanwalt unmittelbar gegenüber dem Versiche-
rungsnehmer die Verantwortung für die Durchführung seines Auf-
trages, eine diesbezügliche Haftung des Versicherers besteht
nicht), überhaupt mangelnde Fälligkeit des Honoraranspruches be-
haupten?

III. Darstellung der Judikatur und der darin zu
findenden Begründungen

In der zeitlich ersten E, auf die der OGH und andere Gerichte in
der Folge zu den hier einschlägigen Fragen immer Bezug genom-
men haben, sprach der OGH am 30. 6. 19252) aus, daß die An-
gemessenheit eines Anwaltshonorars für den Zeitpunkt der voll-
brachten Leistung festzustellen sei. Es folgerte daraus: „Im vorlie-
genden Falle war die Tätigkeit . . . im Jänner . . . vollendet und ist
daher die Umrechnung dieses . . . Betrages auf diesen Zeitpunkt
vorzunehmen.“

Der (uE unzulässig verkürzte) Leitsatz dieser E lautet: „Geldentwer-
tung; § 1152 ABGB. Für die Festsetzung des Anwaltshonorars ist
der Zeitpunkt der Beendigung der Vertretung maßgebend.“

In seiner nächsten E vom 12. 6. 19303) nahm das Höchstgericht
auf vorstehende E Bezug, indem es aussprach, daß im Hinblick auf
die Geldentwertung die Vollendung des Geschäftes der maßge-
bende Zeitpunkt für die Festsetzung des Anwaltshonorares sei.

Weiters qualifizierte der OGH den Vertrag des Anwalts mit dem
Klienten als entgeltlichen Auftrag. Da das Gesetz aber den Bevoll-
mächtigungsvertrag als einen in der Regel unentgeltlichen behan-
delt, enthält es keine Bestimmung über die Entlohnung. Er ist daher

1) Gerold/Schmidt/v Eicken/Madert, Bundesgebührenordnung für Rechts-
anwälte, Kommentar13 (1997) 8 und 343ff.

2) JBl 1925, 175f.
3) SZ 12/144 = ZBl 1930/298 (770f).



AnwBl 1999/4 213

Abhandlungen

gemäß § 7 ABGB durch die Regeln über den Werkvertrag zu er-
gänzen. „Diesfalls“ bestimmt § 1170 ABGB, daß in der Regel das
Entgelt nach vollendetem Werk zu entrichten ist. Der OGH führt
ferner aus, daß aber, wenn das Werk in gewissen Abteilungen
verrichtet wird, der Unternehmer befugt sei, einen verhältnismäßi-
gen Teil des Entgelts und der gemachten Auslagen schon vorher zu
fordern.

Eine diesbezügliche Verpflichtung des Rechtsanwaltes bestehe
nicht. Die Fälligkeit des Anspruches auf das Teilhonorar beginne
mit dessen Einforderung.4)
Kurz darauf (am 1. 4. 1931) entschied der OGH,5) daß der An-
waltsvertrag, was die Fälligkeit des Werklohnes betrifft, als ein
Werkvertrag behandelt werde und in der Regel, dh wenn nichts
anderes vereinbart ist, das Entgelt erst nach vollendetem Werk zu
entrichten sei (§ 1170 ABGB). Solange der Anwalt aufgrund eines
einheitlichen, wenn auch mehrere Leistungen umfassenden Auftra-
ges handelt, werde sein Entgelt erst bei Erledigung des ganzen
Auftrages fällig. Erst von da an laufe die Verjährungsfrist.

Erst fast 20 Jahre später urteilte das Höchstgericht wieder zur Fäl-
ligkeit des Honoraranspruches.6) Ausgehend von der Rechtsmei-
nung der (hier schon dargestellten) E SZ 12/144 komme es für
den Beginn der dreijährigen Verjährung darauf an, wann der Ho-
noraranspruch fällig wurde. Dieser Zeitpunkt sei mit der Beendi-
gung des Auftragsverhältnisses festzusetzen. „Solange der Anwalt
noch in die Lage kommen kann, pflichtgemäß im Interesse des
Klienten tätig zu werden, ist das Mandatsverhältnis nicht erloschen
und daher auch die Fälligkeit des Honoraranspruches nicht einge-
treten.“
Auch am 24. 2. 1954 vertrat der OGH7) die Ansicht, daß die Ko-
stenforderung eines Rechtsanwaltes im allgemeinen mit der Been-
digung seiner Tätigkeit fällig werde. Da eine Sondernorm für den
Bevollmächtigungsvertrag fehle, könne § 1170 ABGB sinngemäß
herangezogen werden.
Keine neuen Argumente sind den E vom 12.8) und 15. 12. 19669)
zu entnehmen.
Im Jahre 1989 folgte diesen Ausführungen das OLG Wien.10) Es
wies unter Berufung auf die zuletzt zitierten E die Klage eines
Rechtsanwaltes ab, der nach Abschluß des Verfahrens in erster In-
stanz Kostennote gelegt und Fälligkeit seines Honoraranspruches
behauptet hatte. Die Begründung lautet ganz lapidar: „Die Vertre-
tungstätigkeit eines Rechtsanwaltes stellt eine als Einheit zu bewer-
tende Gesamtleistung dar, welche durch Zweckerfüllung (Beendi-
gung eines Prozesses) beendet wird. Jede andere Fälligkeit, insbe-
sondere Honorierung nach Teilleistungen, würde einer gesonder-
ten Vereinbarung bedürfen.“
Auch die Tatsache, daß die Vorjudikatur nur die Fragen der Geld-
entwertung bzw der Verjährung, nicht jedoch das Problem behan-
delt hat, wann ein Rechtsanwalt frühestens abrechnen dürfe, wird
vom OLG „zur Seite gewischt“, weil die Rechtsprechung „unzwei-
felhaft und allgemein gültig die Tätigkeit als eine zielgerichtete Ein-

heit darstellt“. Auch die Berufung des Anwaltes in dessen Rechts-
mittel auf § 1170 2. Satz ABGB wurde verworfen, weil sich der
Gesetzgeber des grundsätzlichen Unterschiedes des Entgeltan-
spruches beim Bevollmächtigungsvertrag und beim Werkvertrag
bewußt gewesen wäre. Die Gegenüberstellung des § 1170 ABGB
zu der Bestimmung des § 1014 ABGB zeige, daß der Gewaltge-
ber einen Vorschuß lediglich auf Barauslagen, nicht aber auf das
Entgelt, zu leisten habe.

Auch in seiner jüngsten Entscheidung wendet das OLG Wien11) für
die Entlohnung des Rechtsanwaltes nur die Regeln über den Werk-
vertrag an. Daran vermöge § 16 Abs 1 1. Halbsatz RAO nichts zu
ändern, weil das bisherige Honorar „zweifellos nicht unter den
Begriff ‚Belohnung‘ in der zitierten Bestimmung zu subsumieren“
sei.

Das Referat der Judikatur hat ergeben, daß nach dieser weder die
Bestimmungen der RAO noch die des § 1014 ABGB, sondern nur
§ 1170 ABGB das Problem der Fälligkeit des Entgeltanspruches re-
geln soll. Begründet wurde diese Judikatur in den 20er Jahren mit
der (damals extrem hohen) Geldentwertung, mit dem bloßen Hin-
weis, daß das Gesetz keine Bestimmung über die Entlohnung beim
Auftrag allgemein und im speziellen bei der Beauftragung eines
Rechtsanwaltes enthalte und daher ausschließlich § 1170 ABGB
(eine werkvertragliche Regelung) heranzuziehen sei, um die Frage
der Fälligkeit des Honoraranspruches eines Rechtsanwaltes zu lö-
sen. Dieser dürfe erst nach vollendetem Werk (das heißt nach
rechtskräftiger Beendigung eines Prozesses) Rechnung legen.

All die genannten Aussagen der zitierten Judikatur sind in der Folge
kritisch zu hinterfragen.

IV. Stellungnahme zu dieser Judikatur

a) Zur Anwendbarkeit von § 1170 ABGB

§ 1170 ABGB regelt die Fälligkeit des Werklohnanspruches, ent-
gegen der oben dargestellten Judikatur aber nicht des Entgelts-
anspruches beim Auftragsvertrag und schon gar nicht des Hono-
raranspruches eines Rechtsanwaltes.

Es scheidet eine direkte und entgegen der Rsp auch eine analoge
Anwendung aus. Letztere verbietet sich schon deswegen, weil es
an einer Lücke, also an einer planwidrigen Unvollständigkeit der
Gesetze, fehlt. Sowohl § 16 RAO für den „Rechtsanwaltsvertrag“
als auch §§ 904 und 1417 ABGB regeln die Frage der Fälligkeit
von Ansprüchen einschlägiger Natur.

4) Die Hervorhebungen erfolgten durch die Autoren.
5) ZBl 1931/243 (688f).
6) SZ 22/44.
7) SZ 27/49.
8) SZ 39/211.
9) JBl 1967, 622.

10) OLG Wien 17. 11. 1989, 5 R 291/87.
11) OLG Wien 25. 9. 1997, 1 R 170/97w.
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Gemäß § 16 RAO kann sich ein Rechtsanwalt jederzeit „eine Be-
lohnung“, also ein Honorar, ausbedingen. Die völlig begründungs-
lose Gegenmeinung des OLG Wien, daß unter „Belohnung“ iS der
genannten Gesetzesstelle nicht das Honorar eines Rechtsanwaltes
zu verstehen sei, verstößt gegen sämtliche Auslegungsregeln des
§ 6 ABGB und gegen die ständige Judikatur.12) Bei der Wortinter-
pretation ist der übliche Sprachgebrauch zu bestimmen. Unter
Belohnung ist also dasselbe wie unter Honorar, nämlich die Vergü-
tung für Arbeitsleistungen in freien Berufen, zu verstehen. Die An-
ordnung des 2. Halbsatzes von § 16 RAO verbietet außerdem,
unter Belohnung ein vom Prozeßerfolg anhängiges Entgelt zu
verstehen (ein Paradefall systematischer Interpretation). Nur die
synonyme Verwendung der Begriffe „Belohnung“ und (Rechts-
anwalts-)Honorar ist uE rechtens.

Auch die historische Interpretation macht deutlich, daß die Annah-
me einer unterschiedlichen Bedeutung der Begriffe Honorar und
Belohnung ungerechtfertigt ist.13)

Unverständlich erscheint weiters, warum die schon erwähnte Judi-
katur die Bestimmungen der §§ 904 und 1417 ABGB vollständig
ignorierte. Zu hinterfragen ist auch die Bedeutung des Gesetzesbe-
griffes „bedingen“ iS des § 16 RAO, im angeblichen Unterschied
zu „fälligstellen“.

Das Wort bedingen ist nach der Wortinterpretation iS von „sich
ausbedingen“ = „verlangen“14) zu verstehen. Insbesondere im Zu-
sammenhang mit dem Wort jederzeit kann das Wort „bedingen“
nur iS von „verlangen“ verstanden werden. Wollte man unter dem
Worte „bedingen“ den Begriff „vereinbaren“ verstehen, so würde
der ausdrückliche Wortinhalt des § 16 Abs 1 RAO, nämlich der
Begriff „jederzeit“, konterkariert werden. Da eine Vereinbarung
Konsens voraussetzt, Konsens jedoch nicht einseitig herbeigeführt
werden kann, sohin der Mitwirkung einer anderen Person bedarf
und somit der Zeitfaktor (arg „jederzeit“) nicht in der alleinigen
Disposition einer der Vertragsparteien, konkret des Rechtsanwal-
tes, stünde, erscheint klargestellt, daß jede andere Wortinterpreta-
tion als die genannte dem Gesetzestext zuwiderliefe. Daß aus der
Berechtigung jederzeit ein Honorar verlangen zu dürfen, auch die
Berechtigung des Rechtsanwaltes folgt, sein Honorar jederzeit
fällig zu stellen, bedarf nach Ansicht der Autoren keiner weiteren
Begründung.

Selbst wenn man aber davon ausgehen wollte, der Begriff „bedin-
gen“ iS des § 16 Abs 1 1. Halbsatz RAO sei iS von „vereinbaren“
zu verstehen, wäre davon auszugehen, daß mangels einer solchen
Vereinbarung iS der §§ 904 und 1417 ABGB „mangels einer Be-
stimmung einer gewissen Zeit für die Erfüllung eines Vertrages“ die
zuletzt genannten Gesetzesbestimmungen zum Tragen kämen.

Der Lohn für die rechtsanwaltliche Tätigkeit kann also uE „so-
gleich“ gefordert werden. Für die Fälligstellung eines Rechtsan-
waltshonorares finden sich nämlich (sogar mehrere) gesetzliche
Bestimmungen, sodaß es an einer Lücke als Voraussetzung einer

Analogie mangelt. Die von der Rechtsprechung per analogiam
herangezogene Regelung über den Werkvertrag ist für die vorlie-
gende Problematik unanwendbar. Die „alte“ höchstgerichtliche
Rechtsprechung in den 20er Jahren hatte sich auch nicht zur Frage
der frühestmöglichen Fälligstellung, sondern zum ganz anders ge-
lagerten Problem des Verjährungsbeginns bei (zu?) später Legung
einer Honorarrechnung entwickelt. Außerdem befaßt sich die Judi-
katur des OGH mit der Fälligkeit des Honoraranspruches die eo
ipso eintritt, welche Problematik wohl von der Fälligstellung durch
aktives Tun des Rechtsanwaltes zu unterscheiden ist.
Es darf bei näherem Studium der oben dargelegten Judikatur des
OGH angenommen werden, daß dieser in erster Linie eine sach-
gerechte Lösung betreffend die in den entschiedenen Fällen aufge-
worfene Problematik der Geldentwertung sowie der Verjährung im
Auge hatte und die Problematik, ob der Rechtsanwalt von sich aus
durch eigenes Tätigwerden seinen Honoraranspruch gemäß § 16
Abs 1 1. Halbsatz RAO fällig stellen könnte (im Gegensatz zur Pro-
blematik, wann der Honoraranspruch eo ipso fällig wird), mangels
Relevanz gar nicht entscheiden wollte. Dafür spricht nicht nur die
durchaus im Ergebnis anwaltsfreundliche zuvor genannte Judikatur
des OGH, welche sich inhaltlich mit § 16 Abs 1 1. Halbsatz RAO
ebensowenig wie mit den §§ 904 und 1417 ABGB auseinander-
gesetzt hat, sondern auch die ständige Rechtsprechung des
Höchstgerichtes15) im Zusammenhang mit der Qualifikation des
Rechtsanwaltsvertrages als Bevollmächtigungsvertrag, auf den in
erster Linie die Vorschriften der RAO anzuwenden seien.16) Die Be-
stimmungen über den Dienst- und Werkvertrag finden auf den
Rechtsanwaltsvertrag ausdrücklich keine Anwendung.17) Auch ein
Blick auf die deutsche Judikatur macht deutlich, daß der Rechts-
anwaltsvertrag kein Werkvertrag ist. Nach der deutschen Judikatur
kann ein Werkvertrag nur dann vorliegen, wenn der Anwalt aus-
schließlich einen Vertrag zu entwerfen oder ein Rechtsgutachten zu
erstatten hat.18) Wenn aber – wie dargestellt – der Rechtsanwalts-
vertrag in erster Linie nach den Vorschriften der RAO zu beurteilen
ist und überdies hilfsweise zum Zwecke der Lösung der Frage der
Fälligkeit die §§ 904 und 1417 ABGB herangezogen werden
könnten, worin soll dann eine Regelungslücke liegen?
Selbst wenn man jedoch entsprechend der unseres Erachtens für
die Lösung der gegenständlichen Problematik unanwendbaren
Judikatur des OGH § 1170 ABGB subsidiär anwenden wollte,
wäre nachstehende Problematik zu beachten:

12) Strasser in Rummel2, Rz 6 zu § 1004 ABGB.
13) Fichtenbauer, Das Recht der freien Honorarvereinbarung und quota

litis, ÖAT 1975, II, 155.
14) Wahrig, Deutsches Wörterbuch2 (1997); Duden, Bedeutungswörter-

buch2 (1985).
15) OGH 27. 2. 1990, 4 Ob 607/89, 11. 10. 1989, AnwBl 1990, 42.
16) Die Hervorhebung erfolgte durch die Autoren.
17) 28. 11. 1968, EvBl 1969/198; 18. 11. 1970, NZ 1973, 177; 25. 5.

1971, NZ 1973, 156; Stanzl in Klang, Kommentar2 IV/I, 794.
18) Münchener Kommentar zum BGB3 IV, § 611 Rz 86.
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Was ist bei einem Rechtsanwaltsvertrag als Verrichtung eines Wer-
kes „in gewissen Abteilungen“ iS des § 1170 2. Satz ABGB zu
verstehen?

Bei Überlegung aller in Frage kommenden Kriterien kommt uE als
„Abteilung“ nichts Sinnvolleres als die Vertretungstätigkeit pro In-
stanz im Verlaufe eines Prozesses in Frage. Am Schluß der münd-
lichen Verhandlung hat nämlich der Rechtsanwalt in jeder Instanz
seine Kosten abzurechnen und eine Kostennote zu legen. Die aus-
drückliche Anordnung des Gesetzes lautet nun, daß diesfalls der
Unternehmer befugt ist, einen verhältnismäßigen Teil seines Ent-
gelts zu fordern. Bereits in der Standardliteratur19) wird dazu ver-
treten, daß eine selbständig abzurechnende Teillieferung jeden-
falls dann vorliege, wenn sie als solche übernommen wurde. Das
trifft bei einem Auftrag für lediglich einen Verfahrensabschnitt (vor-
erst wohl I. Instanz), der im Falle des Vorliegens einer Rechts-
schutzversicherung bedingungsgemäß vorgesehen ist (siehe dazu
Art 8.1.5.2 ARB 1994, nach welcher Bestimmung für ein Rechts-
mittelverfahren eine von der Kostendeckungszusage für das Ver-
fahren I. Instanz gesonderte Genehmigung des Rechtsschutzversi-
cherers eingeholt werden muß) und auch sonst wohl auch der Re-
gelfall sein dürfte – welcher Klient erklärt schon im vorhinein einen
Vertretungsauftrag für das Verfahren II. und/oder III. Instanz, wenn
er das Prozeßergebnis, die Urteilsbegründung und die tatsächli-
chen und rechtlichen Rechtsmittelmöglichkeiten und Rechtsmittelzu-
lässigkeiten noch gar nicht kennt und abschätzen kann –, wohl zu.
Damit fällt jedoch auch das im wesentlichen unbegründete Argu-
ment des OLG Wien in seiner Entscheidung 5 R 291/87 dahin,
die Vertretungstätigkeit des Rechtsanwaltes stelle eine als Einheit
zu bewertende Gesamtleistung dar. Der Rechtsanwalt schuldet in
der Regel (siehe die oben genannten Ausnahmen) keinen Erfolg!!!!
Seine Tätigkeit stellt daher keine als Einheit zu bewertende Ge-
samtleistung dar.

Eine analoge Anwendung des § 1170 ABGB verbietet sich nicht
nur aus den oben dargelegten rechtlichen Überlegungen, sondern
auch aus Überlegungen der Billigkeit. Warum sollte der Rechtsan-
walt seinen Honoraranspruch von Umständen abhängig machen
müssen, welche weder in seiner Ingerenz gelegen sind noch von
ihm vorausberechnet werden können? Eine Analogie zum Werk-
vertrag erscheint – wenn überhaupt – der Deutschen Judikatur fol-
gend, nur dort angezeigt, wo der Anwalt ausschließlich einen Ver-
trag oder ein Rechtsgutachten zu erstatten hat. Diesfalls wird die
Fälligkeit seines Honoraranspruches wohl in erster Linie von sei-
nem Fleiß und seinem schnellen Einsatz abhängig sein. Ganz an-
ders liegen die Dinge jedoch im Falle einer Prozeßvertretung. Wie-
so sollte etwa ein Rechtsanwalt bloß deshalb auf sein Honorar war-
ten müssen, weil beispielsweise sein Prozeßgegner den Prozeß
verschleppt oder aber eine Gerichtsabteilung aus Personalmangel
monatelang (und manchmal länger) unbesetzt bleibt?

§ 1170 ABGB stellt überdies nicht zwingendes Recht dar. Es ist
daher jede Vereinbarung über die Fälligkeit von Werklohnforde-

rungen zulässig. Daraus folgt, daß selbst in jenen Fällen, in wel-
chen man § 1170 ABGB anwenden wollte und in welchen man
überdies sachfremd entgegen den soeben zuvor getätigten Ausfüh-
rungen die Meinung vertreten wollte, unter Abteilungen iS des
§ 1170 2. Satz ABGB wären nicht die jeweiligen Verfahrensab-
schnitte pro Instanz zu verstehen, könnte jeder Rechtsanwalt mit
seinen Mandanten (Teil-)Fälligkeit seines Honorares vor Prozeßen-
de vereinbaren. Dies wird sich für die Rechtsanwaltschaft, nament-
lich bei Vorliegen einer Rechtsschutzdeckung, zwecks Vermeidung
von Streitigkeiten, empfehlen. In diesem Zusammenhang sei festge-
halten, daß die Rechtsschutzversicherungsbedingungen über die
Frage der Fälligkeit des Rechtsanwaltshonorares keine Regelung
enthalten. Wie könnten sie auch?! Die oben zitierten Entscheidun-
gen haben sich mit der Problematik des Vorliegens zweier vonein-
ander streng zu trennender, nicht notwendigerweise zwingend mit-
einander zusammenhängender Rechtsverhältnisse, nicht auseinan-
dergesetzt. Dem Rechtsanwaltsvertrag zwischen dem Rechtsanwalt
und dem Mandanten (= Rechtsschutzversicherter) einerseits steht
das Rechtsverhältnis zwischen Rechtsschutzversichertem anderer-
seits (= Mandanten) und Rechtsschutzversicherer zur Seite (oder
sollten wir besser sagen: gegenüber?). Wie bereits dargestellt, ent-
halten die Rechtsschutzversicherungsbedingungen keine Regelung
betreffend die Fälligkeit des Rechtsanwaltshonorars. Sie können
dies auch gar nicht, griffen sie doch dieserart in ein Rechtsverhält-
nis, in welches sie nicht involviert sind, zu Lasten Dritter ein. Da
sich der Rechtsschutzversicherer nach den Rechtsschutzversiche-
rungsbedingungen gegenüber seinem Versicherungsnehmer ver-
pflichtet hat, diesem die angemessenen Kosten des für den Versi-
cherungsnehmer tätigen Rechtsanwaltes bis zur Höhe des Rechts-
anwaltstarifgesetzes (RATG) oder, sofern dort die Entlohnung für
die anwaltlichen Leistungen nicht geregelt ist, bis zur Höhe der
autonomen Honorarrichtlinien (AHR) zu bezahlen (Art 6.1 ARB
1994), muß es wohl betreffend die Fälligkeit des Rechtsanwaltsho-
norares auch im Verhältnis zwischen Rechtsschutzversichertem
(= Mandanten des Rechtsanwaltes) und Rechtsschutzversicherer
auf das Rechtsverhältnis zwischen Rechtsschutzversichertem
(= Mandanten) und seinem Rechtsanwalt ankommen.20)

Auch ein Blick auf die vergleichbare Deutsche Rechtslage zeigt,
daß kein Anlaß besteht, den Rechtsanwalt zu verpflichten, auf sei-
ne Kosten zwecks Entlastung des Rechtsschutzversicherers, Prozes-
se vorzufinanzieren. Obwohl § 16 der Deutschen Bundesgebüh-
renordnung für Rechtsanwälte restriktiver gefaßt ist als § 16 RAO,
sieht er doch nicht die jederzeitige Fälligstellung einer Honorarfor-
derung durch den Rechtsanwalt vor, ist dennoch Fälligkeit des Ho-
noraranspruches lange vor rechtskräftiger Beendigung des Verfah-

19) Krejci in Rummel2, Rz 9 zu § 1170 ABGB.
20) Harbauer, Rechtsschutzversicherung, Kommentar zu den Allgemeinen

Bedingungen für die Rechtsschutzversicherung6 (1988) § 2 ARB 75
und 94, Rz 153.
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rens gegeben, weil zum Beispiel nach einer (in einem Urteil) ergan-
genen Kostenentscheidung (gleichgültig, ob diese rechtskräftig ist
oder nicht, womit jedenfalls in den durch das OLG Wien entschie-
denen Fällen, Fälligkeit bereits gegeben gewesen wäre) das Hono-
rar gefordert werden kann. Überdies räumt § 17 der genannten
Gebührenordnung21) dem Rechtsanwalt zusätzlich das Recht ein,
von seinem Auftraggeber für die entstandenen und voraussichtlich
entstehenden Auslagen und Gebühren22) einen angemessenen
Vorschuß zu fordern.

b) Die Rechtslage nach den §§ 904 und 1417 ABGB

Die in der bisherigen Judikatur unverständlicherweise vernachläs-
sigte Regelung des § 904 ABGB, die sich im 17. Hauptstück, also
bei „Verträgen und Rechtsgeschäften überhaupt“, findet, lautet
nämlich ganz klar und eindeutig auf das hier behandelte Problem
bezogen: Ist keine gewisse Zeit für die Erfüllung eines Vertrages
bestimmt worden, so kann sie sogleich, nämlich ohne unnötigen
Aufschub, gefordert werden. Diese Bestimmung gilt nach völlig un-
bestrittener Lehre für sämtliche Schuldverhältnisse,23) was bereits
aus der systematischen Stellung im (17. HS des) ABGB folgt.

Nämliches bestimmt § 1417 ABGB. Wenn die Zahlungsfrist auf
keine Art bestimmt ist, tritt die Verbindlichkeit, die Schuld zu zah-
len, mit Einmahnung ein.

Es wird erneut deutlich, daß in Wahrheit eine Regelungslücke, wel-
che durch die analoge Anwendung der Bestimmungen des Werk-
vertrages zu schließen sei, nicht existiert. Selbst wenn es nicht die
lex specialis des § 16 RAO geben sollte, so läge die Anwendung
der §§ 904 und 1417 ABGB zweifelsohne wesentlich näher als
die Anwendung des § 1170 ABGB.

V. Befassung mit möglichen Gegenargumenten

Ein allfälliger Einwand eines Rechtsschutzversicherers, der Hono-
raranspruch des Rechtsanwaltes sei mangels rechtskräftiger Pro-
zeßbeendigung nicht fällig, wäre, für sich allein genommen –
selbst unter Berücksichtigung der nach Ansicht der Autoren unan-
wendbaren oben zitierten Judikatur des OGH –, nicht schlüssig. Es
wäre weiters hinzuzufügen, es liege keine Teilleistung iS des
§ 1170 2. Satz ABGB vor, der Rechtsanwalt habe sein Honorar
von sich aus auch nicht fällig gestellt und überdies keine Verein-
barung zur Fälligkeit mit seinem Klienten (= dem rechtsschutzver-
sicherten Mandanten) getroffen. Ein Beweis für diese Einwände
wird regelmäßig angesichts der Tatsache, daß ein Klient das Ver-
tretungsverhältnis im Regelfall zu seinem Rechtsanwalt nicht vorzei-
tig durch den Rechtsanwalt aufgekündigt wissen möchte, wohl

nicht zu führen sein, es wäre denn, der Klient möchte von sich aus
das Vollmachtsverhältnis aufgelöst wissen, in welchem Fall sich
das Problem der Fälligkeit infolge Auflösung des Mandatsverhält-
nisses von vornherein nicht stellt.
Es bleibt also noch die Frage, ob der rechtsschutzversicherte Klient
eine Obliegenheitsverletzung seinem Rechtsschutzversicherer ge-
genüber zu vertreten hat, falls er mit seinem Rechtsanwalt eine Fäl-
ligkeit des Honorares des Rechtsanwaltes vor rechtskräftiger Been-
digung des Verfahrens vereinbart. Diese Frage wird nach Ansicht
der Autoren zu verneinen sein. Gemäß Art 8.1.4 der ARB 1994
hat der Versicherungsnehmer alles zu vermeiden, was die Kosten
unnötig erhöht. Nachdem es im Lichte der dargestellten Judikatur
wohl nicht Aufgabe der Rechtsanwaltschaft sein kann, zwecks Ko-
stenersparnis für den Rechtsschutzversicherer, Prozesse für deren
Versicherungsnehmer jahrelang vorzufinanzieren, kann von einer
unnötigen Kostenerhöhung wohl keine Rede sein. Es entspricht
nicht nur den Usancen der Rechtsanwaltschaft, sich in den meisten
Fällen ein Honorarkonto bezahlen zu lassen, es ist dies auch
durchaus die Praxis in anderen Branchen. Kein Werkunternehmer
übernimmt heutzutage einen Werkauftrag ohne entsprechenden
Vorschuß. Auch Versicherungsprämien sind im voraus zur Zahlung
fällig.24) Es erscheint nun höchst unbillig, die Versicherungsprämie
selbst im vorhinein zu kassieren, im Versicherungsfall jedoch das
Risiko (zumindest zum Teil) durch Zahlung im nachhinein auf einen
Dritten (= Rechtsanwalt) zu überwälzen.

VI. Zusammenfassung

Nach der gesicherten Rechtsprechung sind in erster Linie die Be-
stimmungen der RAO auf den Rechtsanwaltsvertrag anzuwenden.
Die Fälligkeit seines Honoraranspruches kann jederzeit durch ein-
seitige Erklärung des Rechtsanwaltes iS des § 16 Abs 1 RAO her-
beigeführt werden. Selbst wenn diese Beurteilung der Autoren
nicht zuträfe, so läge die Anwendbarkeit der §§ 904 und 1417
ABGB jedenfalls näher als die Anwendbarkeit des § 1170 ABGB.
Im letzten Falle wäre jedoch das Legen einer Honorarnote nach Be-
endigung eines Verfahrensabschnittes in einer Instanz jedenfalls
als Teilleistung iS des § 1170 2. Satz ABGB anzusehen, sodaß
auch diesfalls unbestreitbar Fälligkeit des Honoraranspruches des
Rechtsanwaltes vorgelegen sein muß.

21) Gerold/Schmidt/v Eicken/Madert, Bundesgebührenordnung für Rechts-
anwälte13, 8 und 352ff.

22) Unter Gebühren versteht der Deutsche Gesetzgeber das Rechtsanwalts-
honorar.

23) Reischauer in Rummel2, Rz 1 zu § 904 ABGB.
24) § 35 VersVG.
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Prof. Dr. Viktor Mayer-Schönberger*), Harvard, und RA Mag. Michael Pilz, Wien

E-Commerce: Rechtliche Rahmenbedingungen
und Notwendigkeiten

Vorwort

Der elektronische Geschäftsverkehr verspricht eine der ganz gro-
ßen Herausforderungen der nächsten Jahre zu werden, birgt er
doch nicht nur vielfältige Chancen zur Vertiefung und Verbreite-
rung – vor allem auch des grenzüberschreitenden Geschäftsver-
kehrs –, sondern auch eine Reihe von Gefahren. Es müssen daher
Bestimmungen geschaffen werden, die, ohne diesen Geschäftsver-
kehr unmöglich zu machen, doch bestimmte, insbesondere konsu-
mentenorientierte, Regelungen einführen.
Auch für die rechtsberatenden Berufe eröffnen sich neue Möglich-
keiten und Geschäftsfelder, wie zum Beispiel die Rechtsberatung,
wie Internet, aber wohl auch die Vertretung beim Abschluß von
Verträgen, die auf diesem Wege zustande kommen. Eines der
Kernprobleme dieses Geschäftsverkehrs werden, neben der Ver-
traulichkeit, vor allem die Authentizität sein, weil der Empfänger
immer sicher sein muß, daß die ihm zugegangene Mitteilung tat-
sächlich dem Absender zurechenbar ist.
Die folgende Darstellung setzt sich mit diesem Problemkreis ausein-
ander und gibt einen ausgezeichneten Überblick über den derzei-
tigen Stand der Technik zur Zertifizierung.

Dr. Gerhard Benn-Ibler
Vizepräsident

Das Internet ist heute schon fast alltäglich geworden. Hunderttau-
sende benutzen es allein in Österreich, um im großen Meer der In-
formation das Richtige zu finden.
Aber das Internet ist mehr als nur ein großer Informationsschatz,
durch den man sich langsam durchklicken kann. Unternehmen,
aber auch Konsumenten, erwarten sich vom Internet eine einfache
Möglichkeit, Geschäfte abzuwickeln – für Konsumgüter, aber auch
für Information (etwa Software, Musik, Bilder oder Videofilme), die
gleich über das Netz zugestellt und konsumiert werden können.
So stellt sich für viele Anwender im Internet die Frage, ob in diesem
Cyberspace Rechtsnormen anwendbar sind, und, wenn ja, welche.
In den Anfängen des Internets hat sich die „Internet-Community“
lange Zeit dagegen gewehrt, das neue Medium sofort wieder Be-
schränkungen durch rechtliche Rahmenbedingungen auszuliefern.
Die Auffassung der Internet-Pioniere, der Cyberspace sei ein
rechtsfreier Raum, hat sich aber von Anbeginn an als unzutreffend
herausgestellt. Für die rechtsberatenden Berufe ergeben sich dar-
aus neue Herausforderungen bei Beratung und Vertretung von
Mandanten.1) Der vorliegende Beitrag versucht, in einer Zusam-
menschau einige wichtige Rechtsfragen der ökonomischen Prä-
senz im „Internet“ aufzuzeigen.2)

Selbstverständlich gelten am Internet schon jetzt die bestehenden
Gesetze. Das beginnt schon beim einfachen Vertragsabschluß, et-
wa beim Kauf eines Buches in einer Online-Buchhandlung oder
beim Bestellen von Blumen (oder gar Pizza?) übers Internet. In
Österreich ist das allgemeine Zivilrecht auf Rechtshandlungen im
elektronischen Wege anwendbar. Daher können Verträge über
das Internet abgeschlossen werden, so wie im wirklichen Leben
auch. Man braucht dazu weder Unterschriften noch Handschlag,
sondern lediglich zwei übereinstimmende Willenserklärungen der
beiden Vertragspartner über die wesentlichen Vertragsbestand-
teile. Beim Kauf etwa genügt die Einigung über Ware und Preis,
um einen gültigen Vertrag abzuschließen.

Neben dem Zivilrecht sind für den elektronischen Geschäftsverkehr
auch das Medienrecht, das Telekommunikationsgesetz (Internet-
Provider sind Telekommunikationsdienstleister und unterliegen den
Rechten und Pflichten dieser Anbieter gemäß dem TKG), das Wett-
bewerbsrecht (auch im Internet dürfen Kennzeichenrechte Dritter
nicht verletzt werden und kann Werbung wettbewerbswidrig sein),
das Urheberrecht (die Verwertung von geschützten Werken im In-
ternet kann einen unzulässigen Eingriff in die Ausschließlichkeits-
rechte des Urhebers darstellen) und selbstverständlich das Straf-
recht (auch auf elektronischem Wege lassen sich Betrügereien, ge-
fährliche Drohungen und sonstige Mißbräuche begehen; selbstver-
ständlich ist auch die Verbreitung bestimmter Inhalte mit Strafe be-
droht) von Bedeutung.

Die am Internet abgeschlossenen Verträge sind daher grundsätz-
lich gültig, jedoch wird es für die Vertragsparteien nicht immer
leicht sein, Vertragsabschluß und -inhalt zu beweisen. Denn das
Internet ist ein offenes Netz. Nachrichten können theoretisch von
Unbefugten abgefangen, gelesen, ja sogar verfälscht wieder wei-
tergeschickt werden. In jedem Gerichtsverfahren wird jener Ver-
tragspartner, der nicht an den Vertrag gebunden sein will, behaup-
ten, die auf elektronischem Weg dem anderen zugegangene Wil-
lenserklärung zum Abschluß des Vertrages stamme nicht von ihm.

Geschäftspartner am Internet wünschen sich daher die Vertraulich-
keit ihrer Kommunikation und die Authentizität des Kommunikati-
onspartners, also die Sicherheit, daß der andere der ist, der er vor-

*) Dr. Viktor Mayer-Schönberger lehrt an der Kennedy School of Govern-
ment der Harvard University.

1) Vgl zu diesen rechtsberatenden Herausforderungen Mayer-Schön-
berger/Schneider-Manns-Au (Hrsg), Der Jurist am Infohighway – Über
die Zukunft eines Berufsstandes (1997).

2) Vgl dazu auch Brenn, Zivilrechtliche Rahmenbedingungen für den
rechtsgeschäftlichen Verkehr im Internet, ÖJZ 1997, 641.
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gibt zu sein. Technisch lassen sich diese Wünsche unter Anwen-
dung kryptografischer Methoden lösen.
Was aber ist Kryptografie?3)
Kryptografie ist die Technik der Verschlüsselung von Nachrichten.
Verschlüsselte Nachrichten sind nicht mehr „verständlich“, sondern
erscheinen als zufällige Aneinanderreihung von Zeichen. Nur
jemand, der die verschlüsselte Nachricht wieder in die richtige
Ordnung bringen, also „lesbar“ machen, kann, ist in der Lage, die
darin enthaltene Nachricht auch zu verstehen. Verschlüsselung
selbst ist das Ersetzen eines bestimmten Zeichens durch ein willkür-
lich gewähltes anderes Zeichen. Die Verschlüsselung erfüllt zwei
Aufgaben: Erstens stellt sie Vertraulichkeit sicher, indem außer den
gewünschten Kommunikationspartnern niemand anderer an der
Kommunikation teilhaben kann. Zweitens garantiert sie Authentizi-
tät: Weil nur die beiden Kommunikationspartner die gegenseitigen
Botschaften entschlüsseln können, weiß jeder, daß die Botschaft
auch wirklich vom anderen kommt.
Kryptografie wird oft als „geheimnisvoll“ dargestellt. Dabei ist
„codierte“ Kommunikation so alt wie die Kommunikation selbst.4)
Andeutungen und Metaphern machen es Außenstehenden schon
bei alltäglichen Gesprächen mitunter schwierig, den Inhalt der
Kommunikation zur Gänze zu verstehen. Und wenn sich Menschen
in einer fremden Sprache unterhalten, also ein unbekanntes Zuord-
nungssystem von Zeichen verwenden, können wir überhaupt nichts
mehr „entschlüsseln“.
Die Kryptografie ist die konsequente Fortsetzung dieser Verwen-
dung von spezifischen Zeichensystemen. Das Ergebnis einer Ver-
schlüsselung kann nur von dem wieder entziffert werden, der über
den Schlüssel, also die Art der Zuordnung, Bescheid weiß. Diese
Zuordnungsregeln der Ver- und Entschlüsselung sind meist mathe-
matische Algorithmen. Der Kommunikationspartner muß nur mehr
den verwendeten Algorithmus kennen, um die verschlüsselte Bot-
schaft zu entschlüsseln.
Ein derartiger mathematischer Algorithmus kann auch variable
Teile enthalten, zB eine bestimmte Text- oder Zeichenfolge, eine
Art Paßwort. Damit kann der Algorithmus selbst allgemein zugäng-
lich werden: Zur Entschlüsselung der Nachricht braucht man neben
dem (nun allgemein zugänglichen) Algorithmus dann auch das
Paßwort, mit dem verschlüsselt wurde. Man nennt diese Variable
„Schlüssel“ und diese Art der Verschlüsselung „private key encryp-
tion“. Als Faustregel gilt, daß die Verschlüsselung umso sicherer
ist, je komplexer der verwendete Algorithmus und je länger der
verwendete Schlüssel ist.
Das gemeinsame Wissen um den Schlüssel bei „private key
encryption“ – und damit die Schwachstelle dieser Verschlüsse-
lungsmethode – wurde durch mathematische Erkenntnisse in den
siebziger Jahren obsolet.5) Das neu entwickelte Verfahren sieht
nicht mehr vor, daß beide Kommunikationspartner einen gemein-
samen vertraulichen Schlüssel verwenden, sondern daß jeder zwei
Schlüssel benutzt: einen privaten und einen öffentlichen. Der öffent-

liche Schlüssel ist, im Gegensatz zum privaten Schlüssel, aber für
jeden zugänglich (zB auf der Visitenkarte), daher auch der Name
dieses Verfahrens: „public key encryption“.

Will nun A der B eine verschlüsselte Nachricht senden, die nur B
lesen können soll, dann verschlüsselt A die Nachricht mit Bs öffent-
lichem Schlüsselwort. Die so verschlüsselte Nachricht kann nur
mehr mit Hilfe von Bs dazupassenden privatem Schlüssel wieder
entschlüsselt werden. Damit ist Vertraulichkeit und Authentizität der
Empfängerseite gewährleistet: nur B kann mit ihrem privaten
Schlüssel die mit ihrem öffentlichen Schlüssel verschlüsselte Nach-
richt entschlüsseln.

Die Eleganz dieser Methode liegt in ihrer Umkehrbarkeit: A kann
auch mit seinem privaten Schlüssel eine Nachricht verschlüsseln
und versenden. Diese Nachricht kann zwar von jedem mit Hilfe
von As öffentlichem Schlüssel entschlüsselt werden, aber jeder
weiß damit auch, daß die Nachricht von A stammen muß, weil nur
A seinen privaten Schlüssel kennt. Das stellt Authentizität und Ver-
traulichkeit auf der Senderseite sicher.

Je nach den konkreten Bedürfnissen kann man nun die eine oder
die andere Variante von öffentlichem und privatem Schlüssel ver-
wenden und – besonders trickreich – die beiden auch hintereinan-
der einsetzen. So kann zuerst eine Nachricht mit dem öffentlichen
Schlüssel der Empfängerin verschlüsselt werden. Dann verschlüs-
selt man das Ergebnis dieser Verschlüsselung erneut, diesmal aber
mit seinem privaten Schlüssel. Damit ist auf beiden Seiten Authen-
tizität und Vertraulichkeit sichergestellt: Die Empfängerin verwen-
det zuerst den öffentlichen Schlüssel des Senders und weiß damit,
daß die Nachricht wirklich von diesem kommt (also authentisch
ist). Danach entschlüsselt sie mit ihrem privaten Schlüssel, der die
Authentizität auf ihrer Seite und die gemeinsame Vertraulichkeit
gewährleistet. Auch bei der „public key encryption“ gilt, daß die
Botschaft umso sicherer verschlüsselt ist, je länger der Schlüssel ist.

Bisher stellte Kryptografie kaum eine Gefahr für den Staat dar.
Denn (geheimdienstliche) Supercomputer konnten verschlüsselte
Texte rasch durch ausgefeiltes Durchprobieren möglicher Schlüssel
„knacken“.6) Trotzdem haben unzählige Staaten die Verschlüsse-
lung beschränkt. In Frankreich etwa war die Anwendung der Ver-
schlüsselung bis vor kurzem grundsätzlich verboten und durfte nur

3) Umfassend dazu Garfinkel, PGP (1996); Denning, Crypthography and
Data Security, Addison-Wesley (1983).

4) Kahn, The Codebreakers (1996).
5) Diffie/Hellman, New Directions in Cryptography, IEEE Transactions on

Information Theory, Band IT-22, Nr. 6 (1976); Chaum, Achieving Elec-
tronic Privacy, Scientific American, August 1996, 96ff; Levy, The
Cyberpunks vs Uncle Sam, The New York Times Magazine, June
12 1994, 44; Levy, Prophet of Privacy, WIRED 2.11, 126ff.

6) Vgl dazu die atemberaubenden Ausführungen zweier dem amerikani-
schen Geheimdienst NSA nahestehenden Wissenschafter anläßlich der
GIIC Konferenz Jänner 1996 – Harvard Law School, daß sie selbst (im
Wissen, was durch Supercomputer entschlüsselt werden kann) Schlüs-
sel mit einer Länge von 1024 bit verwenden.
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nach Lizensierung durch die Regierung erfolgen.7) In vielen andern
Ländern, darunter auch Österreich und den USA, ist jedenfalls der
Export von Geräten und Software zur besonders sicheren Ver-
schlüsselung in bestimmte Drittländer beschränkt oder verboten.8)
Mit der rasanten Zunahme der elektronischen Kommunikation wird
freilich das Bedürfnis nach sicherer Verschlüsselung und damit die
Forderung nach Liberalisierung geltender Bestimmungen größer.
Gleichzeitig ermöglicht nun die Technik Verschlüsselungen, die
nicht mehr einfach „geknackt“ werden können. Kryptografie ist da-
mit zum rechtspolitischen Thema geworden.
Seitdem prallen die gegensätzlichen Meinungen aufeinander.
Michael Froomkin hat in seiner umfassenden Arbeit9) die von den
beiden Seiten verwendeten Metaphern etwas überspitzt auf den
Punkt gebracht: „Big Brother“ gegen „Mafia-Terrorist“.10) Auf der
einen Seite sehen Befürworter in der frei zugänglichen Kryptogra-
fie die Möglichkeit, das Informationsstreben des Staates gegen-
über den Bürgern einzuschränken und dem Bürger ein Mindest-
maß an Privatheit zuzubilligen. Auf der anderen Seite argumentie-
ren Befürworter einer Regulierung, daß die Kryptografie nur dem
organisierten Verbrechen und Terroristen nutze, der gesetzestreue
Bürger hingegen durch die potentielle Zugänglichkeit seiner Nach-
richten ohnehin nichts zu befürchten hätte.
Um diesem Druck nach verbreitetem Einsatz von Kryptografie unter
Berücksichtigung der Sicherheitsinteressen des Staates Rechnung
zu tragen, unterbreitete vor einigen Jahren die amerikanische
Regierung einen in der Folge mehrfach modifizierten Vorschlag.11)
Dabei sollte die Verwendung und der Export von Verschlüsse-
lungen mit langen Schlüsseln und komplexen Algorithmen (sog
„strong encryption“) zwar erlaubt werden („Liberalisierung“), aller-
dings unter der Voraussetzung, daß jeder verwendete Algorithmus
auch einen „Universal“-Schlüssel zuläßt.12)
Dieser „Generalschlüssel“ muß bei einer unabhängigen Institution
(sog „Trusted Third Party“) gelagert und zB gegen Vorlage eines
Gerichtsbeschlusses ausgehändigt werden. Da niemand sonst Zu-
griff auf diesen Schlüssel hat und er überdies nur unter besonderen
Umständen herausgegeben wird, sei mit diesem „key escrow sy-
stem“ nach Ansicht seiner Befürworter13) eine akzeptable Balance
zwischen den beiden erwähnten Extrempositionen gefunden. Frei-
lich vergessen diese, daß die Skeptiker einer Regulierung genau in
der potentiellen Zugänglichkeit des Staates zum Generalschlüssel
das Hauptproblem sehen. „Key escrow“ kann daher schwerlich als
Kompromißformel in diesem Konflikt der extremen Gegensätze
verstanden werden.
Die Suche nach der richtigen Analogie:
Über diese aktuelle rechtspolitische Diskussion hinaus geht die Fra-
ge nach der grundrechtlichen Dimension der Regulierung von
Kryptografie und nach der richtigen Analogie zu bestehenden
Schutzbereichen. Fast automatisch denkt man da an das Recht auf
Privatsphäre,14) die amerikanische „privacy“,15) aber auch an das
Recht auf Vertraulichkeit der mediatisierten Individualkommunika-

tion,16) nicht zuletzt an den Datengeheimnisaspekt des allgemei-
nen Datenschutzes.17) Eine interessantere grundrechtliche Perspek-
tive ergibt sich freilich in der Verbindung der Kryptografie mit der
Kommunikationsfreiheit.

Halten wir uns nochmals vor Augen: Menschen sprechen miteinan-
der, indem sie Zeichen austauschen. Jedes Zeichen hat die Bedeu-
tung, die wir ihm geben. Durch Kultur und Konvention haben wir
mit bestimmten Zeichen bestimmte Bedeutungen verknüpft. Das er-
möglicht uns, miteinander zu kommunizieren. Was welche Zei-

7) Siehe Gesetz Nr 90–1170, Journal Officiel vom 30. 12. 1990; auch
die 1996 eingebrachte Novellierung bringt nur eine teilweise
Lockerung dieser restriktiven Haltung; Koops, Crypto Law Survey,
http://cwis.kub.nl/~frw/people/koops/lawsurvy.htm.

8) Für die USA vgl nur 22 C. F.R § 121.1 (XIII)(b)(1) 1994, die sog ITAR
(International Traffic in Arms Regulations) sieht vor, daß jedes krypto-
grafische Verfahren, das gleich oder höher komplex als die standardi-
sierte DES-Verschlüsselung ist, „Munition“ im Sinne des ITAR ist und da-
mit eine individuelle Exportlizenz erfordert; Phil Zimmerman ist Haupt-
figur des bekanntesten Falles dazu. Er schrieb ein frei zugängliches Pro-
gramm zur „public key encryption“ (PGP – „Pretty Good Privacy“).
Weil es als „strong cryptography“ im USENET „gepostet“ war und da-
her auch vom Ausland aus heruntergeladen werden konnte, wurde ge-
gen Zimmerman bis Anfang 1996 ermittelt. Ob die Exportbeschrän-
kung von Verschlüsselungs-Software verfassungswidrig ist, weil die
Software vom Schutzbereich der Meinungsfreiheit umfaßt ist, bleibt im
Rahmen dieses Artikels ausgespart. In den USA ist diese Frage umstrit-
ten. Vgl Mayer-Schönberger, Ganz Kryptisch? Juridikum 2/96, 4.

9) Froomkin, The Metaphor is the Key: Cryptography, The Clipper Chip,
and the Constitution, 143 Univ. Penn. L. Rev. 709 (1995).

10) Ibid, 846ff.
11) Der Vorschlag wurde unter den Namen Clipper, Capstone und Skip-

jack bekannt. Anfänglich sollte der verwendete Algorithmus vom NSA
kommen. Einmal sollte die Verwendung dieser Verschlüsselung gesetz-
lich vorgeschrieben werden, dann wieder nur bei Beschaffungen durch
Bundesbehörden verpflichtend sein. Die Fülle an unterschiedlichen Aus-
prägungen des Vorschlages ist kaum mehr zu überblicken. Eine Anfang
1996 veröffentliche Studie des amerikanischen National Research
Council beschäftigt sich intensiv mit diesen Vorschlägen und kommt
zum Ergebnis, daß sie alle untauglich sind. Dam-Lin (Hrsg), Cryptogra-
phy’s Role in Securing the Information Society, National Academic
Press (1996), am Netz unter http://www.replay.com/mirror/nrc/
nrc00.txt; zur gesamten Debatte ausführlich Diffie/Landau, Privacy on
the Line (1998).

12) Einen guten Überblick bietet Froomkin, The Metaphor is the Key, 742ff.
13) So im Ergebnis etwa auch der für diese Fragen im Justizministerium zu-

ständige Experte Brenn, Zivilrechtliche Rahmenbedingungen für den
rechtsgeschäftlichen Verkehr im Internet, ÖJZ 1997, 641.

14) ZB Art 8 MRK.
15) Griswold vs Connecticut, 381 U.S. 479 (1965) mag als „Leitstern“ und

Hinweis ausreichen.
16) In Österreich gewährleistet durch Art 10 und 10a StGG; vgl Art 10

MRK; in den USA beispielgebend aufgearbeitet durch Scheppele,
Legal secrets: equality and efficiency in the common law (1988) und
garantiert durch die zu der zum Fourth Amendment gehörenden
Beschränkung von „search and seizure“ ergangenen Fallrechtspre-
chung.

17) § 1 Abs 1 öDSG (Verfassungsbestimmung); freilich nur, soweit es sich
um „personenbezogene Daten“ handelt.
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chen bedeuten, ist also zunächst von jedem einzelnen abhängig.
In uns verknüpfen wir Zeichen mit Bedeutung. Den anderen verste-
hen, heißt, dem gleichen Zeichen die gleiche Bedeutung geben.
Wenn zwei Menschen ihre Kommunikation verschlüsseln, wählen
sie ein für andere unbekanntes Zeichen-Zuordnungssystem. Dazu
ist grundsätzlich kein besonderes Werkzeug notwendig. Es ge-
nügt, eine unbekannte Sprache zu sprechen.18)
Die Restriktion der Verschlüsselung bedeutet dann folgerichtig,
daß der Staat seine Bürger zwingt, ausschließlich in einem ihm be-
kannten Zeichensystem zu kommunizieren, sodaß der Inhalt ihrer
Kommunikation verständlich wird.19) Das heißt aber in letzter Kon-
sequenz, daß Bürger untereinander nur auf für Dritte potentiell ver-
ständliche Weise – ohne die Verwendung von verdeckten Andeu-
tungen, Metaphern oder Sprachspielen – kommunizieren dür-
fen.20) Das aber berührt wohl zentral das Recht der kommunikati-
ven Selbstbestimmung. Eine Regulierung der Kryptografie wäre da-
her primär am Grundrecht der Meinungsfreiheit, also an Art 13
StGG iVm Art 10 MRK, zu messen und die Verhältnismäßigkeit
dieses staatlichen Eingriffes in diesem Zusammenhang zu prü-
fen.21)
Ob eine die Kryptografie drastisch beschränkende Regelung im
Sinn des Art 13 StGG und Art 10 MRK überhaupt verhältnismäßig
sein kann, mag (auch in Ermangelung eines konkreten Regulie-
rungsmodells) dahingestellt bleiben. Nur so viel: Sie ist jedenfalls
direkter Eingriff in die Sphäre privater Kommunikation, „in der das
Nicht-Allgemeine frei von sozialer Kontrolle zwischen Privatleuten
verhandelt werden [kann]“.22) Allein das schon macht sie proble-
matisch.
Das hat auch die OECD eingesehen. Sie verabschiedete im Früh-
jahr 1997 nach langem Ringen Richtlinien für den Einsatz der
Kryptografie.23) Diese Richtlinien sind für die OECD-Länder nicht
bindend, aber wohl beispielgebend. Die USA, Frankreich, aber
auch teilweise (leider!) Österreich haben sich sehr lange für ein
Generalschlüssel-System stark gemacht. Am Schluß ist es dank des
Einsatzes von Experten und Bürgerrechtsbewegungen sowie der
Unterstützung der nordischen Länder anders gekommen: die Richt-
linien sichern eine weitestgehende Freiheit der Kryptografie zu und
sehen in ihrem Einsatz einen Kernbereich der zukünftigen Entwick-
lung zum elektronischen Geschäftsverkehr.
Und in der Tat: Immer größere Bereiche von Information und Kom-
munikation werden bereits heute elektronisch abgewickelt. Exper-
ten sagen eine Fortsetzung des immensen Anstieges auch während
der nächsten Jahre voraus.
Vergegenwärtigen wir uns nochmals: Das derzeit angewandte
Verfahren beruht auf der asymmetrischen Kryptografie. Dabei wer-
den für jeden Anwender mit Hilfe eines Computers zwei relativ
lange Zahlenkombinationen erzeugt, die miteinander mathema-
tisch in Beziehung stehen. Die eine Kombination, privater Schlüssel
genannt, verbleibt beim Anwender und darf auf keinen Fall be-
kannt werden. Die zweite Kombination, öffentlicher Schlüssel ge-

nannt, kann, ja soll an Dritte weitergegeben werden. Der Vorgang
ist einer Ausweisleistung sehr ähnlich: die Identität des Nachrich-
tenverfassers – und damit die Authentizität der Nachricht – wird
bestätigt. Neu ist, daß diese Methode elektronisch und über das In-
ternet hinweg angewendet werden kann. Damit lassen sich eben
die komplizierten Beweisprobleme im elektronischen Geschäftsver-
kehr drastisch vereinfachen.24)
Auch wenn die Technik die Hauptlast trägt, ist der Gesetzgeber
dabei zweifach gefordert: Er muß zum einen den Entwicklungs-
spielraum garantieren, damit diese für alle Beteiligten so notwendi-
gen wie wichtigen technischen Maßnahmen geschaffen und einge-
setzt werden können. Zum anderen muß er die rechtlichen Rah-
menbedingungen für den Aufbau einer Vertrauen gebenden Infra-
struktur zum Einsatz dieser Methoden schaffen. Denn im elektroni-
schen Geschäftsverkehr muß es Stellen geben, welche die Zugehö-
rigkeit eines Schlüssels zu einer bestimmten Person bestätigen, ge-
nauso wie es heute schon Stellen gibt, welche die Richtigkeit von
Ausweisen – und sei es nur die Bankkarte – bestätigen.
Weil man dem Urteil dieser Zertifizierungsstellen über die Zugehö-
rigkeit eines Schlüssels zu einer bestimmten Person im Geschäfts-
verkehr vertrauen können muß, sind an ihre Tätigkeit besondere

18) Während des 2. Weltkrieges etwa verwendete die US-Marine India-
ner, die einen sehr seltenen Dialekt sprachen, um vertrauliche Funksprü-
che auszutauschen. Froomkin, The Metaphor is the Key, FN 685; daß
in den USA selbst die Bestimmung von Englisch zur Amtssprache gegen
die Kommunikationsfreiheit verstößt, hat erst wieder ein Urteil bestätigt:
Yniguez vs Arizonans for Official English, 69 F.3d 920 (1995), dazu
Recent Cases, Ninth Circuit Invalidates Arizona Constitution’s Official
English Requirement, 109 Harv. L. Rev. 1827 (1996).

19) So auch Froomkin, The Metapher is the Key, 865ff.
20) Für die Nähe zwischen Zeichensystem und dem (dt) Grundrechtsbegriff

„Schrift“ sei (auch in Ermangelung einer eingehenden österr Dogmatik)
auf die dt Lehre beispielhaft verwiesen. Degenhart, Rz 164 zu Art 5
Abs 1 und 2 GG, Bonner Kommentar 1996: „Schrift ist jede Verbin-
dung von Zeichen, deren Bedeutungswert auf Grund irgendeiner Kon-
vention über den unmittelbar dargestellten Gegenstand hinausreicht“.
Vgl dazu auch die freie Wahl des Ausdrucksmittels; Degenhart,
Rz 160, aaO; auch Hoffmann-Riem, Rz 22, in Benda/Maihofer/Vogel
(Hrsg), Handbuch des Verfassungsrechts, 19942, 206; in Österreich
dagegen nur am Rande VfSlg 10.700/85, 12.086/89.

21) Nachdem der VfGH die strenge Prüfung der Intentionaliät des Grund-
rechtseingriffes aufgegeben hat (vgl VfSlg 11.297/1987), ist die Ver-
hältnismäßigkeitsprüfung dieser von übermittelten Inhalten unabhängi-
gen Regulierung der Kommunikationsfreiheit ein keineswegs zahnloser
Tiger. Würde die Regulierung (was zu erwarten ist) lediglich die Ver-
wendung von Krypto-Technik beschränken, die „manuelle“ Verschlüsse-
lung (zB durch Verwendung einer Kunstsprache) aber nicht regulieren,
wäre darüber hinaus auch die Frage der Sachlichkeit dieser Unterschei-
dung grundrechtlich zu thematisieren.

22) Berka, Medienfreiheit und Persönlichkeitsschutz, 1982, 175.
23) OECD Guidelines for Cryptography Policy, http://www.oecd.org/

dsti/sti/it/secur/prod/crypto2.htm.
24) Während die digitale Signatur kryptografische Algorithmen verwendet,

werden dabei die Informationen nicht verschlüsselt, sondern auf techni-
schem Wege nur untrennbar mit einer Bestätigung ihrer Authentizität
verbunden.
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Bedingungen zu knüpfen. Diese Bedingungen sind in den sog
Signaturgesetzen festgehalten.

In Deutschland wurde bereits 1997 ein Gesetz zu den digitalen
Signaturen verabschiedet.25) Andere europäische Länder haben
bereits nachgezogen oder sind im Begriff, dies zu tun.26) Die Kom-
mission der Europäischen Union hat in einer Mitteilung die Ver-
wendung dieser technischen Methoden für die Sicherung des elek-
tronischen Geschäftsverkehrs nachhaltig begrüßt und unterstützt.27)
Eine Richtlinie für den Bereich der Rahmenbedingungen von digi-
talen Signaturen ist in Vorbereitung. Ein erster Entwurf der Kommis-
sion lag bereits vor.28) Im Zuge der österreichischen Ratspräsident-
schaft konnte dieser Vorschlag aber nicht ausverhandelt werden.
In Frage stand dabei insbesondere die von einigen Mitgliedsstaa-
ten geforderte, von anderen abgelehnte – Einführung einer staatli-
chen Lizensierung von Zertifizierungsstellen. Am 24. 3. 1999 hat
der „Ausschuß der ständigen Vertreter“ in Brüssel einen endgülti-
gen Vorschlag („Gemeinsamer Standpunkt“) verabschiedet, der im
Herbst das Europäische Parlament passieren soll. Das österreichi-
sche Justizministerium ist derzeit mit der Erarbeitung eines nationa-
len Gesetzesentwurfs befaßt, der aber bislang nicht vorliegt.29)

Jede rechtliche Regelung kryptographischer Zertifizierungssysteme
hat nachstehende Punkte zu berücksichtigen30):

• freie Wahl der technischen Mittel: Die Technik entwickelt sich ge-
rade im Bereich der Informationstechnologien mit unglaublicher
Geschwindigkeit. Es wäre daher völlig verfehlt, würde man ge-
setzlich nur eine bestimmte technische Methode oder ein be-
stimmtes technisches Produkt vorschreiben oder versuchen,
durch staatliche Kontrolle auf die Wahl bestimmter technischer
Methoden Einfluß zu nehmen.31)

• marktwirtschaftliche Strukturen: Österreich hat sich im europäi-
schen Takt von den Monopolen im Telekommunikationsbereich
verabschiedet. Es wäre sinnlos, in einem Teilbereich der elek-
tronischen Kommunikation Monopole wieder einzuführen. Statt
dessen gilt es, marktwirtschaftliche Strukturen zu schaffen, um
die Einführung des elektronischen Geschäftsverkehrs für Unter-
nehmen und Konsumenten gleichermaßen positiv zu ermögli-
chen. Daher darf kein Monopol bei der Einrichtung der Zerti-
fizierungsstellen vorgesehen werden, aber auch nicht bei Stel-
len, die Verzeichnisse von digitalen Signaturen führen (eine Art
„Telefonbuch“ der digitalen Signaturen).

• unterschiedliche Zertifizierungsklassen: Wie im täglichen Leben
umfaßt auch der elektronische Geschäftsverkehr die unterschied-
lichsten Bereiche: vom Kauf einer Online-Zeitung für ein paar
Schilling über die elektronische Überweisung von ein paar tau-
send Schilling bis zum elektronischen Bestellwesen mit Aufträ-
gen von Hunderttausenden Schilling, ganz abgesehen von der
elektronischen Bestätigung eines Bauplanes durch einen Zivil-
techniker oder der Vidierung eines Dokumentes durch einen
Notar.

Diese ganz unterschiedlichen Anwendungsbereiche setzen diffe-
renzierte Arten der Identifizierung des Anwenders gegenüber
der Zertifizierungsstelle (persönlich mit Paß und Geburtsurkun-
de, oder auch nur mit Führerschein), der entstehenden Kosten für
und Sicherheit im Umgang mit dem Zertifikat durch den Anwen-
der, aber auch unterschiedliche technisch-organisatorische Be-
dingungen bei der Zertifizierungsstelle voraus. Auch Fragen der
Haftung und der laufenden Kontrolle sind entsprechend an die
konkreten Anforderungen anzupasssen. Dafür kann das für den
Bereich der Datensicherheit seit langem bekannte und bewährte
System der Abstufung in unterschiedliche Klassen auch für die-
sen Bereich nutzbar gemacht werden, das auch die Bedacht-

25) Art 3 Informations- und Kommunikations-Dienste-Gesetz (IuKDG), BGBl
I 1997/52v 28. 7. 1997, 1870 = Beilage zu CR 7/1997; dazu
Kuner, Das Signaturgesetz aus internationaler Sicht, CR 1997, 643.

26) Vgl die Übersicht in Mitteilung der Kommission an den Rat, das Euro-
päische Parlament, den Wirtschafts- und Sozialausschuß und den Aus-
schuß der Regionen, Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen
Parlaments und des Rates über gemeinsame Rahmenbedingungen für
elektronische Signaturen, KOM (1998) 297/2, am WWW unter http:/
/www.ispo.cec.be/eif/policy/com98297de.doc, (im folgenden kurz
EU-RL-Entwurf), 4. Die Normsetzung zu den digitalen Signaturen ging
von den USA aus (Simpson, Electric Word: The Don of Digital Sig-
natures, Wired (Features) 271. 1. 997); digitale Signaturen fanden
aber auch bereits Eingang in das russische Zivilrecht (Rumjanzew, Elek-
tronische Unterschrift nach dem neuen Russischen Zivilgesetzbuch,
CR 1997, 646).

27) Mitteilung vom 16. 4. 1997 an den Rat, das Europäische Parlament,
den Wirtschafts- und Sozialausschuß und den Ausschuß der Regionen
über eine „Europäische Initiative für den elektronischen Geschäftsver-
kehr“, KOM (1997) 157, sowie Mitteilung der Kommission vom 8. 10.
1997 an den Rat, das Europäische Parlament, den Wirtschafts- und
Sozialausschuß und den Ausschuß der Regionen, Sicherheit und
Vertrauen in elektronische Kommunikation – ein europäischer Rahmen
für digitale Signaturen und Verschlüsselung, KOM (1997) 503, am
WWW unter http://www.ispo.cec.be/eif/policy/97503de.zip.

28) Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates
über gemeinsame Rahmenbedingungen für elektronische Signaturen,
KOM (1998) 297/2.

29) Zur deutschen rechtspolitischen Diskussion vgl nur Horsten (Hrsg), Digi-
tale Signaturen: Grundlagen, Realisierungen, rechtliche Aspekte, An-
wendungen (1997); Bundesnotarkammer (Hrsg), Elektronischer Rechts-
verkehr. Digitale Signaturverfahren und Rahmenbedingungen (1995);
in Österreich Mayer-Schönberger, Das Recht am Info-Highway (1997),
143ff. Der österreichische Ministerialentwurf soll nach Auskunft des
zuständigen Sachbearbeiters im BMJ, Dr. Christian Brenn, im April zur
Begutachtung ausgesandt werden.

30) Zu dieser Frage bereits im Zuge eines Gesetzgebungsvorschlages
Mayer-Schönberger/Pilz/Reiser/Schmölzer, Sicher und echt: Der Ent-
wurf eines Signaturgesetzes, MR 1998, 107.

31) Die freie Wahl der technischen Mittel zum Zwecke der Gewährleistung
von Authentizität und Vertraulichkeit ist auch Kern der OECD Guideli-
nes for Cryptography Policy, aber auch der Mitteilung der Kommission,
Sicherheit und Vertrauen in elektronische Kommunikation – ein europäi-
scher Rahmen für digitale Signaturen und Verschlüsselung (FN 5); zur
rechtspolitischen Frage der Kryptografie vgl Mayer-Schönberger, Kryp-
tologisch? Die neue Versuchung im Cyberlaw, Juridikum 4/96, 14 und
Mayer-Schönberger, Das Recht am Info-Highway, 133ff.



222 AnwBl 1999/4

Abhandlungen

nahme auf technische Entwicklungen und Anwenderanforderun-
gen ermöglicht. So kann es eine Klasse von Zertifikaten für den
elektronischen Geschäftsverkehr bis zu öS 5000,– geben (eine
Klasse ähnlich der bekannten Bankomat-Karte); viel aufwendi-
ger und stringenter werden dem gegenüber die Voraussetzun-
gen für die Klasse der Zertifikate sein, die Notare oder Ziviltech-
niker verwenden, einfacher hingegen die Voraussetzungen für
Zertifikate etwa zur Abwicklung von Parkgebühren im Schilling-
bereich.

• ständige Anpassung auf dem Verordnungsweg: Durch die ra-
sante dynamische Entwicklung im Bereich der Telekommunikati-
on, aber auch der sich rasch ändernden Bedürfnisse nach be-
stimmten Klassen von Zertifikaten, bietet es sich an, diese Klas-
sen und die damit verbundenen Bestimmungen nicht gesetzlich
im Detail festzuschreiben, sondern dies dem Verordnungsgeber
zu überlassen Dieser ist dabei an die Grundsätze des Gesetzes
gebunden und muß die Verordnung dem jeweiligen Stand der
Technik anpassen.

• unabhängige Regulierungsbehörde: Zertifizierungsstellen wer-
den nur dann entstehen und sich umfassenden Auflagen und
Kontrollen unterwerfen, wenn sie davon ausgehen können, daß
die über sie entscheidende Regulierungsbehörde wirklich unab-
hängig ist. Schon im Bereich der Telekommunikation hat sich die
Einrichtung einer unabhängigen Verwaltungsbehörde in Form
der Telekom Control Kommission bewährt. Ein ähnlicher Weg
ist auch für die Regulierungsbehörde dieses Gesetzesentwurfes
indiziert.

• Koordination innerhalb der EU: Der elektronische Geschäftsver-
kehr ist kein nationales Projekt. Er ist ohne die internationale
Dimension nicht vorstellbar. Aus diesem Grund ist nicht nur auf
die Entwicklung innerhalb der Europäischen Union schon in der
Konzeption stets und mit Bedacht Rücksicht zu nehmen, sondern
auch Regelungen zu schaffen, mit denen die gegenseitige Aner-
kennung ausländischer Zertifikate möglich ist.

Im Zusammenhang mit den digitalen Signaturen wird immer wie-
der gefordert, daß durch gesetzliche Maßnahmen auch die Aner-
kennung digitaler Signaturen im Geschäftsverkehr erzwungen wer-
den soll. Diese Forderungen verkennen freilich den Grundsatz der
Privatautonomie. Es wäre verhängnisvoll, wenn man nur um der
kurzfristigen Steigerung der Akzeptanz von digitalen Signaturen
willen in dieses Fundament des österreichischen Zivilrechts eingrei-
fen wollte.32) Mehr noch: Die Akzeptanz am Markt kann nicht
durch Gesetze erzwungen werden, sie wird sich einstellen, wenn
die Marktteilnehmer auf die digitalen Signaturen vertrauen kön-
nen, also die Rahmenbedingungen der Zertifizierungsinfrastruktur
feststehen.

Davon unabhängig bedarf es der Novellierung des Zivil- und Zivil-
prozeßrechts, um digital signierte Unterschriften als „schriftlich“ im
Sinne der Gesetze anzuerkennen.

Umfassendes Vertrauen in die digitalen Signaturen kann aber nur
entstehen, wenn alle Zertifizierungsstellen den gesetzlichen Rah-
menbedingungen unterworfen sind. Würde man diese Selektion
vertrauenswürdiger Stellen einfach mit dem Hinweis dem Markt
überlassen, daß die „schlechten“ Zertifizierungsstellen ohnehin mit
der Zeit im Wettbewerb untergehen werden, setzte man damit die
Sicherheit Tausender Anwender aufs Spiel, deren Zertifikate und
damit deren Identität kompromittiert werden könnten.33)

In einem Beschluß des Ministerrates Anfang Juli 1998 wurden die
oben angeführten sechs Grundsätze ausdrücklich gebilligt. In den
nächsten Monaten sollte nun darauf aufbauend innerhalb des
Justizministeriums ein Textvorschlag unterbreitet werden. Gleich-
zeitig gehen die Verhandlungen auf Ministerebene innerhalb der
EU weiter. Noch für 1999 ist eine Verabschiedung ins Auge
gefaßt.

Durch den Einsatz der Kryptografie, verbunden mit den entspre-
chenden gesetzlichen Rahmenbedingungen, kann daher die Be-
weissituation bei Vertragsabschlüssen dramatisch verbessert und
damit wohl das letzte große Hindernis auf dem Weg zu einem
funktionierenden elektronischen Geschäftsverkehr genommen wer-
den. Vertragspartner können dann leichter die Vereinbarung einer
Leistung dem anderen nachweisen und die Erbringung dieser Lei-
stung nötigenfalls gerichtlich durchsetzen.

Aufgrund der Internationalität des Netzes, das durch seine Grund-
konzeption an nationale Grenzen nicht gebunden ist, stößt bei der
Durchsetzung aber die nationale Rechtsordnung rasch an ihre
Grenzen. Bei grenzüberschreitenden Rechtsfragen wird daher in
den allermeisten Fällen nicht zu prüfen sein, ob das Internet recht-
lichen Rahmenbedingungen unterliegt, sondern die Normen wel-
chen Nationalstaates auf konkretes Verhalten im Internet anwend-
bar sind.

Sachverhalte, die über rein nationale Grenzen hinaus gehen, gab
es natürlich schon vor der Erfindung des Cyberspace. Die Rechts-
ordnungen der Nationalstaaten enthalten daher in aller Regel Vor-
schriften über die Zuständigkeit und die Anwendbarkeit des je-
weils nationalen Rechtes (sogenannte „Kollisionsnormen“). Diese
Normen regeln, welches Recht auf einen Sachverhalt mit interna-
tionalem Bezug anzuwenden ist. Im Bereich des Strafrechtes gibt
es ausdrückliche Bestimmungen, wie weit die Grenzen der natio-
nalen Strafgerichtsbarkeit gehen und welche Delikte unabhängig
davon, an welchem Orte sie begangen werden, der Strafgerichts-
barkeit eines bestimmten Staates unterliegen. Letztlich knüpfen

32) So auch ganz explizit der EU-RL-Entwurf: „Der Grundsatz der Vertrags-
freiheit gestattet es den Parteien, auf der Grundlage der nationalen
Rechtsvorschriften, die Bedingungen für ihre Geschäftstätigkeit, zB die
Akzeptanz elektronischer Signaturen, frei zu vereinbaren.“ (EU-RL-Ent-
wurf, 6 f)

33) Ähnlich argumentierte auch der Vertreter des BMJ, Christoph Brenn, in
einem Vortrag bei der österreichischen Richterwoche (vgl „Elektroni-
sche Signatur“, SN vom 29. 5. 1998).
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auch die Zivilprozeßgesetze an ein Mindestmaß von nationalem
Bezug einer Rechtssache an, um einen Sachverhalt auch vor einem
österreichischen Gericht (oder einem anderen nationalen Gericht)
anhängig machen zu können; internationale Zuständigkeits- und
Vollstreckungsabkommen regeln die Zuständigkeit zwischen den
Staaten.
Am einfachsten stellt sich die Situation im Bereich der Immaterial-
güterrechte (Urheberrecht, Markenrecht, Musterrecht, Patentrecht)
und im Bereiche des unlauteren Wettbewerbs dar: In aller Regel ist
jenes Recht anwendbar, auf dessen Territorium die verletzende
Handlung stattgefunden hat oder sich auswirkt. Durch die weltweite
Präsenz des Netzes wirkt sich aber die Eingriffshandlung in jedem
Land der Welt aus.
In einem ersten Schritt ist nur zu prüfen, ob es sich bei den verwen-
deten Werken um urheberrechtlich geschützte Inhalte handelt. Dies
wird im Zweifel anzunehmen sein, da die Judikatur der Gerichte
den Schutz des Urheberrechtes sehr früh ansetzt. Auch einfache
Texte, kurze Musikwerke und schlichte Graphiken sind in aller
Regel urheberrechtlich geschützt.34) Sodann kann bereits Klage
gegen den unberechtigten Nutzer eingebracht werden, gleich, ob
es sich um eine im Inland tätige oder aufhältige Person handelt
oder nicht. Selbst gegen ausländische juristische Personen kann
ein Unterlassungs- und Zahlungsurteil erwirkt werden, die interna-
tionalen Vollstreckungsübereinkommen ermöglichen in vielen Fäl-
len auch die exekutive Durchsetzung dieser Ansprüche.
Wenn also ein Eingriff in fremde Urheberrechte stattfindet, so kann
der Berechtigte sich in jedem Land der Welt gegen diesen Eingriff
wehren, in dem sein Werk der Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt
wird. Auch wettbewerbswidrige Handlungen, wenn sie auch nur in
einem Land in das Internet eingespeist werden, können sich, wenn
ein Wettbewerbsverhältnis zu einem Mitbewerber besteht, auf den
Märkten eines anderen Landes auswirken. Dort ist ein Gerichts-
stand gegeben, vor dem der Verursacher der wettbewerbswidri-
gen Handlung, selbst wenn er Ausländer ist, geklagt werden kann.
Diffiziler ist es bei zivilrechtlichen Verträgen, beispielsweise Kauf-
verträgen: Gemäß § 36 IPRG ist bei schuldrechtlichen Verträgen in
der Regel das Recht jenes Staates anzuwenden, welchem die Ver-
tragspartei angehört, die die Sachleistung erbracht hat. Wer also
online in Österreich eine Ware bestellt, ist mit seinen Gewährlei-
stungs-, Schadenersatz- und sonstigen Ansprüchen auf die Rechts-
ordnung des Staates angewiesen, in welchem der vertragsschlie-
ßende Unternehmer seinen Sitz hat oder dem der Vertragspartner
kraft seiner Staatsbürgerschaft angehört. Dies kann natürlich insbe-
sondere im Bereich des Konsumentenschutzes zu unliebsamen
Überraschungen führen. Für den Bereich der EU wurde daher mit
der Fernabsatzrichtlinie,35) welche von den einzelnen Staaten in
nationales Recht umzusetzen ist, ein erweitertes Rücktrittsrecht des
Konsumenten und ein erhöhter Schutz vor unüberlegten Käufen ge-
sichert. Hilfreich sind auch das LGVÜ („Lugano-Übereinkommen“)
bzw das EuGVÜ („Brüsseler Übereinkommen“), dem zahlreiche

europäische (auch Nicht-EU-)Staaten beigetreten sind.36) Es regelt
zB Gerichtsstände am Sitz des Verbrauchers und an jenem Ort, an
welchem die Leistung erfüllt werden sollte.

Im Bereich des Strafrechtes ist eine Anwendbarkeit der nationalen
strafrechtlichen Bestimmung dann gegeben, wenn der Täter im In-
land gehandelt hat oder der strafbare Erfolg (auch) im Inland ein-
getreten ist oder eintreten hätte sollen.37) Wer online einem Dritten
übel nachredet, kann auch dann im Inland in Anspruch genommen
werden, wenn er seinen Sitz zwar im Ausland hat, die Information,
die die beleidigenden Inhalte enthält, aber im Inland dem Empfän-
ger und/oder dritten Personen zur Kenntnis gelangt ist. Für den
strafrechtlichen Bereich ist aber nicht gesichert, daß ein österreichi-
scher Strafrichter auch tatsächlich seine Jurisdiktion über einen aus-
ländischen Beschuldigten ausüben kann: Die Auslieferungsbestim-
mungen sind zwischenstaatlich nur rudimentär entwickelt, eine
Auslieferung von eigenen Staatsangehörigen kommt in aller Regel
überhaupt nicht in Betracht. Für sogenannte „politische“ Delikte,
etwa die Verbreitung von Neonazi-Propaganda, ist eine Ausliefe-
rung aus einem Drittstaat in den meisten Fällen aussichtslos.

Faktische Probleme bereitet das Medienrecht bei der Anwendung
auf Medien im Internet. Zum einen ist schon nicht klar, welches na-
tionale Gericht für die Verfolgung von Medieninhaltsdelikten im
Netz zuständig ist. Die internationale Präsenz des Internets läßt es
unwahrscheinlich erscheinen, daß von nationalen Strafgerichten
Medieninhaltsdelikte, die auf ausländischen Servern zugängig ge-
macht werden, verfolgt werden können (zumindest dann, wenn
der Medieninhaber im Inland nicht ausforschbar ist). Es existieren
aber auch praktische Probleme: Wie lange sollte eine Gegendar-
stellung im elektronischen Medium veröffentlicht werden müssen?
Eine Sekunde, einen Tag, genau so lange wie die Originalveröf-
fentlichung? Auch ist im Internet nicht klar, wer denn in diesen Fäl-
len der Medieninhaber ist, wird doch die Verbreitung des Medi-
ums in aller Regel durch den Provider besorgt, der aber – sofern es
sich nicht um dessen eigene Inhalte handelt – wohl nicht als der für
den Inhalt Verantwortliche angesehen werden kann.

Gerade diese auftretenden Probleme bei der internationalen
Rechtsdurchsetzung am Infohighway lassen es absehen, daß inter-
nationale Übereinkommen über die Frage des anwendbaren Rech-
tes und den Schutz der Konsumenten zunehmen werden. Grund-
sätzliche Zweifel über die Anwendbarkeit von Rechtsvorschriften
dem Grunde nach sollten aber bei den Nutzern des Internets (und
deren Beratern) schon heute nicht entstehen.

34) Vgl nur etwa OGH 7. 4. 1992, ÖBl 1992, 81 = MR 1992, 199 (mit
Anm M. Walter) = EvBl 1993/36 = wbl 1992, 340 = SZ 65/51 =
GRURInt 1993, 565 – Bundesheer-Formblatt.

35) ABl 88/592/EWG und ABl 90/C 189/02. Das EuGVÜ wurde mittler-
weile auch von Österreich ratifiziert (BGBl III 1998/167).

36) Vgl dazu ausführlich Mayr/Czernich, Die europäischen Zuständigkeits-
und Vollstreckungsübereinkommen (EuGVÜ u LGVÜ) (1998).

37) Vgl § 67 Abs 2 StGB.
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Der Verbraucher und der
Binnenmarkt
Der Verbraucherschutz wurde 1993 durch den Maastrichter Ver-

trag im Wege des Art 129a EGV als eigenständige Gemein-

schaftspolitik eingeführt. Nicht zuletzt im Sinne einer Hintanhal-

tung der Wettbewerbsverfälschung durch unterschiedliche natio-

nale Vorschriften und einer daraus möglicherweise resultierenden

Beeinträchtigung des freien Warenverkehrs nimmt der Schutz der

Rechte der Verbraucher in der EU im Rahmen des Binnenmarktes

einen immer größeren Stellenwert ein. Maßnahmen, die im Sinne

des Verbraucherschutzes auf Gemeinschaftsebene geleistet wur-

den und den ungehinderten Warenverkehr innerhalb der Gemein-

schaft gewährleisten sollen, sind etwa gemeinsame Standards für

Produktsicherheit sowie Etikettierung bzw Versandhandel.

Die Gemeinschaft setzt sich beim Schutz des Verbrauchers insbe-

sondere folgende Ziele:

• Schutz von Gesundheit und Sicherheit der Verbraucher (dies gilt

insbesondere für Vorschriften über „allgemeine Produktsicher-

heit“):

Eine generell verschuldensunabhängige Gefährdungshaftung

auf Gemeinschaftsebene wurde erstmals mit der Produkthaf-

tungs-Richtlinie1) festgelegt. Eine solche verschuldensunabhän-

gige Haftung sollte auch die angestrebte gemeinschaftsweite

Dienstleistungshaftung darstellen, eine Fortführung der im Jahr

1990 begonnenen diesbezüglichen Arbeiten ist aber wegen

des Widerstandes ua betroffener Wirtschaftskreise ins Stocken

geraten.

• Schutz der Wirtschaftsinteressen der Verbraucher (Beispiele hie-

für sind das gemeinschaftsweite Verbot der irreführenden Wer-

bung oder der Schutz des Verbrauchers bei „mißbräuchlichen

Vertragsbedingungen“):

„Haustürgeschäfte:“ Das Widerrufsrecht des Käufers innerhalb

einer Frist von sieben Tagen nach Vertragsschluß (Beginn des

Fristenlaufs nach Belehrung über Widerrufsrecht) soll den Ver-

braucher bei außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen

Kaufverträgen vor unlauteren Handelspraktiken schützen.2)

„Mißbräuchliche Vertragsbedingungen“: Bei der Kontrolle miß-

bräuchlicher Klauseln in Verbraucherverträgen handelt es sich um

eine horizontale und keine bereichsspezifische Maßnahme. Er-

faßt ist die Kontrolle von Vertragsinhalten, bei denen Klauseln vor-

formuliert sind und nicht ausverhandelt werden; ein Mißbrauch

besteht, wenn Klauseln zum Nachteil des Verbrauchers ein erheb-

liches und nicht gerechtfertigtes Mißverhältnis von vertraglichen

Rechten und Pflichten der Vertragspartner verursachen.3)

„Verbraucherkredit“: Der Anwendungsbereich bezieht sich auf

Kreditverträge einer gewissen Höhe. Sichergestellt werden soll

die Information des Verbrauchers über Kreditkosten, Kredit-

bedingungen und Umfang der aus dem Kredit resultierenden

Verpflichtungen.4)

„Pauschalreisen“: Neben bestimmten Ansprüchen an die durch

den Reiseveranstalter zur Verfügung gestellten Informationen uä

hat sich insbesondere der Art 7 der Pauschalreise-Richtlinie5) als

in der Praxis für den Verbraucher ausnehmend wichtig erwie-

sen, und dies nicht nur außerhalb Österreichs.6) Der Reiseveran-

stalter muß idS bekanntlich nachweisen, daß im Falle der Zah-

lungsunfähigkeit oder des Konkurses die Erstattung gezahlter

Beträge und die Rückkehr des Verbrauchers sichergestellt sind.

Diese Erstattungsgarantie gilt auch für vom Reisenden bereits

bezahlte Beträge, für die keine Gegenleistung erfolgt ist.7) Nicht

anwendbar ist die Richtlinie allerdings auf bestimmte Formen

des Schüleraustauschs.8)

„Time sharing“: Diese Richtlinie soll die Übervorteilung von Ver-

brauchern bei Verträgen über den Erwerb von Teilnutzungsrech-

ten an Immobilien (auch in finanzieller Hinsicht) verhindern und

regelt ua das Rücktrittsrecht bei solchen Verträgen.9)

• Möglichkeit der Information für den Verbraucher (darunter fallen

sämtliche Vorschriften betreffend Verpackung, Etikettierung so-

wie Angaben über Zutaten, Farbstoffe etc).

Das Verhältnis nationaler Rechtsvorschriften, die aus Verbraucher-

schutzaspekten Beschränkungen vorsehen, mit der Auslegung des

1) RL 85/374/EWG zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften der Mitgliedstaaten über die Haftung für fehlerhafte Produkte,
ABl L 210/1985, 29; umgesetzt in Österreich durch PHG 1988 idF
BGBl 1993/95.

2) RL 85/577/EWG betreffend den Verbraucherschutz im Falle von außer-
halb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen, ABl 372/1985,
31; umgesetzt in Österreich durch § 3 und 4 KSchG.

3) RL 93/13/EWG über mißbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträ-
gen, ABl L 95/1993, 29; umgesetzt in Österreich im wesentlichen
durch das KSchG (aber auch IPR-Gesetz, ABGB, ZPO).

4) RL 87/102/EWG zur Angleichung der Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften der Mitgliedstaaten über den Verbraucherkredit,
ABl L 42/1987, 48; umgesetzt in Österreich durch KSchG, BWG,
VAG, Verbraucherkredit-Verordnung, Verordnung über Standes- und
Ausübungsregeln für das Gewerbe der Personalkreditvermittler.

5) RL 90/314/EWG über Pauschalreisen, ABl 298/1990, 59; umgesetzt
in Österreich durch § 31b–31f KSchG, Verordnung über Ausübungs-
vorschriften für das Reisebürogewerbe, Reisebüro-Sicherungsverord-
nung.

6) Vgl EuGH, Dillenkofer ua, Rs C-178/94, C-179/94, C-188/94, C-
189/94, C-190/94, Slg 1996, I-4849.

7) EuGH, Verein für Konsumenteninformation/Österr Kreditversiche-
rungs AG, Rs C-364-96, Urteil vom 14. 5. 1998, vgl Stix-Hackl, AnwBl
1998, 374.

8) EuGH, AFS Intercultural Programs Finland ry, Rs C-237/97, Urteil vom
11. 2. 1999.

9) RL 94/47/EG zum Schutz der Erwerber im Hinblick auf bestimmte
Aspekte von Verträgen über den Erwerb von Teilnutzungsrechten an
Immobilien, ABl L 280/1994, 83.
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Art 30 EGV hatte der EuGH jüngst in einem vom HG Wien vorge-

legten Vorabentscheidungsersuchen zu behandeln. Der Gerichts-

hof schloß, daß Art 6 Abs 2 der Richtlinie 76/768/EWG10) der

Anwendung einer nationalen Regelung entgegensteht, wonach für

ein bestimmungsgemäß mit Schleimhäuten in Berührung kommen-

des kosmetisches Mittel (nämlich im Anlaßfall Zahnpasta) dann

nicht damit geworben werden darf, daß es ua die Entstehung von

Parodontose verhindere, wenn in seiner Zusammensetzung keiner

der in der Regelung als zur Erreichung dieses Ergebnisses geeignet

aufgezählten Wirkstoffe enthalten ist und der Betreffende keine

Genehmigung zur Verwendung anderer Stoffe erhalten hat.11)

Nach Meinung des Gerichtshofs ist im österr Anlaßfall die Notwen-

digkeit, eine entsprechende Genehmigung einzuholen, ein Hinder-

nis für den freien Warenverkehr mit dem betreffenden Erzeugnis,

das insofern nicht gerechtfertigt wäre, als der Schutz von Ver-

brauchergesundheit und Lauterkeit des Handelsverkehrs auch

durch Maßnahmen gewährleistet werden könne, die weniger be-

schränkende Auswirkungen auf den freien Warenverkehr haben

als der automatische Ausschluß der Werbung durch die strittige

österreichische Regelung12), zB durch eine Verpflichtung von Her-

steller oder Händler, in Zweifelsfällen die Richtigkeit der Werbe-

aussage nachzuweisen.13)

Das Gemeinschaftsrecht enthält allerdings keine umfassende Defi-

nition eines Verbraucherbegriffs.14) Man wird wohl davon aus-

gehen können, daß ein Verbraucher eine nicht gewerblich oder

beruflich handelnde, einzelne Person ist, die für sich (oder Ange-

hörige) Waren oder Leistungen erwirbt.15) Bei Fragen der Möglich-

keit einer Irreführung des Verbrauchers (Beeinflussung des wirt-

schaftlichen Verhaltens des Verbrauchers) wird auch immer häufi-

ger auf den „durchschnittlich informierten, aufmerksamen und ver-

ständigen Durchschnittsverbraucher“ abgestellt.16) Der EuGH über-

läßt allerdings dem nationalen Gericht die (wohl nicht einfach zu

lösende) Aufgabe, wie ein derart charakterisierter Verbraucher zB

strittige Angaben auffassen würde.

Die Schlußanträge des Generalanwalts in einem anderen öster-

reichischen Vorabentscheidungsverfahren legen dies auch dem

vorlegenden HG Wien nahe: Im Anlaßfall erschien zweifelhaft, ob

es mit dem Gemeinschaftsrechts vereinbar sei, wenn ein innerstaat-

liches Gericht die Vermarktung eines aus einem anderen Mitglied-

staat unter der Bezeichnung „Cambozola“ eingeführten Käses, der

dort rechtmäßig unter diesem Namen vertrieben wird, mit der Be-

gründung verbietet, seine Verwendung verletze die17) geschützte

Ursprungsbezeichnung „Gorgonzola“. Der Generalanwalt vertritt

die Ansicht, es sei Sache des nationalen Gerichts, die erforderliche

Sachverhaltsaufklärung zu betreiben, um festzustellen, ob die Ver-

wendung der Marke „Cambozola“ durch den Inhaber oder mit sei-

ner Zustimmung geeignet ist, das Publikum insbesondere über Art,

Beschaffenheit oder geographische Herkunft des Käses irrezufüh-

ren. Bei der Prüfung, ob die Marke geeignet ist, das Publikum irre-

zuführen, sollte das nationale Gericht auf die mutmaßliche Erwar-

tung eines durchschnittlich informierten, aufmerksamen und verstän-

digen Durchschnittsverbrauchers abstellen. (Abschließend meint

der GA, daß zu berücksichtigen sei, daß, wie es bei Marken der

Fall ist, die Integration der nationalen Märkte durch nicht gerecht-

fertigte Einschränkungen des freien Warenverkehrs in Form eines

unangemessen hohen Schutzniveaus bei geographischen Anga-

ben und Ursprungsbezeichnungen behindert werde.) Der EuGH

stellt in seinem Urteil18) vorab fest, daß es derzeit einem Mit-

gliedstaat nicht verwehrt ist, den Schutz eingetragener Ursprungs-

bezeichnungen sicherzustellen. Die Prüfung der Voraussetzungen

dafür obliegt – auch nach Ansicht des EuGH – dem nationalen Ge-

richt, das sich insbesondere auf die zum Zeitpunkt der Eintragung

bestehende Rechtslage zu stützen hat; eine Bezeichnung wie

„Cambozola“ darf es jedenfalls nicht als solche als eine Irrefüh-

rung des Verbrauchers qualifizieren.

Mit dem Beschluß vom 29. 1. 199919) über einen allgemeinen

Rahmen für Gemeinschaftstätigkeiten zugunsten der Verbraucher

sollen in Zukunft Aktionen umfaßt sein, die zum Schutz der

Gesundheit, Sicherheit und der wirtschaftlichen Interessen der Ver-

braucher sowie zur Förderung ihres Rechts auf Information dienen.

Die Tätigkeiten der Gemeinschaft erfolgen zur Unterstützung und

Ergänzung der von den Mitgliedstaaten verfolgten Politik.

Christine Stix-Hackl

10) RL 76/768 EWG zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten über kosmetische Mittel.

11) EuGH, Österr Unilever GmbH/Smithkline Beecham Markenartikel
GmbH, Rs C-77/97, Urteil vom 28. 1. 1999.

12) Verbot der Werbung für Stoffe, die in der Kosmetikverordnung, BGBl
1996/166 nicht ausdrücklich angeführt sind. (Eine Novellierung ist
derzeit in Begutachtung.)

13) Zu den österreichischen Umsetzungsmaßnahmen im allgemeinen auch
Kosesnik-Wehrle/Lehofer/Mayer, KSchG.

14) Zum Verbraucherleitbild im Gemeinschaftsrecht und im österreichi-
schen Recht im Zusammenhang mit irreführender Werbung: vgl OGH
10. 11. 1998, 4 Ob 233/98p.

15) Vgl hiezu auch: EuGH, Shearson Lehman Hutton Inc/TVB Treuhand-
gesellschaft für Vermögensverwaltung und Beteiligung mbH, Rs C-89/
91, Slg 1993, I-0139: Das Urteil befaßt sich mit der Zuständigkeit für
Verbrauchersachen im Rahmen des Übereinkommens über gerichtliche
Zuständigkeit und Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen.

16) ZB EuGH, Rs C-303/97, Verbraucherschutzverein eV/Sektkellerei
G.C. Kessler GmbH & Co, Urteil vom 28. 1. 1999.

17) Gemäß der VO (EWG) Nr 2081/92 des Rates vom 14. 7. 1992 zum
Schutz von geographischen Angaben und Ursprungsbezeichnungen
für Agrarerzeugnisse und Lebensmittel, ABl L 208/1992, 1, eingetra-
gene und durch bestimmte internationale Abkommen.

18) EuGH, Rs C-87/97, Consorzio per la tutela Gorgonzola/Käserei
Champignon Hofmeister GmbH ua, Urteil vom 4. 3. 1999.

19) Beschluß Nr 283/1999/EG des EP und des Rates, ABl L 34/1999, 1.



226 AnwBl 1999/4

Anwaltsakademie

Terminübersicht – Seminare

Mai

Juni

4. und 11. 5. Seminarreihe Steuerrecht
Umsatzsteuer
Seminar-Nr: 990504/8 WIEN

7./8. 5. Europarecht
Seminar-Nr: 990507/6 INNSBRUCK

7./8. 5. Anglo-amerikanisches Zivil-
und Wirtschaftsrecht
(Vertrags- und Gesellschaftsrecht
inkl Verhandlungstraining)
Seminar-Nr: 990507/8 WIEN

7./8. 5. Zivilverfahren I
Seminar-Nr: 990507/3 ST. GEORGEN

7./8. 5. Standesrecht
Seminar-Nr: 990507A/8 WIEN

21./22. 5. Verwaltungsverfahren
Seminar-Nr: 990521/8 WIEN

25. 5. Seminarreihe Steuerrecht
Kapitalverkehrsteuer
Seminar-Nr: 990525/8 WIEN

27./28./29. 5. Der Rechtsanwalt als Unternehmer
Seminar-Nr: 990527/8 WIEN

28./29. 5. Exekutionsrecht
Seminar-Nr: 990528/5 GRAZ

28./29. 5. Standesrecht – Achtung:
Dieser Termin wurde verschoben
Seminar-Nr: 990528/3 ST. GEORGEN

8. 6. Seminarreihe Steuerrecht
Erbschaft- und Schenkungsteuer
Seminar-Nr: 990608/8 WIEN

10./11./12. 6. Die feine Klinge. Perfektes Agieren
im Strafprozeß
Seminar-Nr: 990610/3 GMUNDEN

18./19. 6. Das Umweltverträglichkeitsgesetz und
seine Auswirkungen auf Betriebsanlagen
Seminar-Nr: 990618/5 GRAZ

18./19. 6. Exekutionsrecht
Seminar-Nr: 990618/6 INNSBRUCK

18./19. 6. Das Umweltrecht
Seminar-Nr: 990618/3 ST. GEORGEN

18./19. 6. Wettbewerbsrecht
Seminar-Nr: 990618/8 WIEN

Juli

September

22. 6. Seminarreihe Steuerrecht
Finanzstrafrecht
Seminar-Nr: 990622/8 WIEN

25. 6. Erbrecht
Seminar-Nr: 990625/7 BREGENZ

25./26. 6. Mietrecht
Seminar-Nr: 990625/3 ST. GEORGEN

25./26. 6. Insolvenzrecht
Seminar-Nr: 990625/8 WIEN

2./3. 7. Körpersprache und Rhetorik
Seminar-Nr: 990702/2 HERNSTEIN

2./3. 7. Die VfGH- und VwGH-Beschwerde
Seminar-Nr: 990702/3 ST. GEORGEN

1. 9. bis 3. 11. Anglo-amerikanische Rechtssprache
für Rechtsanwälte
Seminar-Nr: 990901/8 WIEN

3./4. 9. Verkehrsunfallanalyse
Achtung: Dieser Termin wurde
verschoben
Seminar-Nr: 990903/3 ST. GEORGEN

3./4. 9. Strafverfahren I
Seminar-Nr: 990903/8 WIEN

3./4. 9. Verkehrsunfallanalyse
Seminar-Nr: 990903A/8 WIEN

7. 9. und
21. 9.

Seminarreihe Steuerrecht
Bundesabgabenordnung
Seminar-Nr: 990907/8 WIEN

10./11. 9. Abgabenrecht
Seminar-Nr: 990910/3 ST. GEORGEN

10./11. 9. Exekutionsrecht
Seminar-Nr: 990910/8 WIEN

17./18. 9. Gesellschaftsrecht
Seminar-Nr: 990917/6 INNSBRUCK

17./18. 9. Die Ehescheidung und ihre Folgen
Seminar-Nr: 990917/3 ST. GEORGEN

17./18. 9. Gesellschaftsrecht II
Seminar-Nr: 990917/8 WIEN

24. 9. Haftung des GmbH-Geschäftsführers
Seminar-Nr: 990924/7 DORNBIRN

24./25. 9. Wertpapierrecht unter besonderer
Berücksichtigung des Wechsel- und
Scheckrechtes
Seminar-Nr: 990924/5 GRAZ
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Das komplette Seminarprogramm für das Jahr 1999 sowie nähere
Informationen zu den oben genannten Seminaren erhalten Sie im
Internet: www.awak.at. Gerne senden wir Ihnen das Seminar-
programm zu: Telefon (01) 710 57 22-0, Fax (01) 710 57 22-20
oder e-mail: office@awak.at.

Intensivseminar: Die feine Klinge.
Perfektes Agieren im Strafprozeß.
10. bis 12. Juni 1999 in Gmunden

awak.event

Diese dreitägige Veranstaltung setzt die überaus erfolgreiche, vom
ÖRAK-Arbeitskreis Berufsnachwuchs und Fortbildung initiierte Ver-
anstaltungsreihe fort. Sie steht unter dem Ehrenschutz des Präsiden-
ten der oberösterreichischen Rechtsanwaltskammer, RA Dr. Peter
Posch.

Donnerstag, 10. 6. 1999

24./25. 9. Strafverfahren II
Seminar-Nr: 990924/8 WIEN

8.45 Eröffnung des Seminars durch den Präsidenten
der oberösterreichischen Rechtsanwaltskammer,
RA Dr. Peter Posch

9.00–10.30 Ermittlungsmethoden und Persönlichkeitsschutz
DNA-Analyse, Handy-Ortung, Datentransfer,
Rasterfahndung, Schleierfahndung
Referent:
Mag. Georg Karesch, Staatsanwalt in Wien
Moderation:
Dr. Manfred Puchner, RA in Feldkirch

11.00–12.30 Von der Strafanzeige über das Vorverfahren bis
zur Anklageschrift
am Beispiel eines Sexualdeliktes: Verteidigungs-
mittel im Vorverfahren, kontradiktorische Einver-
nahme.
Referent:
Dr. Peter Bartl, RA in Graz
Moderation:
VPräs. Dr. Elisabeth Simma, RA in Graz

12.30–14.00 Gemeinsames Mittagessen

14.00–15.30 Die Untersuchungshaft
am Beispiel eines Wirtschaftsdeliktes, Impuls-Re-
ferat mit Diskussion zur StPO, GRBG 1992 und
MRK; die Haftgründe und das Haftverfahren.
Referent:
Dr. Michael Graff, RA in Wien
Moderation:
VPräs. Dr. Max Urbanek, RA in St. Pölten

Freitag, 11. 6. 1999

16.00–17.30 Die Vorbereitung der Hauptverhandlung
am Beispiel eines Kridadeliktes: Informationsauf-
nahme und Gespräch mit dem Mandanten, Vor-
bereitung der Befragung des Mandanten und der
Zeugen, Verteidigungsziel und Verteidigungs-
taktik.
Referent:
Dr. Albert Heiss, RA in Innsbruck
Moderation:
Dr. Guido Kucsko, RA in Wien

17.30–18.30 Buffet

18.30–20.30 Die Vernehmung
„Wer die Wahrheit sagt, wird früher oder später
erwischt“, Oscar Wilde.
Referent:
Axel Wendler, Lehrbeauftragter der Universität
Tübingen und der Fachhochschule Villingen-
Schwenningen, Richter am Landgericht Stuttgart
Moderation:
Dr. Andrea Haniger, RA in Innsbruck

9.00–10.30 Die Hauptverhandlung 1. Teil einschließlich Ge-
schworenenprozeß
am Beispiel eines schweren Raubes: Die mögli-
chen Anträge und Rügen durch die Verteidigung.
Referent:
a.Univ.-Prof. Univ.-Doz. Dr. Herbert Wegscheider,
Institut für Strafrecht, Strafprozeßrecht und Krimi-
nologie an der Universität Linz, Verteidiger in
Strafsachen
Moderation:
Dr. Manfred Angerer, RA in Klagenfurt

11.00–12.30 Die Hauptverhandlung 2. Teil
Erlaubte und unerlaubte Tricks im Wechselspiel
zwischen Verteidiger und Staatsanwalt.
Referenten:
Dr. Clement Achammer, RA in Feldkirch,
Mag. Michaela Schnell, Staatsanwältin in Wien
Moderation:
Dr. Willibald Stampf, RA in Mattersburg

12.30–14.00 Gemeinsames Mittagessen

14.00–14.45 Die Besonderheiten im Finanzstrafverfahren
am Beispiel einer vorsätzlichen Abgabenhinter-
ziehung.
Referent:
Präs. Dr. Peter Posch, RA in Wels
Moderation:
Dr. Waltraute Steger, RA in Linz
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Samstag, 12. 6. 1999

Die nächste Veranstaltung dieser Art findet vom 21. bis 23. Okto-
ber 1999 in Melk statt und beinhaltet das Miet- und Wohnrecht.

14.45–15.30 Die Besonderheiten im Jugendstrafverfahren
wie zB Tatausgleich, Verfahrenseinstellungen und
jugendspezifische Sanktionen, am Beispiel von
jugendlichem Vandalismus und unkontrollierter
Aggression.
Referent:
Dr. Peter Kotynski, Richter am LG St. Pölten
Moderation:
VPräs. Dr. Max Urbanek, RA in St. Pölten

15.30–16.30 Die anwaltliche Nachsorge nach der strafgericht-
lichen Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe
Referent:
Hon.-Prof. Dr. Udo Jesionek, Präsident des Ju-
gendgerichtshofes in Wien
Moderation: Dr. Waltraute Steger, RA in Linz

17.00–18.30 Das Plädoyer
Aufbau und Inhalt
Referent:
Univ.-Prof. Dr. Fritjof Haft, Ordinarius für Straf-
recht, Strafprozeßrecht, Rechtsphilosophie und
Rechtsinformation an der Universität Tübingen
Moderation:
VPräs. Dr. Elisabeth Simma, RA in Graz

ab 19.30 Befundaufnahme vor Orth
Gemütliches Abendessen in Schloß Orth
Moderation:
Dr. Waltraute Steger, RA in Linz

9.00– 9.45 Grenzen und Pflichten der Strafverteidigung
Selbstschutz des Verteidigers
Referent:
Dr. Herbert Eichenseder, RA in Wien
Moderation:
Dr. Manfred Angerer, RA in Klagenfurt

9.45–10.30 Strafberufung und Nichtigkeitsbeschwerde Teil I
am Beispiel eines Diebstahles.
Referent:
Dr. Ronald Schön, Staatsanwalt in Wien
Moderation:
Dr. Peter Bleiziffer, RA in Salzburg

11.00–12.30 Strafberufung und Nichtigkeitsbeschwerde Teil II
am Beispiel eines Diebstahles.
Referent:
Dr. Ronald Schön, Staatsanwalt in Wien
Moderation:
Dr. Peter Bleiziffer, RA in Salzburg

Weitere Seminare der Anwaltsakademie
Das Umweltverträglichkeitsgesetz und seine
Auswirkungen auf Betriebsanlagen

awak.special

Das Seminar bietet einen Überblick über die wichtigsten Bereiche
des Umweltrechtes von der Betriebsanlage über das betriebliche
Umweltmanagement, verbunden mit einem kurzen Einblick in das
Umweltrecht der EU.

Termin: Freitag, 18. 6. 1999, bis Samstag, 19. 6. 1999 =
3 Halbtage

Planung: Dr. Arnold Gerscha, Oberrat im Bundesministerium für
wissenschaftliche Angelegenheiten Wien

Referenten: Dr. Harald Hohenberg, RA Graz,
Dr. Arnold Gerscha, Oberrat im Bundesministerium für wissen-
schaftliche Angelegenheiten Wien

Seminarort: Graz

Seminar-Nr: 990618/5

Erbrecht

awak.special

Dieses Seminar vermittelt einen Überblick über die Fragen, die in
puncto Hinterlassenschaft nach dem Tod des Erblassers durch den
Rechtsanwalt zu regeln sind.

Termin: Freitag, 25. 6. 1999 = 3 Halbtage

Planung: Dr. Manfred Puchner, RA in Feldkirch

Referenten: Dr. Eva Maria Gietzinger, RA in Salzburg,
Mag. Christian Gasser, Notariatssubstitut in Rattenberg

Seminarort: Bregenz

Seminar-Nr: 990625/7

Mietrecht

awak.special

Das Seminar soll den unterschiedlichen Funktionen und Stadien, in
welchen der Rechtsanwalt mit mietrechtlichen Fragen konfrontiert
wird, Rechnung tragen.

Die behandelten Themen ermöglichen es sowohl dem Vertragsver-
fasser, künftige Konflikte und unliebsame Überraschungen zu ver-
meiden, als auch dem Vertreter des Vermieters oder des Mieters,
die Interessen seiner Partei auf Basis einer vorgefundenen Ver-
tragslage optimal wahrzunehmen.

Besonderes Augenmerk wird darauf gerichtet, dem Teilnehmer die
zahlreichen und teils verwirrenden Abgrenzungen wie etwa zwi-
schen der fehlenden, teilweisen oder gänzlichen Anwendbarkeit
des MRG oder den verschiedenen Befristungsmöglichkeiten zu ver-
mitteln.

Die Behandlung weiterer wichtiger Themen, wie etwa die Aus-
wirkungen der Unternehmensübertragung, des Kündigungsverfah-
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rens und des Gebührenrechts, rundet das Seminar so ab, daß der
Teilnehmer den vielfältigen Anforderungen der Praxis bestmöglich
gewachsen ist.

Termin: Freitag, 25. 6. 1999, bis Samstag, 26. 6. 1999 =
3 Halbtage
Planung: Dr. Eckart Fussenegger, RA in Salzburg,
Referenten: Dr. Eckart Fussenegger, RA in Salzburg,
Dr. Lukas Wolff, RA in Salzburg
Seminarort: St. Georgen im Attergau
Seminar-Nr: 990625/3

Anglo-amerikanische Rechtssprache
für Rechtsanwälte
awak.special

Dieses Seminar wendet sich sowohl an Rechtsanwaltskonzipienten
als auch an Rechtsanwälte. Neben einer Einführung in das engli-
sche und U.S.amerikanische Rechtssystem werden mündliche und

schriftliche Anwaltskorrespondenz vermittelt: introduction to the US
legal system (reading and listening comprehension), client work I
(oral performance), client work II (written performance). Das
gesamte Angebot ist praxisorientiert und schwerpunktmäßig auf
wirtschaftliche Belange ausgerichtet. Zulassungsvoraussetzung für
dieses Seminar ist die Kenntnis der englischen Sprache auf Matura-
niveau.

Die Teilnehmeranzahl ist auf 30 beschränkt.

Termin: Mittwoch, 1. 9. 1999, bis Mittwoch, 3. 11. 1999, jeweils
mittwochs abends = 6 Halbtage

Planung und Referent: MMag. Franz J. Heidinger, LL.M., RA in
Wien, ausgebildeter Anglist und Amerikanist, Master of Laws of
University of Virginia, Lektor an den Universitäten Wien und Krems
für den Bereich „Anglo-Amerikanische Rechtssprache“, Gerichts-
dolmetscher

Seminarort: Wien

Seminar-Nr: 990901/8
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Änderungen der Liste

Burgenland

Liste der Rechtsanwälte

e-mail-Adresse

Dr. HOFER Gertraud, Oberwart,
e-mail: hofer.g@rechtsanwaelte.co.at

Änderung der e-mail-Adresse

Dr. HAJEK Peter, Eisenstadt,
e-mail: hajek@eurojuris.at

Kärnten

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Mag. FRESACHER Heimo,
9400 Wolfsberg, Wiener Straße 3,
Tel. 04352/367 11-11,
Telefax 04352/367 11-12,
per 4. 1. 1999

Kanzleisitzverlegungen

Dr. MEDWESCHEK Günter,
Klagenfurt, St. Veiter Straße 1/II,
Tel. 0463/540 82,
Telefax 0463/50 09 61-6,
per 1. 1. 1999, die Kanzleigemein-
schaft mit Dr. Duregger Wilhelm
ist somit aufgelöst.

Dr. LANKER Ferdinand John,
Mag. LANKER-WIEDENIG Eva,
Klagenurt, Waagplatz 6,
Telefax 0463/50 40 40-40

Änderung der Telefaxnummer

Dr. GRILC Matthäus, Dr. GRILC Roland,
Mag. VOUK Rudolf, Klagenfurt,
Telefax 0463/542 67-77

Änderungen der e-mail-Adressen

Dr. FINK Gerhard & Partner, Klagenfurt,
e-mail: fink@eurojuris.at

Dr. GRILC Matthäus, Dr. GRILC Roland,
Mag. VOUK Rudolf, Klagenfurt,
e-mail: grilc@vip.rdb.at

Verzicht

Dr. RITZBERGER Albert, Villach,
per 31. 1. 1999,
mStv Dr. Helmut Binder, Villach

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritt

RAA Mag. NAGELE Klaus Rupert
per 1. 12. 1998
bei Mag. Oliver Lorber, Klagenfurt

Niederösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Kanzleisitzverlegung

Mag. JUSTER Johann,
Zwettl, Landstraße 52,
Tel. 02822/325 25,
Telefax 02822/325 26,
per 1. 2. 1999

Löschung einer GesbR

Dr. SCHNELZER Clemens, Mag. JUSTER
Johann, Zwettl,
wird per 31. 1. 1999 aufgelöst

Änderung der Telefon- und Telefaxnummer

Dr. KRÖMER Peter,
Dr. NUSTERER Friedrich, St. Pölten
Tel. 02742/31 01 00,
Telefax 02742/31 01 08

e-mail-Adresse

Dr. REIS Engelbert, Horn,
e-mail: ra@wvnet.at

Änderungen der e-mail-Adressen

Dr. BAUER Anton, Klosterneuburg,
e-mail: bauer@eurojuris.at

Dr. URBANEK Maximilian, St. Pölten,
e-mail: urbanek@eurojuris.at

Dr. BEIRER Jörg, Dr. SCHILCHER Gerhard,
Wiener Neustadt,
e-mail: beirer@eurojuris.at

Verzicht

Dr. SCHLOSSER Kurt, Waidhofen/Thaya,
per 31. 1. 1999,
mStv Dr. Wolfgang Raming,
Waidhofen/Thaya

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. GOLLOWITSCH Marc
per 7. 1. 1999
bei Dr. Franz Hofbauer, Ybbs/Donau

RAA Mag. KOPFER Roman
per 5. 1. 1999
bei Dr. Remigius Etti,
Brunn am Gebirge

RAA Mag. GÖSCHKE Matthias
per 1. 1. 1999
bei Dr. Günther Viehböck, Mödling

RAA Mag. KOROSCHETZ Martin
per 15. 1. 1999
bei Dr. Gottfried Forsthuber, Baden

RAA Dr. SCHENK Lukas
per 5. 1. 1999
bei Dr. Günther Viehböck, Mödling

RAA Mag. ROGNER Eva
per 5. 1. 1999
bei Mag. Andreas Friedl, St. Pölten

RAA Mag. SCHENZ Rupert
per 13. 1. 1999
bei Dr. Rudolf Fries, Baden

Oberösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. ASCHAUER Eduard,
4400 Steyr, Promenade 29,
Tel. 07252/523 30, 523 39,
Telefax 07252/523 38,
per 1. 1. 1999

Dr. BUCHMAYR Johannes,
4020 Linz, Altstadt 15,
Tel. 0732/77 33 39, 78 22 39,
Telefax 0732/78 22 39-15,
per 1. 1. 1999

Mag. FUCHS Klaus,
4020 Linz, Dametzstraße 6/3,
Tel. 0732/77 34 09,
Telefax 0732/77 34 09-14,
e-mail: mag.fuchs@aon.at,
per 1. 1. 1999
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Dr. HERZOG Thomas,
4840 Vöcklabruck, Stadtplatz 19,
Tel. 07672/72 60 70, 27 40 70,
Telefax 07672/755 67,
per 1. 1. 1999

Dr. HOFMANN Johannes,
4600 Wels, Kaiser-Josef-Platz 49,
Tel. 07242/677 31, 653 58
Telefax 07242/677 31-9, 653 58-9
per 1. 1. 1999

Mag. KORN Lothar,
4010 Linz, Klosterstraße 1,
Tel. 0732/77 83 68,
Telefax 0732/77 83 54,
obiger Sitz befindet sich in den Räu-
men der bestehenden Rechtsanwalts-
kanzlei Dr. Wolfgang Dartmann
und Dr. Haymo Modelhart
(Dauersubstitutionsverhältnis),
per 1. 1. 1999

Mag. ORTNER Alexander,
4810 Gmunden, Kirchengasse 6,
Tel. 07612/645 11,
Telefax 07612/709 86,
per 1. 1. 1999

Mag. STARZENGRUBER Caterina,
4020 Linz, Mozartstraße 11/9,
Tel. 0732/77 36,
Telefax 0732/77 36-4,
per 21. 1. 1999

Kanzleisitzverlegungen

Dr. POHLHAMMER Harald,
4020 Linz, Herrenstraße 29/2,
Tel. 0732/77 67 76,
Löschung der OEG mit
Dr. Günther Quass

Mag. FUCHS Klaus,
4020 Linz, Am Winterhafen 1,
Tel. 0732/77 34 09,
Telefax 0732/77 34 09-14,
e-mail: mag.fuchs@aon.at

Dr. SCHWARZMAYR-LINDINGER Georg,
von 5270 Mauerkirchen,
Obermarkt 9,
nach 4950 Altheim, Marktplatz 12,
Tel. 07723/411 00,
Telefax 07723/411 00-4.

Die bisherige Gesellschaftsform der
Kanzlei Dr. Denkmayr/Dr. Schwarz-
mayr-Lindinger in Form einer GesbR
bleibt nach wie vor aufrecht.

Änderungen der Telefon- und Telefaxnummern

Dr. WILDFELLNER Gerald,
Dr. HOLTER Klaus, Dr. HOLTER Stefan,
Grieskirchen,
Tel. 07248/665 55,
Telefax 07248/637 80 85

Dr. HOFMANINGER Maximilian,
Vöcklabruck
Telefax 07672/752 11-17

Dr. GARBER Raimund, Vöcklabruck
Telefax 07672/245 74-3,
die 2. Tel.-Nr. (748 53) entfällt!

Neue Telefaxnummer

Dr. HUFNAGL Franz, Gmunden,
Telefax 07612/671 67-20

e-mail-Adressen

Dr. SCHWAB Christoph J., Wels,
e-mail: cj-schwab@online.edvg.co.at

Dr. RABL Rudolf, Dr. AIGNER Wolfgang,
Ried/Innkreis,
e-mail: rabl-aigner@magnet.at

Dr. FRISCHENSCHLAGER Aldo,
Dr. GALLISTL Dieter, Dr. FRISCHEN-
SCHLAGER Elfgund, Linz,
e-mail: rae@frischenschlager-gallistl.at

Dr. RACHBAUER Gerlinde,
Dr. BRÜNDL Peter, Schärding/Inn,
e-mail: pb_gr@aon.at

Dr. MUIGG Ernst,
Mag. ASCHAUER Eduard, Steyr,
e-mail: office@muigg-partner.at

Mag. Gerlach BACHINGER, Neuhofen,
e-mail: mag.bachinger@neuhofen.at

Änderungen der e-mail-Adressen

Dr. WIESAUER Peter, Dr. HACKL Helmuth,
Mag. MÜHLLECHNER Johannes, Linz,
e-mail: whm@eurojuris.at

Dr. MEINGAST Konrad,
Dr. DALLAMAßL Kurt, Gmunden,
e-mail: meingast@eurojuris.at

Dr. PUTTINGER Alexander,
Dr. PUTTINGER Wolfgang,
Mag. VOGL Peter, Ried/Innkreis,
e-mail: puttinger@eurojuris.at

Verzicht

Dr. PETER Helmut, Linz, per 31. 12. 1998,
mStv Mag. Dr. Wolfgang Obrecht,
Linz

Namensänderung

Mag. FERCH Gerda,
nunmehr verehelichte Ferch-Fischer

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. MUCKENHUMER Johann
per 4. 1. 1999
bei Dr. Siegfried Sieghartsleitner,
Wels

RAA Mag. RABL Andreas
per 25. 1. 1999
bei Dr. Gerald Haas, Wels

RAA Mag. RINNER Klaus
per 16. 12. 1998
bei Dr. Walter Rinner, Linz

RAA Mag. SCHERTLER Monika
per 4. 1. 1999
bei Dr. Robert Schertler, Braunau/Inn

RAA Mag. STULFA Marion
per 5. 1. 1999
bei Dr. Robert Aflenzer, Linz

RAA Mag. BRANDSTETTER Martin
per 4. 12. 1998
bei Mag. Wilhelm Bergthaler, Linz

RAA Mag. FISCHER Thomas
per 1. 12. 1998
bei Dr. Wolfgang Aigner,
Ried/Innkreis

RAA Dr. KLEMENT Felix Michael
per 5. 11. 1998
bei Dr. Michael Metzler, Linz

RAA Mag. MITTERBAUER Franz
per 1. 1. 1999
bei Dr. Karl Mandl, Mauerkirchen

RAA Mag. PRINER Thomas
per 1. 12. 1998
bei Dr. Wolfgang Stütz, Linz
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Salzburg

Liste der Rechtsanwälte

Änderung der e-mail-Adresse

Dr. PALLAUF Michael & Partner, Salzburg,
e-mail: pallauf@eurojuris.at

Steiermark

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. ASTNER Bernhard,
8010 Graz, Schlögelgasse 1,
Tel. 0316/83 25 27-46,
Telefax 0316/81 43 15,
e-mail: b.astner@hba.at,office@hba.at
per 1. 1. 1999

Mag. BERGHOFER Michael,
8010 Graz, Hauptplatz 14/IV,
Tel. 0316/81 39 73,
Telefax 0316/84 77 97,
per 1. 1. 1999

Mag. HELD Lukas,
8010 Graz, Schlögelgasse 1,
Tel. 0316/83 25 27,
Telefax 0316/81 43 15,
per 1. 1. 1999

Mag. ORTNER Herbert,
8570 Voitsberg, Hauptplatz 57,
Tel. 03142/223 03,
Telefax 03142/223 03-6,
per 1. 1. 1999

Mag. PLANINC Christian, 8530 Deutsch-
landsberg, Obere Schmiedgasse 7,
Tel. 03462/27 14,
Telefax 03462/27 14-6,
per 1. 1. 1999

Dr. SCHOELLER Stefan,
8010 Graz, Herrengasse 18 und 26,
Tel. 0316/80 68-0,
Telefax 0316/80 68-21,
per 1. 1. 1999

Mag. STITZ Gernot,
8570 Voitsberg, Hauptplatz 57,
Tel. 03142/223 03,
Telefax 03142/223 03-6,
per 1. 1. 1999

Kanzleisitzverlegungen

Dr. BRANDL Ernst,
von 8010 Graz, Marburger Kai 47,
nach 1010 Wien, Tuchlauben 13,
per 17. 11. 1998

Dr. EICHINGER Anton, von 8700 Leoben,
Kärntner Straße 208,
nach 8793 Trofaiach,
Heinrich-Mitsch-Straße 6,
Tel. 03874/33 31 oder 39 74,
Telefax 03874/39 74,
per 28. 12. 1998

Dr. GORSCHEG Dieter,
8200 Gleisdorf, Bürgergasse 40,
Tel. 03112/24 39,
Telefax 03112/24 39-30,
e-mail: office@law.gorscheg.at

Dr. POSCHINGER Walter,
Mag. TAUCHER Anita,
8010 Graz, Burggasse 12/IV,
Tel. 0316/83 58 62,
Telefax 0316/83 58 69-6

Dr. ZMÖLNIG Ulf,
8160 Weiz, Schulgasse 1

Änderung der Telefon- und Telefaxnummer

Dr. MAIER Karl, Knittelfeld,
Tel. 03512/834 28,
Telefax 03512/834 28-5

Änderungen der Telefaxnummern

Mag. ULM Andreas, Graz,
Telefax 0316/81 38 62-2

Dr. STROBICH Gerhard, Trofaiach,
Telefax 03847/29 19-4

e-mail-Adressen

Dr. BÖHM Christian,
Dr. RECKENZAUN Axel, Graz,
e-mail: anwaelte.br@styria.com

Dr. MAIER Karl, Knittelfeld,
e-mail: RA.MAIER.LAW@TBXA.
TELEKOM.AT

Dr. HIRTLER Klaus, Leoben,
e-mail: office@ra-hirtler.com

Dr. HELD Guido, Graz,
e-mail: office@hba.at

Mag. BERDNIK Gottfried, Graz,
e-mail: g.berdnik@hba.at,
office@hba.at

Mag. ASTNER Bernhard, Graz,
e-mail: b.astner@hba.at,office@hba.at

Mag. HELD Lukas, Graz,
e-mail: l.held@hba.at, office@hba.at

Mag. SORGO Claudia, Gleisdorf,
e-mail: RA-SORGO@tbxa.telecom.at

Dr. KALLAN Heinz, Graz,
e-mail: kallan@via.at

Dr. AMMAN Walter, Frohnleiten,
e-mail: RA-AMMAN@tbxa.telecom.at

Dr. CRONENBERG Helmut,
Dr. RADL Hans, Dr. MOSER Stephan,
Dr. BRAUMÜLLER Gerhard, Graz,
e-mail: rae@kcp.at

Änderung der e-mail-Adresse

Dr. SCHOBERL Christian, Graz,
e-mail: schoberl@eurojuris.at

Verzicht

Dr. HADLER Jürgen, Voitsberg,
Hauptplatz 57, per 31. 12. 1998

Namensänderung

Dr. PRASTHOFER Barbara-Cecil, nunmehr
verehelichte Prasthofer-Wagner

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Dr. EMBERGER Karin
per 1. 11. 1998
bei Dr. Peter Zwach, Graz

RAA Mag. STEINWANDTER Herbert
per 1. 11. 1998
bei Dr. Günther Schmied, Graz

RAA Mag. RESCH Karl Peter
per 1. 11. 1998
bei Dr. Gottfried Reif, Judenburg

RAA Mag. CASPER Philipp
per 2. 11. 1998
bei Mag. Gottfried Berdnik, Graz

RAA Dr. MEGYMOREZ Hans-Jörg
per 9. 11. 1998
bei Dr. Günther Folk, Graz
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RAA Mag. WIEDNER Thomas Alfred
per 1. 12. 1998
bei Dr. Harald Christandl, Graz

RAA Mag. LEITNER Karin
per 1. 12. 1998
bei Dr. Gerhard Hiebler, Leoben

Tirol

Liste der Rechtsanwälte

Kanzleisitzverlegung

MMag. Dr. RASTNER Verena,
6020 Innsbruck, Johannesplatz 9,
Tel. 04852/689 68,
Telefax 04852/689 68-5,
per 9. 11. 1998

e-mail-Adressen

Dr. DILLERSBERGER Siegfried,
Dr. ATZL Helmut, Kufstein,
e-mail: ra.dillatzl@kufnet.at

Dr. FINK Markus, Feldkirch,
e-mail: ra.fink@vlbg.at

Dr. GRILL Norbert, Innsbruck,
e-mail: dr.norbert.grill@aon.at

Dr. PERTL Herbert, Mag. ATZL Alexander,
Innsbruck,
e-mail: ap.ra-kanzlei@netwing.at

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. FUNTAN Hartmut D.
per 15. 1. 1999
bei Dr. Bernhard Hämmerle, Innsbruck

RAA Mag. GASSER Christian
per 21. 1. 1999
bei Dr. Wilfried Plattner, Innsbruck

RAA Dr. LÖDERLE Karl-Heinz
per 4. 1. 1999
bei Dr. Heinz Knoflach, Innsbruck

RAA Mag. PREID Susanne
per 14. 1. 1999
bei Dr. Michael Waldbauer, Kufstein

Vorarlberg

Liste der Rechtsanwälte

e-mail-Adresse

Dr. SIMMA Otmar, Dr. SIMMA Alfons,
Dr. BECHTHOLD Ekkehard,

Dr. GUNZ Henrik, Dornbirn,
e-mail: die@anwaelte.vol.at

Änderung der e-mail-Adresse

Dr. HAGEN Günther, Dr. HAGEN Ernst,
Dornbirn,
e-mail: hagen@eurojuris.at

Wien

Liste der Rechtsanwälte

Kanzleisitzverlegungen

Dr. WEISZ Ingrid,
1080 Wien, Florianigasse 7/9,
Tel. 01/406 00 51,
Telefax 01/406 00 52-22,
per 1. 2. 1999

Mag. KOLLER Thomas,
1180 Wien, Aumannplatz 1/
Währinger Straße 162,
Tel. 01/470 95 25,
Telefax 01/470 95 25-25,
e-mail: koller-law@aon.at,
per 1. 2. 1999

Mag. SCHREIBER Johannes,
1180 Wien, Aumannplatz 1/
Währinger Straße 162,
Tel. 01/470 95 25,
Telefax 01/470 95 25-25,
e-mail: schreiber-law@aon.at,
per 1. 2. 1999

Mag. Dr. HIRSCHMANN Robert,
2384 Breitenfurth, Wiesengrund 21,
per 1. 2. 1999

Mag. PUCHLEITNER Hans Peter,
von 1030 Wien
nach 8350 Fehring, Hauptplatz 7,
Tel. 03155/51 70,
Telefax 03155/51 70-20,
per 1. 1. 1999

Mag. SCHUBHART Michael,
1010 Wien, Kantgasse 3/Stg. 1/8,
Tel. 01/713 07 13,
Telefax 01/713 07 13,
e-mail: k.s.k.@lawyers.at
per 15. 1. 1999

Dr. KLEIN Marlene, 1100 Wien,
Quellenstraße 135/2/5/34,

Telefon- und Telefaxnummern
bleiben unverändert,
per 18. 1. 1999

Dr. BRAND Michael, 1090 Wien,
Maria-Theresien-Straße 9,
Tel. 01/319 32 60,
Telefax 01/319 32 60-9,
e-mail: blb@aon.at
per 27. 1. 1999

Dr. MAYR Andreas,
1040 Wien, Gußhausstraße 2/5,
Tel. 01/504 41 42-0,
Telefax 01/504 41 42-43,
per 1. 2. 1999

Dr. PIRKER Norbert, 1120 Wien,
Hasenhutgasse 9, Haus 3,
Tel. 01/817 57 57, 817 57 67,
Telefax 01/817 57 57-17
per 1. 2. 1999

Dr. GÖLL Andrea,
1070 Wien, Neubaugasse 68,
Tel. 01/524 69 39-0,
Telefax 01/524 69 39-18,
per 15. 2. 1999

Dr. JURANEK Johannes,
1010 Wien, Bösendorferstraße 2,
Tel. 01/503 93 15-1,
Telefax 01/503 93 15-9,
e-mail: juranek@aon.at

Dr. VALLENDER Michael,
1040 Wien, Paulanergasse 14/1/4,
Tel. 01/585 62 46,
Telefax 01/585 62 46-10
per 12. 2. 1999

Mag. LORENZ Nadja,
1070 Wien, Kirchengasse 19,
Tel. 01/524 02 65,
Telefax 01/524 04 96,
per 15. 2. 1999

Änderung der Telefonnummer

MMag. Dr. ELSNER Bernt,
Tel. 01/404 43-185

Änderung der Telefaxnummer

Mag. SCHEED Sonja,
Telefax 01/203 41 19
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Änderungen der Telefon- und Telefaxnummern

Dr. KAISER Udo,
Tel. 01/369 54 52,
Telefax 01/368 08 19,
per 15. 2. 1999

PROKSCH & Partner OEG, Rechtsanwälte,
Tel. 01/713 46 51,
Telefax 01/713 84 35

e-mail-Adressen

Dr. WIENER Manfred, Wien,
e-mail: wiener@pkp-law.at

Dr. WÜRZL Thomas, Wien,
e-mail: wuerzl@pkp-law.at

Dr. LEINSCHITZ Saskia, Wien,
e-mail: dr.leinschitz@vip.rdb.at

Dr. HELLER Kurt,
Dr. LÖBER Heinz H.,
DDr. BAHN Georg,
Dr. HUBER Werner,
Dr. HORVATH Günther J.,
Mag. Dr. PLESSER Willibald,
Dr. PFLÜGL Maria Th.,
Dr. REIN Ulrike E.,
Mag. Dr. ZOTTL Thomas,
Dr. PÖCHHACKER Christof,
Dr. KÖCK Stefan,
Mag. Dr. REIDLINGER Axel,
Mag. KOHLBACHER Franz J., Wien,
e-mail: vienna@bruckhaus.com

Dr. PFLAUM Hannes,
Dr. KARLBERGER Peter, Wien,
e-mail: pkp@pkp-law.at

Dr. PFLAUM Hannes, Wien,
e-mail: pflaum@pkp-law.at

Dr. KARLBERGER Peter, Wien,
e-mail: karlberger@pkp-law.at

Dr. MONDEL Hans-Georg, Wien,
e-mail: mondel@ins.at

Änderung der e-mail-Adresse

Dr. PROKSCH Richard & Partner, Wien,
e-mail: proksch@eurojuris.at

Verzicht

Dr. HIERZENBERGER Peter, Wien,
per 31. 12. 1998,
mStv Dr. Alexander Schoeller,
ebendort

Dr. PIELER Ferdinand, Wien,
per 31. 1. 1999,
mStv Mag. Pieler Michael, ebendort

Dr. JEANNÉE Rainer Wolfgang, Wien,
per 26. 1. 1999,
mStv Dr. Horst Reitböck
und Dr. Wolfgang Leitner, ebendort

DDr. KOLLMANN Friedebert, Wien,
per 31. 1. 1999,
mStv Dr. Johann Stöhr, ebendort

Dr. SIEBENALLER Nikolaus, Wien,
per 31. 1. 1999,
mStv Dr. Herbert Schachter, Wien

Dr. SCHNEIDER Franz, Wien,
per 31. 1. 1999,
mStv Dr. Graham Schneider, ebendort

Fehlerberichtigung
AnwBl 1999, 97

Wien

RA Mag. LECHNER Thomas
Tel. 01/407 77 10
Telefax 01/407 77 10-29

Fehlerberichtigung
AnwBl 1999, 158

Salzburg

Verzicht statt Ableben:

Dr. ENDL Karl, Salzburg,
per 31. 12. 1998,
mStv Dr. Clemens Endl, Salzburg

Dr. REITER Georg, Salzburg,
per 1. 12. 1998,
mStv Dr. Christoph Brandweiner,
Salzburg

Wir bitten, die bedauerlichen Fehler zu
entschuldigen.
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Eingelangte Gesetzesentwürfe
Die eingelangten Gesetzesentwürfe sowie allenfalls bereits vor-

liegende Stellungnahmen im Begutachtungsverfahren können im

Generalsekretariat eingesehen werden.

99/20 Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr

Zl 167.548/1-II/B/6/99

Entwurf eines Bundesgesetzes über die statistische Erfas-

sung von Straßenverkehrsunfällen (Straßenverkehrsunfall-

statistikgesetz – StVUG)

Referent: Dr. Mader

99/21 Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr

Zl 151.122/1-II/B/9/99

Entwurf für ein Bundesgesetzes, mit dem das Gefahren-

gutbeförderungsgesetz, BGBl I 1998/145 geändert wird

(GGBG-Novelle 1999)

Referent: Dr. Horak

99/22 Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales

GZ 21.401/0-VIII/A/4/99

Bundesgesetz, mit dem das Arzneiwareneinfuhrgesetz

geändert wird

Referent: Dr. Löber

Stellungnahme abgegeben am: 10. 3. 1999

99/23 Bundesministerium für Justiz

GZ 16.010/152-I 6/1999

Vorentwurf einer Empfehlung über die Freiheit der Aus-

übung des Berufs des Rechtsanwalts

Referent: Dr. Fialka

Stellungnahme abgegeben am: 15. 2. 1999

99/24 Bundesministerium für Justiz

GZ 6170/54-Pr 5/99

Entwurf zu den Novellen zur ERV 1995 und zur ADV-

Formverordnung (AFV)

Referent: Dr. Benn-Ibler

Stellungnahme abgegeben am: 4. 3. 1999

99/26 Bundesministerium für Justiz

GZ 9.100/375-I.4/1999

Bundesgesetz, mit dem das Kartellgesetz 1988 geändert

wird (Kartellgesetznovelle 2000 – KartGNov 2000)

Referent: Dr. Mader

Stellungnahme abgegeben am: 11. 3. 1999

99/28 Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten

GZ 96 236/1-IX/6/99

Verordnung über die Gebühren der Grundbuchsabfrage

und der unmittelbaren Einsichtnahme in den Grenzkata-

ster (Grundstücksdatenbankverordnung 1999 – GDBV)

Referent: Dr. Benn-Ibler

Stellungnahme abgegeben am: 23. 3. 1999

99/30 Bundesministerium für Justiz

GZ 641.005/6-II.1/1999

Bundesgesetz, mit dem das Strafvollzugsgesetz, das Ein-

führungsgesetz zu den Verwaltungsverfahrensgesetzen

1991 und das Meldegesetz 1991 geändert werden

(Strafvollzugsnovelle 1999)

Referent: Dr. Ainedter

Stellungnahme abgegeben am: 24. 3. 1999

99/33 Bundeskanzleramt

GZ 31.901/10-VI/B/12/99

Verordnung der Bundesministerin für Frauenangelegen-

heiten und Verbraucherschutz über kosmetische Mittel

(Kosmetikverordnung)

99/34 Bundeskanzleramt

GZ AV 31.901/13-VI/B/12/99

Verordnung der Bundesministerin für Frauenangelegen-

heiten und Verbraucherschutz, mit der die Verordnung

über Getreidebeikost und andere Beikost für Säuglinge

und Kleinkinder (Beikostverordnung) geändert wird; ver-

einfachtes Begutachtungsverfahren

99/35 Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr

Zl 160.022/1-II/B/62/99

Verordnung des BM für Wissenschaft und Verkehr über

Fahrräder, Fahrradanhänger und zugehörige Ausrü-

stungsgegenstände (Fahrradverordnung); vereinfachtes

Begutachtungsverfahren

99/36 Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten

GZ 92.711/9-IX/1/99

Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Ange-

legenheiten, mit der die Akkreditierungsverordnung,

die Kalibrierdienstverordnung und die Beglaubigungs-

stellenverordnung geändert werden; Verordnung des

Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten über

die Pauschaldeckungssummen von Versicherungsverträ-

gen akkreditierter Stellen (Akkreditierversicherungsver-

ordnung 1999 – AkkVV 1999); vereinfachtes Begutach-

tungsverfahren

99/37 Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales

Zl 51.006/4-1/99

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Mutter-

schutzgesetz 1979, Das Eltern-Karenzurlaubsgesetz, das

Karenzgeldgesetz, das Arbeitslosenversicherungsgesetz

1977 und das Karenzulaubsgeldgesetz geändert werden

Referent: Dr. Grießer

Stellungnahme abgegeben am: 30. 3. 1999
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99/38 Bundeskanzleramt – Verfassungsdienst

GZ 671.801/30-V/A/8/99

Pressemitteilung der Europäischen Kommission; Einlei-

tung des Konsultationsprozesses über die Anwendung

der gemeinschaftsrechtlichen Bestimmungen zum öffentli-

chen Auftragswesen im Bereich der Konzessionen

Referent: Dr. Wurst

Stellungnahme abgegeben am: 13. 4. 1999

99/39 Bundeskanzleramt

GZ 690.033/2-V/3/99

Bundesgesetz zur Bereinigung der vor 1946 erlassenen

einfachen Bundesgesetze und Verordnungen (Erstes Bun-

desrechtsbereinigungsgesetz – 1. BRBG); Entwurf

Referent: Dr. Fialka

Stellungnahme abgegeben am: 23. 3. 1999

99/40 Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales

GZ 21.119/1-1/99

Entwurf einer 56. Novelle zum Allgemeinen Sozialver-

sicherungsgesetz

Referent: Dr. Grießer

Stellungnahme abgegeben am: 13. 4. 1999

97/135 Studienpläne der rechtswissenschaftlichen Fakultäten

Referent: Dr. Scheuba

Universität Wien

Stellungnahme abgegeben am: 8. 2. 1999

Universität Graz

Stellungnahme abgegeben am: 3. 3. 1999

Universität Innsbruck

Stellungnahme abgegeben am: 22. 3. 1999
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ÖRAK

XVII. Tag der kroatischen Rechtsanwälte

„Der Rechtsanwalt am Gericht“ war zentrales Thema des am 18.
und 19. 3. 1999 in Zagreb unter Beteiligung von ca 150 Anwäl-
ten aus fast allen mittel- und zentraleuropäischen Staaten sowie
aus den Vereinigten Staaten (American Bar Association), aber
auch Repräsentanten der Union Internationale des Avocats und der
International Bar Association abgehaltenen XVII. Tages der kroati-
schen Rechtsanwälte.

Für die österreichische Anwaltschaft nahmen ÖRAK-VP Dr. Ger-
hard Benn-Ibler und RA Dr. Walter Schlick, Graz, teil. Die Vertreter
der österreichischen Advokatur waren vom Präsidenten der Kroa-
tischen Rechtsanwaltskammer, Marijan Hanžeković, ersucht wor-
den, in einem Vortrag bzw Diskussionsbeiträgen die „Exklusivität
der Vertretung des Anwaltes am Gericht“ besonders zum Ausdruck
zu bringen. „Hinsichtlich der gemeinsamen geschichtlichen Wur-
zeln der österreichischen und kroatischen Anwaltschaft wären wir
sehr dankbar, wenn Ihr Repräsentant dazu Meinungen äußern
würde, da wir in der österreichischen Anwaltschaft und im österrei-
chischen Rechtssystem ein Vorbild sehen, das wir auch erreichen

möchten“, heißt es in einem Brief des Kroatischen Anwaltspräsi-
denten.
Dr. Benn-Ibler stellte in seinem Vortrag die Vorbehaltsaufgaben der
Rechtsanwälte und die Anwaltspflicht, wie sie die RAO und die
österreichischen Prozeßordnungen regeln, dar, und wies darauf
hin, daß diese Sonderstellung des Anwaltes nur durch besondere
Verpflichtungen, insbesondere zur Verschwiegenheit und zur Klien-
tentreue, zu rechtfertigen sind.
Der Tag der kroatischen Anwälte fand in einem gemeinsamen,
feierlichen Dinner sein Ende.

MP

AIJA-Seminar
Die bekannte Marke und andere ausge-
wählte Rechtsfragen im Kennzeichenrecht

Die Internationale Vereinigung Junger Anwälte (AIJA) hat auch die-
ses Jahr ein überaus erfolgreiches Seminar im Rahmen des traditio-
nell jährlich stattfindenden deutschsprachigen Regionaltreffens in
Wien veranstaltet, welches am 12. und 13. 2. 1999 im Rudolf Sal-
linger-Saal der Wirtschaftskammer Österreich stattgefunden hat.
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Das Einleitungsreferat hat sich mit dem Thema „Internationale
Anerkennung und Schutz der bekannten Marke“ befaßt. Frau
Dr. Hakenberg, Rechtsreferentin im Kabinett des österreichischen
Richters beim EuGH und Lehrbeauftragte des Europainstituts der
Universität des Saarlandes, hat anschließend über „Die bekannte
Marke in der Rechtsprechung des Gerichtshofes der Europäischen
Gemeinschaften“ referiert. Im Anschluß daran haben drei Kollegen
aus Österreich, Deutschland und der Schweiz in ihren nationalen
Referaten den Schutz der bekannten Marke in der jeweiligen
Rechtsordnung dargestellt.

Ein Referent von max.mobil und der Werbebetreuer der Lowe
GGK Werbeagentur haben in einer multimedialen Präsentation
anschaulich demonstriert, welche Bedeutung die Marke für ein jun-
ges Unternehmen hat und wie eine bekannte Marke wie max.mo-
bil durch Werbefachleute innerhalb kurzer Zeit aufgebaut wurde.

Eine rechtsvergleichende Fallstudie über die praktische Marken-
schutzdurchsetzung in Österreich, Deutschland und der Schweiz
hat gezeigt, daß auch Rechtsanwälte in der Lage sind, juristische
Vorgangsweise und Strategie praktisch zu veranschaulichen.

Frau Hofrat Dr. Preglau, Vorsitzende der Ersten Beschwerdekam-
mer des Harmonisierungsamtes, hat in weiterer Folge über die
„Neuesten Entwicklungen in der Judikatur zur Gemeinschaftsmar-
ke“ berichtet. Anschließend waren noch Beiträge über „Neuere
Entwicklungen im markenrechtlichen Schutz von Zeitschriften- und
Buchtiteln“, „Neuerungen auf dem Gebiet des Schutzes von geo-
graphischen Angaben und Ursprungsbezeichnungen“ und „As-
pekte der Bewertung von Marken im Unternehmensvermögen“ zu
hören.

Zu dieser Veranstaltung, an der über 100 Personen teilgenommen
haben, sind erfreulicherweise nicht nur viele ausländische Kollegin-
nen und Kollegen aus den traditionell deutschsprachigen Ländern
gekommen. Gerade die Teilnehmer aus Ländern wie Tschechien,
Ungarn, Dänemark, Belgien, Großbritannien, Frankreich, Spanien
und Griechenland haben bewiesen, daß die deutsche Sprache als
Arbeitssprache einen bedeutenden Stellenwert einnimmt und Wien
ein Ort der internationalen Begegnung ist.

Vor dem Juristenball wurden die Seminarteilnehmer von Herrn
Dr. Marte, dem Generaldirektor der Österreichischen National-
bibliothek, im Prunksaal empfangen. In seiner fast einstündigen
Präsentation dieser einmaligen Bibliothek und alter juristischer Ur-
kunden durften die Anwesenden auch einen Blick in das Original
der Goldenen Bulle werfen, was zu Recht als große Ehre empfun-
den worden ist. Herrn Dr. Ehrat, dem amtierenden Präsidenten der
AIJA, wurde schließlich noch eine Ehrenurkunde überreicht, nach-
dem die AIJA dieses Jahr als einzige Rechtsanwaltsvereinigung die
Patenschaft für die Renovierung und Mikroverfilmung der beiden
Jahrgänge 1899 und 1900 der „Neuen Freien Presse“ übernom-
men hat.

Überreichung der Ehrenurkunde an die AIJA durch Herrn Dr. Marte, General-
direktor der Österreichischen Nationalbibliothek (rechts), an Herrn Dr. Ehrat,
amtierender Präsident der AIJA (links)

Für weitere Informationen über die Internationale Vereinigung Jun-
ger Anwälte (AIJA) steht der nationale Vizepräsident für Österreich,
Dr. Christoph Petsch, Eschenbachgasse 11, 1010 Wien, Telefon
(01) 586 21 80, Telefax (01) 586 22 35, e-mail: pfk@pfk.at, ger-
ne zur Verfügung.

Dr. Christoph Petsch
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BRD: Großes Verdienstkreuz
für Präs. Hoffmann
Bundespräsident Roman Herzog verlieh Dr. Klaus Hoffmann am
8. 2. 1999 in Anerkennung seiner um die Bundesrepublik Deutsch-
land erworbenen besonderen Verdienste das Große Verdienst-
kreuz des Verdienstordens der Bundesrepublik Deutschland.
Die Überreichung dieser hohen Auszeichnung nahm die Botschaf-
terin der Bundesrepublik Deutschland, ihre Exzellenz Ursula Seiler-
Albring, am 11. 2. 1999 in den Räumlichkeiten ihrer Residenz in
Wien-Hietzing vor. Die Frau Botschafterin hob besonders die Ver-
dienste von Dr. Klaus Hoffmann um die Beziehungen zwischen den
Anwaltschaften Deutschlands und Österreichs, die Beteiligung an
der Fortentwicklung der beiderseitigen Berufsrechte, aber auch in
der Vertretung der Anwaltsinteressen bei den Institutionen der
Europäischen Union hervor.

MP

„Stern-Ehrenring“
RA Dr. Herbert Eichenseder ist neuer Träger des „Stern-Ehrenrin-
ges“, der ihm von Präsident Dr. Klaus Hoffmann am 23. 2. 1999
überreicht wurde. Eichenseder tritt damit in die Fußstapfen seines
kürzlich verstorbenen Kollegen Wilhelm Philipp, der ihn zu seinem
Nachfolger gekürt hatte. Michael Stern, der legendäre Doyen der
Verteidiger, hatte 1981 das kostbare Kleinod gestiftet und in der
Anwaltskammer hinterlegt. Es sollte nach seinem Ableben jenem
Anwalt verliehen werden, der „in hervorragender Weise seine
anwaltlichen Pflichten mit Engagement vertritt und schutzbedürfti-
gen Menschen stets zur Seite steht“.

MP
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International Bar Association –
Eastern European Forum
Conference

The European Union goes East

17–19th May 1999, Prague, Czech Republic

Topics include:

Company law

Modernisation of the law on corporations is essential. Trans-
formation of the relevant EU Directives will lead to a safe standard
of corporation laws in areas such as corporate governance, minor-
ity protection rules, shareholders’ rights and corporate responsibil-
ities.

Capital markets

The newly implemented bank and stock exchange laws will have a
major impact on investment. The EU laws in place in the Central
and Eastern European countries will be reviewed with reference to
their implications for IPOs, investment funds and securities trans-
actions generally and with particular emphasis on potential invest-
ment risks arising from insider trading, money laundering and
banking secrecy issues.

Competition law and procurement

One of the central pillars for EU accession, this session will review
procurement and competition law issues. Under the procurement
head, speakers will consider procurement of goods and services
als well as construction tendering. Competition law issues to be
reviewed will include the impact of EU policy changes with respect
to vertical agreements such as distribution, franchising and similar
agreements. The issue of dominant market positions will be con-
sidered together with protection mechanisms for investors. Notifi-
cations to competition authorities, including merger control notifi-
cations, will also be covered.

Environmental law

A comparative assessment will consider how implementation of EU
law will limit the attractiveness of investment in the region. The
issue of enforcement of environmental standards along which envi-
ronmental liability for prior violations which affect foreign and
domestic investors will also be investigated.

Attendance at this event offers an excellent opportunity for contacts
to be made between lawyers from the region, and practitioners
representing clients investing in or doing business with central and
eastern Europe. It is hoped to obtain funding for scholarships to
assist attendance by local lawyers.

I would like to register. Please
send me:

� Conference Programme and
registration form

� Information about the IBA
and section membership.

Name: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Address: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Tel: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . Fax:. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Please return the completed form by telefax to:
International Bar Association, 271 Regent Street, London, W1R 7PA, England
Tel: +44 (0) 171 629 1206 Fax: +44 (0) 171 409 0456 e-mail: confs@int-bar.org
Website: www.ibanet.org

E E F  C O N F E R E N C E,  P R A G U E 19 9 9
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XIV. Pannonische Juristentage
Aufruf zur Anmeldung

Sehr geehrter Herr Kollege!
Sehr geehrte Frau Kollegin!
Die Organisation des Ungarischen Juristenvereins in den Komi-
taten Vas und Zala veranstaltet vom 4. bis 6. 6. 1999 (vom Freitag
nachmittag bis Sonntag nachmittag) in Bükfürdö die XIV. Pannoni-
schen Juristentage, deren Gastgeber die Organisation des Ungari-
schen Juristenvereins im Komitat Vas ist.
Das Hauptthema des Symposiums ist: Die Europäische Union und
die Rechtsangleichung.
Der Vorsitzende des Symposiums ist: Dr. Gyózó Szabó, Vizepräsi-
dent des Obersten Gerichtes der Republik Ungarn
Den Eröffnungsvortrag hält: Dr. János Martonyi, Außenminister der
Republik Ungarn
Die Vortragenden:

1. Aus dem Bereich des Zivilrechtes:
– Prof. Marko Ilesic, Prodekan an der Universität Ljubljana
– Dr. Iván Szász, Rechtsanwalt
– Dr. Gerhard Kohlegger, Justizministerium – Österreich
– Dr. Mihály Ficsor, Hauptabteilungsleiter, Justizministerium –

Ungarn

2. Aus dem Bereich des Wirtschaftsrechtes:
– Dr. Tamás Sárközy, Univ.-Prof., Volkswirtschaftsuniversität

Budapest
– Mag. Andrej Rosker, Notar

3. Aus dem Bereich des Strafrechtes:
– Dr. Fritz Zeder, Justizministerium – Österreich
– Marko Sorli, Richter am Obersten Gericht Sloweniens, Präsi-

dent des Rates der Richter der Republik Sloweniens

Den Schlußvortrag hält: Prof. Georg Brunner, Dekan an der Ost-
Europäischen Universität in Köln.
Die Teilnehmer werden in Zweitbettzimmern im Danubius Thermal
& Sporthotel**** und im Hotel Répce*** untergebracht. Die
Dienstleistung beginnt Freitag abend mit dem Empfang des Mini-
sters und endet Sonntag mit dem Mittagessen. Mit Ausnahme des
Mittagessens am Sonntag wird die Verpflegung im Danubius Ther-
mal & Sporthotel stattfinden.
Am 4. 6. 1999 wird am Abend der ungarische Justizminister, am
5. 6. 1999 am Abend werden die Justizminister Österreichs und
Sloweniens einen gemeinsamen Empfang geben.

Andere Programme: Gemeinsame Buchausstellung der Verlage HVG-ORAC
und Kodexpress. Der Zeitpunkt der Ausstellung: 4. 6. 1999, nach der Eröff-
nungssitzung. Der Ort der Ausstellung ist die Vorhalle des Danubius Ther-
mal & Sporthotels.
„PANNON-BEAUTY“-Damenprogramm des Danubius Thermal& Sporthotels.
Der Zeitpunkt: 5. 6. 1999, 9 bis 13 Uhr. Der Ort: Danubius Thermal &
Sporthotel.
Das Rekreations-Damenprogramm des Heilbades AG Bük. Der Zeitpunkt:
5. 6. 1999, 15 bis 18 Uhr. Der Ort: Das Bad des Heilbades Bük.
Die Besichtigung des Golfplatzes und Golfvorführung. Der Zeitpunkt: 6. 6.
1999, 14 bis 18 Uhr. Der Ort: Birdland Golf & Country Club, Bükfürdö.

Der Teilnahmebetrag beträgt gemäß dem beigefügten Anmeldefor-
mular S 1800,– bzw S 1500,–.
Der Teilnahmebeitrag beinhaltet neben der Unterkunft und Verpfle-
gung die Organisationskosten des Symposiums, die Dienstleistun-
gen der Hotels (im Danubius Thermal & Sporthotel: Thermalbad,
Sauna, Dampfbad, Whirlpool, Fitness-Saal, Squash, Bowling, Mi-
nigolf, und im Hotel Répce: Badeeintritt mit Magnetkarte), ferner
den Eintritt in das Bad des Heilbades Bük. Der Birdland Golf &
Country Club erteilt – während und vor der Veranstaltung und zwei
Tage nachher – für die Mitglieder anderer Golfclubs eine 50%ige
Ermäßigung.
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Wir bitten die Teilnehmer, daß Sie Ihre Absicht bezüglich der Teil-
nahme am Mittagessen am Sonntag, an dem Damenprogramm
bzw Golfprogramm – die alle kostenfrei sind – am beigefügten For-
mular markieren.

Wir bitten die Anmeldungen durch Ausfüllen des beigefügten
Anmeldeformulars bis zum 5. 5. 1999 an die Adresse der Organi-
sation des Ungarischen Juristenvereins im Komitat Vas (H-9700
Szombathely, Szily János u. 7) zu übermitteln. Mit der Einsendung
des Anmeldeformulars bitten wir den Teilnahmebeitrag (S 1800,–
bzw S 1500,–) auf das von den Veranstaltern zu diesem Zweck
bei der Bankfiliale CREDITANSTALT Rt (Szombathely, Kössegi
u. 30–32) eröffnete Konto: 10990005-00000008-50320006 zu
überweisen oder per Postanweisung einzuzahlen.

Im Falle einer Absage, die nach dem 15. 5. erfolgt, sind wir nicht
in der Lage, den Teilnahmebeitrag zurückzuzahlen.

Wir möchten die Teilnehmer darauf aufmerksam machen, daß wir
die Anmeldungen in der Reihenfolge des Einlangens berücksichti-
gen, wegen der beschränkten Möglichkeit der Unterkünfte (die be-
sonders in bezug auf das Danubius Thermal & Sporthotel besteht).
Wir können nur jenes Anmeldeformular annehmen, dem die Kopie
des Aufgabescheines oder des Überweisungsnachweises bezüg-
lich des Teilnahmebeitrages beigeschlossen ist.
Das ausführliche Fachprogramm und die Information über die
Unterkunft sowie die sonstigen notwendigen Informationen werden
bis zum 25. 5. 1999 an die Teilnehmer übermittelt.
In Fragen in bezug auf das Symposium geben die Veranstalter unter
der Telefonnummer: (0038-94) 31 21 84, (0038-94) 31 43 65,
(0036-94) 31 44 60 und unter der Fax-Nummer: (0036-94)
31 21 84, (0036-94) 31 37 67, Auskunft.

Das Organisationskomitee

Name: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Beruf: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Name, Adresse, Telefonnummer des Arbeitsplatzes (der Kanzlei):

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Postleitzahl: . . . . . . . . . . . Stadt (Ortschaft): . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Straße: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . Hausnummer: . . . . . . . . . . . . . . .

Danubius Thermal & Sporthotel**** � * Hotel Répce*** � *

Name und Adresse der Person, mit der ich das Hotelzimmer gemeinsam benützen

möchte: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Ich beabsichtige am Mittagessen am Sonntag
und an folgenden Gesellschaftsprogrammen
des Symposiums teilzunehmen: **

– Mittagessen am Sonntag: �

– Damenprogramm PANNON BEAUTY: �

– Rekreations Damenprogramm: �

– Besichtigung des Golfplatzes und
Golfvorführung: �

ANMELDEFORMULAR
zum

XIV. SYMPOSIUM PANNONISCHER JURISTENTAGE

ACHTUNG: Das Anmeldeformular ist nur mit der gleichzeitigen Bestätigung der Einzahlung des Teilnahmebeitrages (S 1800,– bzw
S 1500,–) gültig.
Anmeldefrist: 5. Mai 1999

** Wir bitten um die Bezeichnung des gewählten Hotels mit X.
** Die Teilnahme am Mittagessen am Sonntag bzw am gewählten Gesellschaftsprogramm bitten wir mit X zu markieren.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ., am . . . . . . . . . . . . .1999
. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Unterschrift
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Seminarankündigung/
Altmünster 1999
Die rechtswissenschaftlichen Fakultäten der Universitäten Linz und
Wien veranstalten vom 20. bis 24. 9. 1999 im Alpenhotel am See,
Altmünster/Traunsee, ein Seminar für absolvierte Juristen (Leitung:
Univ.-Prof. Dr. Peter Rummel im Zusammenwirken mit Univ.-Prof.
Dr. DDr. h.c. Franz Bydlinski und Univ.-Prof. Dr. Helmut Koziol).
Die Vorträge werden folgende Themen aus dem Gebiet des Privat-
rechts und des zivilgerichtlichen Verfahrensrechts behandeln:
a.Univ.-Prof. Dr. Raimund Bollenberger: Veruntreuungsrisiko beim
über Treuhänder abgewickelten Liegenschaftsverkehr
Univ.-Prof. Dr. DDr. h.c. Franz Bydlinski: Grundsätzliches zum Irr-
tumsrecht
Univ.-Doz. Dr. Herbert Fink: Vollbeendigung von Personenhandels-
gesellschaften und juristischen Personen im Zivilprozeß
Univ.-Prof. Dr. Ferdinand Kerschner: Rückabwicklung gegenseitiger
Verträge

Univ.-Prof. DDr. h.c. mult. Heinz Kötz: Einführung in die ökonomi-
sche Analyse des Rechts

Univ.-Prof. Dr. Peter Jabornegg: Treuepflicht im Recht der Personen-
gesellschaften

a.Univ.-Prof. Dr. Paul Oberhammer: Objektive Grenzen der Bin-
dungswirkung

Univ.-Prof. Dr. Peter Rummel: Zivilrechtliche Probleme des Vergabe-
rechts

Zu einigen Vorträgen sind Koreferate geplant.

Die Kosten für die Unterbringung und Verpflegung werden sich
auf ca S 2500,– belaufen. Der Kursbeitrag wird voraussichtlich
S 1000,– betragen.

Schriftliche Anmeldungen werden bis 30. 6. 1999 erbeten an Frau
Univ.-Ass. Mag. Carmen Bumberger, Institut für Zivilrecht, Johannes
Kepler Universität Linz, 4040 Linz/Auhof. Da die Teilnehmerzahl
beschränkt ist, erfolgt bis Ende Juli noch eine gesonderte Mitteilung
an die Angemeldeten über die Möglichkeit der Teilnahme.
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APA
vom 17. März 1999

Justizausschuß beschloß Änderungen

des Anwälte-Berufsrechts

Wien (APA) – Der Justizausschuß hat am
Mittwoch eine Änderung des Berufsrechts
der Rechtsanwälte beschlossen. Die No-
velle bringt schärfere Maßnahmen gegen
die Veruntreuung von Klientengeldern.
Überdies werden Rechtsanwälte künftig
auch spezielle Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung und Niederlassungen
gründen dürfen. Ein weiterer Deregulie-
rungsschritt ist in Aussicht genommen: SPÖ
und ÖVP streben mit einem Entschlie-
ßungsantrag an, interdisziplinäre Gesell-
schaften – mit anderen Berufen wie Wirt-
schaftstreuhändern oä – zuzulassen.

Damit wird dem von Staatssekretär Wolf-
gang Ruttenstorfer im Vorfeld geäußerten
Wunsch nach einer weitergehenden Libe-
ralisierung teilweise Rechnung getragen.
Bisher durften Anwälte nur Gesellschaften
bürgerlichen Rechts und (seit 1991) Part-
nerschaften analog zur OHG und KG bil-
den. Weitere Regulierungen betreffen das
Werbeverbot oder auch die Tarifgestal-
tung. Zu letzterem hat die Kammer bereits
zugesagt, sie transparenter zu gestalten
und die Klienten detailliert über die Kosten-
abrechnung zu informieren.

Eine Liberalisierung des strengen Berufs-
rechts ist angesichts der mit März 2000
gegebenen Niederlassungsfreiheit in der
EU geboten. SPÖ-Justizsprecher Hannes
Jarolim plädiert in diesem Zusammenhang
auch für eine Verkürzung der Ausbildungs-
zeiten in Österreich. Die neun Jahre dau-
ernde Ausbildung müsse iS der Wett-
bewerbsfähigkeit an die teils wesentlich
kürzeren Systeme der anderen EU-Länder
angepaßt werden. Grundsätzlich müsse
das Überleben des Rechtsanwaltsstandes –
wegen seiner Bedeutung für den demokra-
tischen Rechtsstaat – sichergestellt werden.
Von der FPÖ verlangte weitere gesetzliche

Regelungen zum Berufsrecht lehnt Jarolim
ab: Die freien Berufe hätten zur Wahrung
der Unabhängigkeit immer großen Wert
darauf gelegt, sich den Rahmen ihrer Be-
rufsausübung selbst zu setzen.

Zum besseren Schutz von Klientengeldern
wird mit dem Berufsrechtsänderungsgesetz
ermöglicht, daß der österreichische Rechts-
anwaltskammertag eine verpflichtende Ein-
tragung in ein Treuhandbuch und eine ver-
pflichtende Versicherung einrichten kann.
Disziplinarrechtlich soll es künftig schon
bei ersten Hinweisen auf mögliche Verun-
treuungen „einstweilige Maßnahmen“ –
von Überprüfung bis Untersagung der
Tätigkeit – geben. Überdies soll die abso-
lute Verjährungsfrist von zehn Jahren auf-
gehoben werden. Die Berufshaftpflichtver-
sicherung wird deutlich angehoben.

Ebenfalls beschlossen wurde im Justizaus-
schuß eine Änderung des Berufsrechts der
Notare. Sie haben schon ein verpflichten-
des Treuhandbuch, die gesetzlichen Rege-
lungen werden aber genauer gefaßt. Aus-
geweitet wird der Einsatz von Informations-
technologie. So wird die Einrichtung eines
Urkundenregisters ermöglicht. Jarolim plä-
dierte dafür, auch die Urkunden etwa von
Anwälten und Wirtschaftstreuhändernaufzu-
nehmen – damit das Register nicht „wettbe-
werbsverzerrend und diskriminierend“wirkt.

Das ebenfalls beschlossene Insolvenzver-
walter-Entlohnungsgesetz bildet die Rechts-
grundlage für eine österreichweit einheitli-
che Entlohnung für Insolvenzverwalter und
bevorrechtete Gläubigerschutzverbände.

Salzburger Nachrichten

vom 18. März 1999

Schutz von Klientengeld

Justizausschuß: Änderung des

Anwälte-Berufsrechts

Wien (SN, APA) – Der Justizausschuß hat
am Mittwoch eine Änderung des Berufs-

rechts der Rechtsanwälte beschlossen. Die
Novelle bringt schärfere Maßnahmen
gegen die Veruntreuung von Klienten-
geldern. Überdies werden Rechtsanwälte
künftig auch spezielle Gesellschaften mit
beschränkter Haftung und Niederlassun-
gen gründen dürfen.

Zum besseren Schutz von Klientengeldern
wird mit dem Berufsrechtsänderungsgesetz
ermöglicht, daß der Österreichische
Rechtsanwaltskammertag eine verpflich-
tende Eintragung in ein Treuhandbuch und
eine verpflichtende Versicherung einrich-
ten kann. Disziplinarrechtlich soll es künf-
tig schon bei der ersten Hinweisen auf
mögliche Veruntreuungen „einstweilige
Maßnahmen“ – von Überprüfung bis Un-
tersagung der Tätigkeit – geben. Überdies
soll die absolute Verjährungsfrist von zehn
Jahren aufgehoben werden. Die Berufs-
haftpflichtversicherung wird deutlich ange-
hoben. Ebenfalls beschlossen wurde im
Justizausschuß eine Änderung des Berufs-
rechts der Notare. Sie haben schon ein
verpflichtendes Treuhandbuch, die gesetz-
lichen Regelungen fassen diese aber ge-
nauer.

Die Presse

vom 12. März 1999

Unterhalt trotz Schuld:

Verfassungswidrig oder „sozialverträglich“?

Die Regierungsvorlage für ein neues
Scheidungsrecht sorgt für Kontroversen.

Von Benedikt Kommenda

In einem Punkt hat Justizminister Nikolaus
Michalek dem neuen Scheidungsrecht den
Schrecken genommen: Der Entwurf, über
den nach dem Beschluß der Regierung nun
das Parlament zu entscheiden hat, heißt
jetzt statt „Ehe- und Scheidungsrechts-
Änderungsgesetz“ nur noch „Eherechts-
Änderungsgesetz“. Damit ist die frühere
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Abkürzung „EheSchRÄG“ hinfällig, die
mancher Jurist despektierlich als „Ehe-
schreck“ gelesen hat. Inhaltlich hat sich
das „EheRÄG“ aber just dort kaum verän-
dert, wo der Entwurf Anwälte am meisten
verstört hat. Die ÖVP, die als „Familien-
partei“ die Bedenken zunächst teilte, sagt
inzwischen ja und amen zu Michaleks Vor-
haben.

Der kalte Schauer wird durch den verschul-
densunabhängigen Unterhalt ausgelöst: In
Härtefällen sollen neuerdings auch solche
Expartner Alimente verlangen können, die
allein oder überwiegend schuld sind am
Scheitern der Ehe. Das Justizministerium
hat an Situationen gedacht, in denen etwa
eine Frau Jahrzehnte Kinder und Haushalt
betreut hat; setzt sie dann einen Schei-
dungsgrund, soll sie nicht völlig mittellos
dastehen.

Der Anlaß muß keineswegs ein Seiten-
sprung sein, der trotz gegenteiliger Be-
hauptungen auf der Krone-Titelseite ein
Scheidungsgrund bleibt. Es genügt schon,
wenn die Frau beharrlich den Haushalt
vernachlässigt. Die wahre Intention des
Gesetzgebers: In Härtefällen soll nach Bil-
ligkeit eher der Expartner als – über die
Sozialhilfe – die Allgemeinheit einen Auf-
wand tragen, der im früheren einvernehm-
lichen Zusammenleben wurzelt.

Streit um Befristung

Das Justizressort konnte aber nicht die
Bedenken zerstreuen, daß künftig zu viele
Schuldige Unterhalt beziehen werden. So
war in den Erläuterungen zum ersten Ent-
wurf noch als Beispiel, in dem der Unter-
halt ausgeschlossen sein soll, ein mißlun-
gener Mordanschlag des schuldigen Ex-
Partners genannt: Daß ein solcher Extrem-
fall gewählt wurde, erschien als Signal,
daß der verschuldensunabhängige Unter-
halt künftig eher als Regel denn als Aus-
nahme zu verstehen ist.

Die Anwaltskammer plädierte dafür, daß
die Richter den neuen Unterhalt jeden-

falls nur befristet zuerkennen dürfen. Damit
sollte der schuldige Teil gezwungen wer-
den, sich während der Übergangszeit
doch um Einkommensmöglichkeiten zu
kümmern. Diese Idee machte sich auch
VP-Justizsprecherin Maria Fekter zu eigen:
Sie stellte es vor einem Monat als ihren
Erfolg dar, daß sich die Koalition geeinigt
hätte, schuldig Geschiedenen höchstens
einen befristeten Unterhalt zuzuerkennen.

Die neue Formulierung Michaleks mag
bei oberflächlicher Lektüre diesen Eindruck
erwecken; doch wenn es jetzt heißt, daß
der Richter eine Dauer des Unterhalts fest-
zulegen hat, kann diese Dauer auch eine
unbegrenzte sein (es bleibt freilich den Be-
teiligten unbenommen, beim Richter geän-
derte Verhältnisse geltend zu machen und
eine neue Entscheidung zu verlangen).
Trotz des Widerspruchs hält man im VP-
Klub die Verabschiedung für eine Form-
sache: Klubobmann Khol findet den Text
jetzt plötzlich „ÖVP- und sozialverträglich“.

Im Justizministerium argumentiert man, daß
eine unbefristete Zuerkennung des Unter-
halts pensionsrechtlich günstiger sei: Stirbt
nämlich der Unterhaltspflichtige, hätte die
Witwe bei einer Befristung den Pensions-
anspruch ebenfalls nur für begrenzte Zeit.
Freilich: Wenn es unbillig ist, dem unschul-
digen Ex-Mann länger als ein paar Jahre
Alimente abzuverlangen, ist es für die
Sozialversicherung ebenso unbillig. Und
immerhin ist der befristete Unterhalt mehr,
als einem schuldig Geschiedenen heute
zusteht.

Die Wiener Anwaltskammer beklagt jeden-
falls, daß auch der neue Text den Unterhalt
keineswegs nur auf Härtefälle begrenzt.
Anwalt Michael Witt droht gar mit einer
Verfassungsbeschwerde bei nächster Ge-
legenheit, auf die er allerdings aus verfah-
rensrechtlichen Gründen einige Zeit wird
warten müssen: In Zivilsachen gibt es für
den einzelnen kaum Möglichkeiten, den
VfGH anzurufen. Brigitte Birnbaum, Schei-
dungs-Expertin der Wiener Anwaltskam-

mer, plädiert dafür, endlich eine pensions-
rechtlich saubere Lösung für Hausfrauen
einzuführen.

Kurier

vom 24. März 1999

Juristen laufen Sturm gegen neues

Militär- und Polizeigesetz

Richterin Helige und Anwaltssprecher Ainedter

bangen um Grundrechte

Militärbefugnis- und Sicherheitspolizei-
gesetz haben gestern den Ministerrat
passiert. Gleichzeitig laufen Richter und
Rechtsanwälte Sturm gegen die umstritte-
nen Gesetzesvorhaben.

Richter-Präsidentin Barbara Helige und der
Strafrechtsreferent der Anwaltskammer,
Manfred Ainedter, befürchten Eingriffs-
möglichkeiten der Behörden in die Grund-
rechte ohne entsprechende Kontrollen.

Hauptkritikpunkt ist die „erweiterte Gefah-
renforschung“, die es Polizei und Heeres-
nachrichtendiensten ermöglichen, auf Ver-
dacht hin Gruppen zu observieren, bevor
diese kriminell tätig geworden sind.

„Aus dem Gesetz wird nicht ersichtlich,
nach welchen Kriterien die Observationen
durchgeführt werden. Der entsprechende
Paragraph ist diffus und überläßt diese
Entscheidung völlig den Sicherheitsbehör-
den“, so Richterin Helige im KURIER-
Gespräch.

Anwalt-Sprecher Ainedter: „Die Behörden
ziehen immer mehr unkontrollierte Rechte
unter dem Deckmantel der Gefahrenab-
wehr an sich.“ Ainedter weiter: „Es wird
ein Bedrohungsszenario gezeichnet, das
es in der Realität so nicht gibt. Die Maß-
nahmen sind überzogen.“

Richter-Vertreterin Helige ist nicht grund-
sätzlich gegen die Ermittlungsmethoden:



248 AnwBl 1999/4

Pressespiegel

„Auf jeden Fall ist es besser, diese
Maßnahmen werden auf einer rechtlichen
Basis durchgeführt.“ Verunglückt sei der
Entwurf des Rechtsschutzbeauftragten, der
die Ermittlungen kontrollieren soll.

Das Innenministerium wies die Vorwürfe
zurück: Der letzte Entwurf liege den bei-
den Kritikern offensichtlich nicht vor. Dem
Rechtsschutzbeauftragten müsse etwa jede
relevante Information zur Verfügung ge-
stellt werden. Als ungerechtfertigt empfun-
dene Beobachtungen könnten durch ihn in
einer vierwöchigen Frist verhindert werden.

Christian Thonke

Vorarlberger Nachrichten

vom 25. März 1999

Umstrittene Ausweitung der Polizeibefugnisse

Neues Sicherheitspolizeigesetz stößt auf Kritik

Bludenz (VN-kiri) Vorbeugend kann nach
dem neuen Sicherheitspolizeigesetz (SPG)
künftig die „erweiterte Gefahrenerfor-
schung“ angegangen werden. Bisher
waren Ermittlungen erst nach einem
Gesetzesverstoß möglich.

Die Sicherheitsbehörden sollen Gruppie-
rungen schon dann observieren können,
wenn „damit zu rechnen ist, daß es zu
schwerer Gefahr für die öffentliche Sicher-
heit mit verbundener Kriminalität, insbe-
sondere zu weltanschaulich oder religiös
motivierter Gewalt kommt“, heißt es in den
Erläuterungen. Für den Präsidenten der
Vorarlberger Rechtsanwaltskammer, Sepp
Manhart, ist das neue SPG schlichtweg un-
faßbar: „Das ist eine Einschränkung der
Grundrechte. Vor zwei Jahren hat man
uns bei Lauschangriff und Rasterfahndung
noch erklärt, daß damit die Bedürfnisse
gedeckt sind, jetzt gibt es wieder eine Aus-
weitung“, kritisiert Manhart.

Das sei nichts anderes als Salamitaktik auf
dem Weg zum totalitären Staat. „Kom-
missar Zufall hat den Bombenleger Fuchs
gestellt und nicht der Lauschangriff. Der
mußte in den letzten Jahren vielleicht zwei-
mal angewendet werden. Da frag’ ich
mich, wozu denn so ein Gesetz überhaupt
notwendig ist. 1938 hat sich Hitler über
die bestehenden Gesetze hinweggesetzt,
wenn es heute solche Veränderungen ge-
ben würde, hätten wir die gesetzlichen
Grundlagen dafür geschaffen.“

Nicht in Vorarlberg

„Das wird kaum konkrete Auswirkungen
auf die Arbeit in Vorarlberg haben“, ist
hingegen Landesgendarmeriekommandant
Manfred Bliem überzeugt. „Das betrifft vor
allem die Staatspolizei. In diesem Bereich
wird die Arbeit jedenfalls erleichtert, das
neue SPG ist eine Anpassung der gesetz-
lichen Grundlage an die moderne Polizei-
arbeit.“ Die Verbrechen und Delikte, die
im neuen SPG geregelt seien, würden in
Vorarlberg ja nicht gerade zum Alltag
zählen.

Dolomiten
vom 19. März 1999

Landesuniversität / Studium

Freier Zugang zum Anwaltsberuf

Südtiroler Absolventen des Integrierten

Diplomstudiums haben keine Probleme

Innsbruck (bl) – Das Integrierte Rechts-
studium an der Leopold Franzens Uni-
versität ist eine Besonderheit, nicht nur
vom Studiengang her. Südtiroler Absolven-
ten können nämlich auch ohne Probleme
den Anwaltsberuf in Österreich anstreben.
Univ.-Prof. Bernhard Eccher, Vorstand des
Italienischen Rechts, verweist auf ein
Schreiben der Tiroler Rechtsanwalts-
kammer.

Entgegen anderslautenden Presseberichten
und weitverbreiteter irriger Meinung er-

klärt Univ.-Prof. Bernhard Eccher, Vorstand
des Italienischen Rechts an der Universität
Innsbruck, nach eindeutiger Bestätigung
durch die Tiroler Rechtsanwaltskammer,
daß es keine Hindernisse für Südtiroler Ab-
solventen des Integrierten Diplomstudiums
der Rechtswissenschaften zum Eintritt in
die Tiroler Rechtsanwaltskammer gab und
gibt.

In seinem Schreiben verweist Präsident
Georg Santer auf § 18 1) des Bundes-
gesetzblattes BGBl 140/1978 in der Fas-
sung von BGBl 523/1985, der bestimmt,
daß ausländische Studierende berechtigt
sind, anstelle der dort erwähnten Prüfungs-
fächer die Kenntnisse über diese Fach-
gebiete im Recht ihres Staates nachzuwei-
sen, wenn entsprechende Lehrveranstaltun-
gen an der rechtswissenschaftlichen Fakul-
tät jener österreichischen Universität ange-
boten werden, an der die ausländischen
Studierenden inskribiert sind.

Nach der derzeitigen gesetzlichen Rege-
lung kann die Rechtsanwaltsprüfung in
Österreich nur nach Absolvierung des
Diplomstudiums nach dem BGBl 140 vom
2. 3. 1978 abgelegt werden. Die Eintra-
gung in die Liste der Rechtsanwälte erfor-
dert den Abschluß des Diplomstudiums
nach der gleichen Bestimmung.

Diese Auflagen stellen für die Südtiroler
Absolventen kein Problem dar und somit
auch keine Zugangsbarriere zum Anwalts-
beruf in Österreich. Zum einen sieht das
Abkommen zwischen der Republik Öster-
reich und der Italienischen Republik über
die Zusammenarbeit der Universitäten
Padua und Innsbruck das „Integrierte Di-
plomstudium“ als integrierenden Bestand-
teil des Diplomstudiums vor. Aufgrund die-
ser Vereinbarung sind italienische Staats-
bürger nach § 18 des BGBl 140/1978
berechtigt, ein integriertes Diplomstudium
der Rechtswissenschaften an der Uni
Innsbruck zu absolvieren. Abgeschlossen
wird – wie jenes der österreichischen Stu-
dierenden – mit dem akademischen Grad
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eines „Magister der Rechtswissenschaf-
ten“. „Daß es sich hiebei um einen ande-
ren, gesonderten Magister als nach BGBl
140/1978 handelt, kann nicht entnom-
men werden“, merkt Präsident Santer in
seinem Schreiben an.

Da es sich beim § 18 um eine Sonder-
bestimmung für ausländische Studierende
handelt und das Abkommen zwischen
Italien und Österreich lediglich der Aus-
führung des § 18 dient, „ist davon auszu-
gehen, daß italienische Staatsbürger, die
das integrierte Diplomstudium in Innsbruck
absolvieren, ihr Studium gemäß BGBl
140/1978 zurücklegen, somit auch zur
Rechtsanwaltsprüfung zuzulassen sind und
in die Liste der Rechtsanwälte eingetragen
werden können.“

Was die Aufnahme in den Gerichtsdienst
betrifft, so stellt sich die Frage der Eignung
des Integrierten Diplomstudiums als Zulas-
sungsvoraussetzung praktisch nicht, weil
§ 2 Abs 1 RichterdienstG in der geltenden
Fassung hierfür noch immer das Vorliegen
der Österreichischen Staatsbürgerschaft
verlangt. „In diesem Sinne steht einem Jus-
studium in Innsbruck nichts im Wege“,
merkt Univ.-Prof. Eccher an.

Die Presse

vom 18. März 1999

„Tradition und Dienstleistungen verbinden“

Mit dem Elektronischen Rechtsverkehr

hat moderne Hochtechnologie Einzug

in die Rechtsanwaltskanzleien gehalten.

Gleichzeitig geht der Trend zu grenzüber-

schreitenden Partnerschaften.

Dem Präsidenten der Rechtsanwaltskam-
mer, Klaus Hoffmann, schwebt ein moder-
nes, dynamisches Berufsbild für seine Stan-
deskollegen vor: „Der Rechtsanwalt soll
seinen Beruf nicht aus dem Gläsernen
Turm heraus ausüben, er soll für seine

Klienten verfügbar sein und ihnen die Vor-
gänge transparent machen.“ Und: „Ich will
den traditionellen Beruf als Berater und
Vertrauensperson mit dem eines modernen
Dienstleisters verbinden“.

Ein wesentlicher Schritt in Richtung Moder-
nität war die Einführung des Elektroni-
schen Rechtsverkehrs (ERV). Die Kammer
hat alle Mitglieder dazu verpflichtet, in ih-
ren Kanzleien die notwendigen EDV-Ein-
richtungen für dieses Netz zu installieren,
mit dem Mahnklagen, Exekutionen und
sonstige Schriftsätze on-line an Gerichte
übermittelt werden können. Auch Grund-
buch und Firmenbuch können abgefragt
werden. Es habe bei der Einführung
„ein Generationenproblem“ gegeben, gibt
Hoffmann zu. Das System existiert im
Prinzip schon seit 1990, 40 Prozent aller

Mahnklagen wurden 1997 elektronisch
versandt. In Zukunft sollen nicht nur Ge-
richte und Kanzleien, sondern auch Kun-
den ins Netz eingebunden werden.

Neue Herausforderungen wird die Umset-
zung der EU-Niederlassungsrichtlinie den
Rechtsanwälten bringen. Sie erlaubt An-
wälten, ohne zusätzliche Prüfung in ande-
ren Mitgliedsländern Kanzleien zu eröff-
nen. Das könnte österreichische Juristen
wegen ihrer langen Ausbildungsdauer
(vier Jahre Mindeststudiendauer, fünf Jahre
Praxis) ins Hintertreffen bringen. „Wir müs-
sen unbedingt etwas in dieser Richtung
machen“, kommentiert Hoffmann. Doch auf
hohen Standards besteht er: „Die Zukunft
des Berufes verlangt, daß die Qualität
hochgehalten wird.“

R.K.
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Disziplinarrecht
7579

§ 9 RAO – gesetzwidrige Verteidigungsmittel
Art 10 MRK – Meinungsfreiheit

§ 3 RL-BA – ungerechtfertigte Druckmittel
§ 18 RL-BA – persönliche Angriffe gegen Kollegen

Die Ankündigung sachlich nicht näher als an-
gemessen begründeter Maßnahmen, somit die
Ausübung eines nicht gerechtfertigten Druckes,
verstößt gegen § 9 RAO.

Es widerspricht standesrechtlichen Gepflogen-
heiten als gefestigter Standesauffassung, wenn
ein RA einem anderen RA ein Schreiben, das ihn
betreffend massive Vorhaltungen, Vorwurf des
Mißbrauchs seiner Verfügungsgewalt und Hin-
weis auf strafrechtliche Konsequenzen enthält,
per Telefax und nicht per Post zur persönlichen
Öffnung zustellt.

OBDK 14. 12. 1998, 6 Bkd 6/98

Aus den Gründen:

Der DB hat, wie vom DR zutreffend festgestellt und in Übereinstim-
mung mit gefestigter Standesauffassung und stRsp der OBDK beur-
teilt wurde, beim Faktum I. a) des angefochtenen Erk versucht, den
von ihm gewünschten Erfolg durch Ankündigung sachlich nicht
näher als angemessen begründeter Maßnahmen, somit durch Aus-
übung eines nicht gerechtfertigten Druckes zu erreichen. Daß eine
solche Vorgangsweise als disziplinärer Verstoß eines RA im Rah-
men seines in § 9 RAO umschriebenen Pflichtenkreises zu werten
ist, bedarf keiner weiteren Ausführungen.

Gleiches gilt für die weiteren Vorwürfe unter I: lit b) und c).

Es widerspricht standesrechtlichen Gepflogenheiten als gefestigter
Standesauffassung, wenn der DB, wie im vorliegenden Fall, das
Schreiben vom 1. 9. 1994 dem Adressaten, RA Dr. A mit massiven
Vorhaltungen, Vorwurf des Mißbrauches seiner Verfügungsgewalt
und Hinweis auf strafrechtliche Konsequenzen per Telefax und
nicht per Post zur persönlichen Öffnung zustellte, obwohl Dr. A da-
mit offenkundig persönlich angesprochen wurde.

Abgesehen davon, daß bei einer solchen Versendungsweise Ein-
gabe- oder Verbindungsfehler technisch nie auszuschließen sind,
sodaß das Schreiben überhaupt in fremde Hände gelangen
könnte, erlangte durch das in der Kanzlei des Dr. A eingetroffene
Faxschreiben das anwesende Kanzleipersonal Kenntnis vom Inhalt
des Schreibens, welcher geeignet war, die Person des Dr. A und

dessen Berufsausübung als RA bei seinen Angestellten zu diskredi-
tieren.

Ob darüber hinaus Gelegenheit oder Gefahr bestand, daß auch
kanzleifremden Personen der Inhalt des Schreibens zur Kenntnis
gelangen konnte, ist für das disziplinäre Verhalten des DB nicht
erheblich, welches schon darin bestand, daß er sein Schreiben an
einen RA-Kollegen nicht zur persönlichen Öffnung per Post abge-
sandt hat.

Was schließlich noch den letzten Schuldspruch zu I. lit c) betrifft, so
ist aus dem inkriminierten Inhalt der Formulierungen des DB und
der zutreffenden Beurteilung durch den DR evident, daß der DB im
ersten Fall ohne Zusammenhang mit der von ihm vertretenen Sache
und auch ohne sonstige erkennbare Notwendigkeit einen persönli-
chen Vorwurf gegen RA Dr. A als vormaligem Vertreter seiner
Klientin erhob und ihn dadurch entgegen § 18 der RL-BA und dazu
gefestigter Standesauffassung unnötig in den Streit gezogen und
persönlich angegriffen hat. Ein solches Vorgehen ist nach der
zutreffenden Begründung des DR nicht nur ungehörig, sondern
standeswidrig. Gleiches gilt auch im zweiten Fall zu I. lit c) des
Spruches für den vom DB im Rekurs gegen RA Dr. A erhobenen
Vorwurf, er habe auch bereits gezeigt, daß er sich nicht an die
standesrechtlichen Gepflogenheiten als RA hält. Auch hiefür fehlt
jede sachliche Begründung und überhaupt jede Notwendigkeit für
ein solches Vorbringen vor einem hierfür unzuständigen Gericht.
Es liegt darin ein Verstoß gegen § 21 der RL-BA.

Der DB kann sich zu seiner Entschuldigung für sein disziplinäres
Verhalten, welches zu seinem Schuldspruch führte, auch nicht dar-
auf berufen, daß es sich dabei um eine angemessene Reaktion auf
ein von ihm als standeswidrig empfundenes Verhalten des RA
Dr. A gehandelt habe. Offenbar ist hier der DB der irrigen Mei-
nung, wechselseitige disziplinäre Verstöße von RAen könnten
gleichsam gegeneinander aufgerechnet werden.

Anmerkung:

Der von der OBDK bestätigte Schuldspruch betraf folgende Aus-
drucksweise des Besch als (neuem) Vertreter des Klienten in einem
Brief (s oben) und in einem Schriftsatz (namens des Klienten):
„Offenkundig kann sich der Beklagte nicht damit abfinden, daß
ich ihm die Vollmacht gekündigt habe, weil er einen Verhandlungs-
termin buchstäblich verschlafen hat“ und „der Beklagte hat auch
bereits gezeigt, daß er sich nicht an standesrechtliche Gepflogen-
heiten als RA hält“.

Diese Ausdrucksweise enthält zwar jeweils ein sachliches Substrat
darüber, daß ein Kollege einen Verhandlungstermin (obwohl auch
Morgenstund Gold im Mund hat) buchstäblich verschlafen hat.
Darüber kann ich nur vordergründig lachen, wenn ich daran
denke, daß ich für meine Teilnahme an der Wiedereinsetzungstag-
satzung buchstäblich nichts gezahlt kriege. Aber die – wenngleich
pointierte – Polemik, womit sich der bekl Kollege nicht abfinden
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könne und was er bereits gezeigt habe, und vor allem die unver-
hohlene Androhung strafrechtlicher Konsequenzen im Falle eines
als Mißbrauch gedeuteten Zuwiderhandelns gehen über die Mittel
des § 9 RAO und das Grundrecht der freien Meinungsäußerung
hinaus. Daher: Schuldspruch bestätigt.

Strigl

7580

§ 45 Abs 3 lit d RL-BA – unrichtige Erwartungen
Die Anführung von Namen aller in der Kanzlei
beschäftigten ReAA unter der Bezeichnung „Kon-
zipienten“ kann iSd Begründung des angefoch-
tenen Erk ungeachtet der Plazierung im Brief-
papierkopf angesichts der räumlichen Abgren-
zung von der Liste der Partner (und einer in der
Kanzlei tätigen Rechtsanwältin) objektiv unrich-
tige Erwartungen (§ 45 Abs 3 lit d RL-BA) bei den
Adressaten nicht erwecken.

OBDK 30. 11. 1998, 14 Bkd 11/98

Aus den Gründen:

Der DR sprach aus:

Zur Frage der Anführung von Konzipienten im Briefkopf habe die
OBDK am 20. 12. 1993 zu 6 Bkd 2/93 (AnwBl 1995, 263) ent-
schieden, daß die Anführung von Rechtsanwaltsanwärtern, die in
einer RA-Kanzlei tätig sind, unter der Berufsbezeichnung „ReAA“
geeignet sei, bei den gegenwärtigen und künftigen Mandanten
irreführende Erwartungen zu erwecken.

Mit Entscheidung vom 25. 3. 1998, 10 Bkd 5/95, sei die OBDK
um einen folgerichtigen Schritt weiter gegangen, indem sie die Tat-
sache, daß „ReAAe“ nicht im Briefkopf, sondern in der Fußzeile
räumlich getrennt von „RAe“ mit der Bezeichnung „Konzipient“
angeführt waren, gutgeheißen habe.

Wenngleich nun die Angaben, die ein RA über seine Person und
Tätigkeit machen darf, im § 45 Abs 2 RL-BA taxativ aufgezählt und
„ReAAe“ davon nicht gedeckt seien, liege an sich durch die Anfüh-
rung der in der Kanzlei tätigen ReAAe unter der Bezeichnung
„Konzipient“ kein Fall unzulässiger Werbung vor, weil nach der
Rsp des VfGH Werbemaßnahmen, bei denen die Sachinformation
im Vordergrund steht, bei sonstiger Verfassungswidrigkeit nicht
untersagt werden dürfen. § 45 Abs 2 RL-BA sei daher verfassungs-
konform dahin auszulegen, daß auch eine solche Information
zulässig sei, da nach stRsp auch eine taxativ gedachte Aufzählung
insofern lückenhaft sein könne.

Zur Frage, ob die als zulässig erkannte Anführung von in der RA-
Kanzlei tätigen Rechtsanwaltsanwärtern im Briefpapier unter der

zulässigen Bezeichnung „Konzipient“ nicht nur bei Anführung in
der Fußzeile, sondern auch bei der Anführung der im vorliegenden
Fall gegebenen optisch und textlich abgesetzten Weise auch im
Briefkopf des Kanzleipapiers zulässig sei, hat der Senat erwogen,
daß im vorliegenden Fall die beschriebene und ersichtliche Text-
gestaltung des Briefkopfes des Kanzleipapiers der genannten RAe
auch bei allenfalls flüchtigen oder unkundigen Lesern nicht zu Miß-
verständnissen führen könne, weil in unübersehbar räumlicher und
optischer Absetzung einerseits von den Mitgliedern der Kanzlei-
gemeinschaft, andererseits von der in der Kanzlei mitarbeitenden
Rechtsanwältin unter der eindeutigen Bezeichnung „Konzipienten“
eine Irreführung, daß es sich dabei möglicherweise um RAe han-
deln könnte, ausgeschlossen sei. Die Tatsache, daß die Plazierung
der Benennung der Konzipienten nicht in der Fußzeile, sondern
abschließend abgesetzt im Briefkopf aufscheint, spiele bei dieser
Beurteilung keine Rolle, denn wo keine Irreführung oder kein Miß-
verständnis entstehen könne, müsse eine zulässige Information –
und darum handle es sich unbestrittenermaßen – keineswegs
irgendwo verborgen aufscheinen, weil diese Information, deren
zulässige Sachbezogenheit im Vordergrund stehe, ihrem Wesen
nach dem Adressaten ja auch ins Auge fallen solle und dürfe.

Je nach Struktur und Größe der betreffenden Anwaltskanzlei
handle es sich um eine sinnvolle, iS der eingangs dargelegten
Argumentation der genannten Anwälte geradezu gebotene Sach-
information für den Verkehr mit den Klienten. Schließlich wäre
auch davon auszugehen, daß bei Empfängern von Korresponden-
zen einer RA-Kanzlei, seien es Klienten oder Außenstehende, ein
intellektueller Mindeststandard vorauszusetzen sei, der ihnen das
Verständnis der schriftlichen Information eröffne. Damit ergebe
sich aber, daß im verfahrensgegenständlichen angezeigten und in-
kriminierten Verhalten der genannten RAe im Briefkopf ihres Brief-
papiers unter der Bezeichnung „Konzipienten“ die in der Kanzlei
tätigen Rechtsanwaltsanwärter zu benennen, kein Fall unzuläs-
siger Werbung bzw kein Verstoß gegen § 45 Abs 2 RL-BA und
auch sonst kein disziplinarrechtlich zu beanstandendes Verhalten
zu erblicken sei.

Die OBDK gab der Beschwerde des KA gegen den so begründe-
ten Einstellungsbeschluß nicht Folge – s den obigen Leitsatz – und
ergänzte:

Durch die Beifügung der objektiv zutreffenden, unterschiedlichen
Gruppierungsbezeichnungen trifft es insbesondere – dem Be-
schwerdestandpunkt zuwider – nicht zu, daß insgesamt der Ein-
druck funktioneller Gleichwertigkeit hervorgerufen würde. Unge-
achtet des Fehlens von Hinweisen auf Konzipienten in der taxati-
ven Aufzählung (der zulässigen Angaben eines RA über seine Per-
son und seine Tätigkeit) nach § 45 Abs 2 RL-BA liegt – bei ver-
fassungskonformer Auslegung dieser Gesetzesstelle (AnwBl 1997,
143f) – kein Fall unzulässiger Werbung, sondern nach Lage des
Falles lediglich eine zulässige Sachinformation vor. Da somit der
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Beschwerde schon aus dieser Sicht der Erfolg zu versagen war,
kann die Prüfung der Frage auf sich beruhen, ob selbst bei Beja-
hung eines Verstoßes gegen Standesregeln die Voraussetzungen
für eine Verfahrenseinstellung nach § 3 DSt gegeben wären, weil
das Verschulden als geringfügig zu beurteilen (vgl AnwBl 1995,
263f betreffend eine weit eher zur Irreführung geeignete Gestal-
tung des Briefkopfes) und davon auszugehen wäre, daß das Ver-
halten der DB, wenn überhaupt, nur unbedeutende Folgen nach
sich gezogen hat.

Anmerkung:

Klar ist, daß eine „Täuschung“ der rechtsuchenden Bevölkerung
darüber, ob ein im Briefpapier des RA angeführter Jurist RA oder
ReAA sei, dann nicht vorliegt, wenn die „zulässige“ Bezeichnung
„Konzipient“ in bestimmter, hier beschriebener räumlicher Anord-
nung verwendet wird.

Nicht klar ist, ob die Anführung von Konzipienten den offensicht-
lich bezweckten Werbeeffekt haben kann: Denn der Briefempfän-
ger sieht schon aus dem Briefpapier, daß der ReAA eben noch
kein „fertiger“ RA ist und sein Rat, wird er nicht vom Chef über-
prüft, nicht so verläßlich wie der des Chefs ist. Aber nicht jeder RA
beschäftigt einen (oder gar mehrere) Konzipienten; wenn einer
das tut, zeigt das jedenfalls, daß er keine ganz „kleine“ RA-Kanz-
lei hat und daher in seinem Beruf schon oder noch einen gewissen
Erfolg hat. Hoffentlich wissen alle Empfänger des hier erörterten
Briefes, was ein „Konzipient“ ist. Ganz alte Juristen werden sich
an den wo anders angesiedelten „Konzipisten“ erinnern. Tut nichts,
Werbung muß sein, oder?

Strigl

7581

§ 228 StPO – unbewaffneter Zutritt zur HV
§ 9 RAO – dem Gesetz gemäß

Es ist disziplinär, wenn a) ein RA beim Betreten
eines Strafgerichtes eine Angestellte des (pri-
vaten) X-Sicherheitsdienstes, welche den Inhalt
seines mitgeführten Aktenkoffers kontrollieren
wollte, zur Seite schiebt und sich damit den Zu-
gang in das Gerichtsgebäude verschafft, b) ihren
herbeigerufenen Vorgesetzten beim Verlassen
des Gerichtes im Foyer durch die Wortwahl
„Was bilden Sie sich ein, Sie Würstchen, Sie kön-
nen überhaupt nichts machen“ laut beschimpft
und c) ihn gegenüber der einschreitenden Polizei
als „Kasperl“ bezeichnet.

OBDK 14. 12. 1998, 6 Bkd 5/98

Aus den Gründen:

Der DR traf folgende Feststellungen:

Am 13. 9. 1996 hatte der DB im LG f Strafs einen Reisepaß zu
beheben;

Parteienverkehr ist an einem Freitag bis 12.00 Uhr. Mit dem zu-
ständigen Beamten des LG f Strafs hatte der DB vereinbart, daß er
sich eventuell einige Minuten verspäten würde. Der DB ist kurz vor
12.00 Uhr in das LG f Strafs gekommen. Im LG f Strafs findet beim
Eingang eine Personenkontrolle statt. Diese erfolgt derartig, daß
die zu kontrollierende Person durch eine sogenannte „Schleuse“
zu gehen hat, wobei Metallgegenstände, die mit sich geführt
werden, angezeigt werden. Die Kontrolle findet durch Bedienstete
eines Sicherheitsdienstes statt.

Am 13. 9. 1996 verrichtete A als Bedienstete des X-Sicherheits-
dienstes Dienst im LG f Strafs. Der DB, welcher es eilig hatte, durch-
schritt die Schleuse. Nicht festgestellt werden konnte, ob der DB
dabei den Koffer in der Hand hielt oder den Koffer auf den neben
der Schleuse befindlichen Tisch abstellte. Weiters konnte nicht fest-
gestellt werden, ob beim Durchschreiten der Schleuse durch den
DB ein akustischer Alarm ausgelöst wurde oder nicht. Nachdem
der DB die Schleuse durchschritten hatte, wurde er von A aufgehal-
ten und aufgefordert, die Schleuse nochmals zu durchschreiten und
sich der Personenkontrolle zu unterziehen. Ob A beim ersten
Durchschreiten der Schleuse durch den DB die Schleuse im Auge
behalten hat, oder, wie der DB vermeinte, sich mit einer anderen
Person unterhalten hat, konnte nicht festgestellt werden. Der DB
war nicht bereit, sich der Personenkontrolle zu unterziehen. A hielt
den DB am Ärmel, dieser schob sie aber zur Seite und eilte zum
Lift. In der Folge hat sich der DB in der zuständigen Abteilung ein
Schriftstück, mit welchem er den Reisepaß in der Verwahrungs-
abteilung des LG f Strafs hätte beheben können, besorgt und wollte
das LG f Strafs verlassen, um sich zur Verwahrungsabteilung zu
begeben.

A hatte, nachdem der DB sich der Personenkontrolle dadurch ent-
zogen hatte, daß er sie zur Seite schob, ihren Vorgesetzten B ver-
ständigt, welcher sich zum Eingang des LG f Strafs begab, um dort
den DB, welcher das Gebäude verlassen wollte, um den Reisepaß
in der Verwahrungsabteilung zu beheben, anzuhalten. B verlangte
vom DB den Vorweis eines Ausweises und forderte ihn auf zu
warten, bis der Präsident des LG f Strafs erscheinen würde. Der DB
verweigerte die Ausweiskontrolle mit der Begründung, daß er sich
gegenüber B nicht ausweisen müsse, und er war im Zuge der
verbalen Auseinandersetzung erregt. Unter anderem verwendete
er die Worte: „Was bilden Sie sich überhaupt ein, Sie Würstchen,
Sie können überhaupt nichts machen.“ Nicht festgestellt werden
konnte, daß der DB den B als „Trottel“ bezeichnet hätte. Die von B
verständigte Polizei traf einige Minuten später ein. Der Sachverhalt
wurde aufgenommen, wobei der DB darauf hinwies, daß die
Anhaltung seiner Auffassung nach den Tatbestand der Freiheitsent-
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ziehung verwirklichen würde. Gegenüber dem intervenierenden
Beamten bezeichnete der noch immer erregte DB den B als „Kas-
perl“.

Gegen den DB wurde von der StA zu AZ . . . des LG f Strafs Straf-
antrag wegen § 105 StGB erhoben. In der HV vom 14. 1. 1997
wurde der DB von dem gegen ihn erhobenen Strafantrag gem
§ 259 Z 3 StPO freigesprochen. Der Freispruch ist in Rechtskraft
erwachsen.

Diesen Sachverhalt hat der DR wie folgt beurteilt:

Die Durchführung von Personenkontrollen beim Betreten eines Ge-
richtsgebäudes erfolgt aufgrund berechtigter Sicherheitsinteressen
der in diesem Gebäude befindlichen Personen. Die Anweisung,
derartige Personenkontrollen durchzuführen, erfolgte durch den
Präsidenten des LG f Strafs. Diese Personenkontrollen wurden auch
schon Monate vor dem 13. 9. 1996 ständig durchgeführt. Dem DB
war sowohl die Tatsache, daß Personenkontrollen durchgeführt
werden, als auch der Modus, wie derartige Personenkontrollen
durchgeführt werden, bekannt. Selbst wenn man dem DB Glauben
schenkt, daß A zum Zeitpunkt, zu dem der DB die Schleuse
passierte, sich mit einer Kollegin unterhalten und nicht aufgepaßt
habe, so berechtigte dies den DB nicht, sich der Personenkontrolle
derartig zu entziehen, daß er A zur Seite schob und in der Folge
unkontrolliert den Lift betrat. Der Umstand, daß das Zurseiteschie-
ben nicht eine Intensität hatte, welche den Tatbestand des § 105
StGB verwirklicht hätte, vermag nichts daran zu ändern, daß der
DB durch das Zurseiteschieben und unkontrollierte Betreten des
Gerichtsgebäudes gegen die Hausordnung verstoßen hat und
damit das ihm angelastete DisVergehen begangen hat.

Es mag dahingestellt bleiben, ob B berechtigt war, eine Ausweis-
leistung vom DB zu verlangen oder nicht. Durch den Gebrauch der
Worte „Was bilden Sie sich überhaupt ein, Sie Würstchen, Sie
können überhaupt nichts machen“, hat der DB den Boden der
Sachlichkeit jedenfalls verlassen und B beschimpft und damit das
ihm zur Last gelegte DisVergehen der Beeinträchtigung von Ehre
und Ansehen des Standes begangen.

Unbestrittenermaßen wurde der DB von B bis zum Eintreffen der
Polizei im Bereich des Foyers des LG f Strafs angehalten, obwohl
er das Gebäude verlassen wollte. Die Äußerung des DB, daß er
dieses Anhalten als Freiheitsentziehung betrachten würde, ist eine
subjektiv vertretbare Auffassung, welche noch kein DisVergehen
darstellt. Die Bezeichnung des B gegenüber dem einschreitenden
Beamten als „Kasperl“ kann aber auch durch den Zeitdruck und
die Erregung, in der der DB sich befunden haben mag, nicht
gerechtfertigt werden, sodaß durch diese unqualifizierte Wortwahl
ebenfalls das dem DB zur Last gelegte DisVergehen der Beein-
trächtigung von Ehre und Ansehen des Standes begangen wurde.

Bei der Strafbemessung hat der DR als mildernd die disziplinäre
Unbescholtenheit des DB, sein Tatsachengeständnis sowie seine
Erregung, in der er sich befunden haben mag; als erschwerend,

daß der DB sich zweimalig zu einer verbalen Entgleisung hinrei-
ßen ließ, gewertet.

In seiner Berufung macht der DB – inhaltlich zu Punkt a) des Erk –
geltend, der DR habe die Feststellung treffen müssen, daß der DB
in üblicher Weise die Sicherheitskontrolle absolviert habe.

Nach den Feststellungen des DR wollte die Sicherheitsbedienstete A
den DB, nachdem er die Schleuse passiert hatte, einer Personen-
kontrolle unterziehen. Dieser hat sich der DB nach seiner eigenen
Aussage dadurch entzogen, daß er A beiseite schob. Diese Hand-
lung hat der DR zu Recht dem DB als disziplinär angelastet, sodaß
es nicht darauf ankommt, ob der DB zuvor die Sicherheitskontrolle
in „üblicher Weise“ absolvierte – diesbezüglich wird ihm ein Ver-
stoß nicht angelastet.

Anmerkung:

Dies ist, soweit ersichtlich, das erste OBDK-Erk betreffend Mißach-
tung der mit der Personen- und Zutrittskontrolle verbundenen Unter-
suchung von Taschen (zB Aktenkoffern) durch Mitarbeiter eines
vom Gerichtspräsidenten hiemit beauftragten privaten Sicherheits-
dienstes. Der vom DR festgestellte Sachverhalt ist hier ungekürzt
zitiert. Er unterscheidet sich von dem in Bkd 64/86, AnwBl 87,
395 entschiedenen Fall, in dem einem als VerfHelfer in einem
spektakulären Terroristenprozeß mitwirkenden RA der Eintritt in
das Gerichtsgebäude verweigert wurde, weil er einem beauftrag-
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ten, offenbar gemütlichen KrB aus prinzipiellen Gründen den Ein-
blick in seine Aktentasche verweigerte und nach der Reaktion
„Herr Doktor, dann kann ich Sie leider nicht hineinlassen!“ sich
der Überzeugungstäter einfach umdrehte und heimging. Der Be-
ginn der HV verzögerte sich um drei Stunden, ich glaube, daß der
Gerichtspräsident selbst als Verteidiger einsprang (Irrtum möglich);
letzteres – nicht das Einspringen, sondern die damals dem Gericht
mitgeteilte Weigerung unter sotanen Umständen die Verteidigung
durchzuführen – hatte disziplinäre Folgen. Schon damals wurde
die Verweigerung der Taschenkontrolle als disziplinär gewertet,
weil zufolge § 228 StPO (mit den gesetzlichen Ausnahmen) nur
unbewaffneten Personen das Erscheinen bei der HV gestattet ist,
„was wohl nicht nur für Zuhörer, sondern für alle dabei Anwesen-
den zu gelten hat“ (OBDK-Original-Zitat), somit auch für Verteidi-
ger. Die Einhaltung dieser Vorschrift setzt uU eine Kontrolle voraus,
ohne die sie jederzeit leicht umgangen werden könnte. Die auf
Ersuchen des Gerichtspräsidenten an die Sicherheitsbehörde er-
folgte Kontrolle der Tragtaschen jener Personen, die das Gerichts-
gebäude betreten, war daher gesetzlich gedeckt. Auffällig ist nur,
daß damals – trotzdem schwer bewaffnete Kobra-Beamte herum-
standen – keiner von ihnen sich auf den Verweigerer gestürzt und
die Tasche von Amts wegen geöffnet und untersucht hat. Die öster-
reichische Lösung war die durchaus sachliche Mitteilung des KrB,
er könne dem „Nichttaschenöffner“, auch wenn er VerfHelfer, also
Verteidiger gerade in jenem Prozeß sei, aus dessen Anlaß der
Zutritt in das Gerichtsgebäude besonders kontrolliert werde, leider
nicht Einlaß gewähren. Ex post betrachtet kann aber der Sicher-
heitszweck der Taschenkontrolle ein wenig in Frage gestellt wer-
den, weil der Verteidiger nicht unter Zwang der Behördenorgane
kontrolliert, sondern einfach nach Hause geschickt wurde. Schon
damals drängte sich der Gedanke auf, daß hier das Hausrecht des
Gerichtspräsidenten als Verwalter eines Bundesgebäudes mit im
Spiel war. § 228 Abs 2 StPO betrifft, genau genommen, die unbe-
waffnete Teilnahme an der HV, also den Zutritt in den Gerichts-
saal, nicht den Zutritt in das Gerichtsgebäude. Aber hier wird eine
extensive Interpretation bei verfassungskonformer Auslegung wohl
unbedenklich sein. Beschränkungen des Zutritts zu Gericht, die die
Raumverhältnisse und die Handhabung der Ordnung erfordern,
sind zulässig (SSt 48/74).

Im vorliegenden Fall ist auch von der „Hausordnung“, gegen wel-
che der DB durch die Verweigerung der Kontrolle verstoßen hat,
die Rede; eine solche „Hausordnung“ verweist deutlich auf das
Hausrecht des Bundes, welches durch den Gerichtspräsidenten
ausgeübt wird. Unzweifelhaft kann ein solches Hausrecht auch
durch einen privaten Sicherheitsdienst auftragsgemäß ausgeübt
werden.

Anwälte haben es bekanntlich „immer“ eilig. Daß der Besch die
Mitarbeiterin des Sicherheitsdienstes „zur Seite schob“ und auch
hinsichtlich seines Aktenkoffers unkontrolliert das Gerichtsgebäude
betrat, war ein Verstoß gegen das Hausrecht, welcher durch die

beim Verlassen des Gerichtsgebäudes vom DB enunziierten Ver-
balinjurien nicht besser wurde. Daher kam es nicht darauf an, ob
der private Sicherheitsdienst-Vorgesetzte vom Besch eine Ausweis-
kontrolle verlangen durfte und ob die durch „Würstchen“ und
„Kasperl“ aufgeschaukelte Situation wirklich zu einem Strafverfah-
ren wegen Nötigung führen mußte.

Alles in allem: viel Lärm um nichts. Wenn der eilige Kollege – da-
mals genügte die bloße Vorweisung des RA-Ausweises als „Sesam
öffne dich“ noch nicht – seine geöffnete Aktentasche dem Kontroll-
blick dargeboten hätte, hätte er ohne Schiebung (der Sicherheits-
Mitarbeiterin) das Haus betreten und seine dringenden Agenden
erledigen können. Schade!

Strigl

Anfechtungsrecht
7582

§ 2 AnfO (§ 31 Abs 1 Z 2 KO) – Bei synallag-
matischen Verträgen kommt die Anfechtung nur
der Verpflichtung des einen Teils nicht in Frage

§ 1 NotZwG – Auch der im Fehlen eines Notariats-
aktes liegende Formmangel heilt durch Erfüllung

Ein Formmangel führt zu keinen (insbesondere
bereicherungsrechtlichen) Ansprüchen einesGläu-
bigers eines Vertragsteils.

OGH 23. 2. 1999, 7 Ob 225/98h (OLG Wien 6. 5. 1998, 17 R
43/98p; LG Korneuburg 8. 9. 1997, 3 Cg 132/96m)

Mit Beschluß des LG Korneuburg vom 14. 8. 1995 wurde der kl
Partei die Exekution gegen RS bewilligt. Gemäß Pkt 5 des Exeku-
tionsbewilligungsbeschlusses wurde die Exekution durch Pfändung
der dem Verpflichteten gegen den Drittschuldner L GmbH aufgrund
von Untermietzinsforderungen für ein Geschäftslokal zustehenden
Forderung im Betrag von monatlich S 66.000,– mehr oder weni-
ger bewilligt. Die L GmbH hat die Drittschuldnererklärung dahin
abgegeben, daß sie aufgrund einer Zessionserklärung des Ver-
pflichteten vom 28. 11. 1994 die gepfändete Forderung nicht als
begründet anerkenne.

Die Bekl ist die Ehefrau des RS. Sie ist Miteigentümerin einer Liegen-
schaft und über das darin liegende Geschäftslokal verfügungsbe-
rechtigt. Dieses Geschäftslokal hatte sie ursprünglich an ein Textil-
unternehmen um einen monatlichen Mietzins von etwa S 65.000,–
netto exklusive Betriebskosten vermietet. Am 1. 3. 1984 vermietete
sie das Geschäftslokal an die RS GesmbH & Co KG um einen
monatlichen Mietzins von S 11.000,– exklusive Betriebskosten.
Nachdem über diese Gesellschaft der Konkurs eröffnet worden
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war, vermietete die Bekl das Geschäftslokal mit Mietvertrag vom
23. 12. 1992 an ihren Ehemann RS. Der mit ihm vereinbarte
Mietzins betrug S 11.000,– exklusive Umsatzsteuer, Betriebs- und
Verbrauchskosten. Dem Mieter wurde das Recht zur gänzlichen
Untervermietung des Bestandobjektes eingeräumt.
Mit Untermietvertrag vom 20. 1. 1993 vermietete RS das Ge-
schäftslokal an die L GmbH. Es wurde ein Bestandzins von
S 60.000,– monatlich exklusive Betriebs- und Verbrauchskosten
und Umsatzsteuer vereinbart. Der Untermietvertrag wurde auf
unbestimmte Zeit geschlossen. Als frühestmöglicher Kündigungs-
termin wurde der 28. 2. 1999 vereinbart.
Von der L GmbH wurde der Untermietzins regelmäßig an RS in der
vereinbarten Höhe gezahlt. RS zahlte hingegen vom Beginn seines
Mietverhältnisses mit der bekl Partei an keinen Mietzins an diese.
Vielmehr verwendete er die Mietzinszahlungen, um andere ihn
treffende Verbindlichkeiten zu erfüllen.
Die Bekl nahm die Nichtzahlung des Mietzinses vorerst hin. Im
Frühjahr 1994 äußerte sie ihrem Mann gegenüber, daß „dies
nicht so weitergehe“. Gemeinsam suchten die Eheleute Rechts-
anwalt Dr. X auf und besprachen die Sach- und Rechtslage. Hiebei
forderte die Bekl Dr. X auf, das Bestandverhältnis aufzulösen. Auf
die Frage von RS erklärte Dr. X, daß im Fall einer Auflösung des
Mietvertrages auch das Untermietverhältnis zur L GmbH aufgelöst
werde. Auf Anraten und unter Mitwirkung des Rechtsanwaltes
vereinbarten die Eheleute einen „Nachtrag“ zum Mietvertrag vom
23. 12. 1992, den sie am 22. 6. 1994 unterfertigten. In dieser
Vereinbarung wurde festgehalten:
Punkt 1.4.: Aus nicht mit den hier genannten Bestandverhältnissen
zusammenhängenden Gründen war es dem Mieter seit vielen
Monaten nicht möglich, die Bestandzinszahlungen dem Mietver-
trag entsprechend zu leisten. Die Vermieterin wäre daher sowohl
gemäß Punkt 2.3.1 des Mietvertrages als auch gemäß § 1118
ABGB zur vorzeitigen Vertragsauflösung berechtigt.
In Punkt II. („Änderungsvereinbarung“) kamen die Vertragsteile
überein, anstelle der Ausübung dieser aus dem Verzug mit der
Mietzinszahlung resultierenden Rechte der Mieterin den Bestand-
zins auf monatlich netto S 60.000,– wertgesichert ab 1. 7. 1994
anzuheben. Die Bekl erklärte, damit hinsichtlich sämtlicher offener
Zahlungsansprüche aus dem Mietvertrag für die Vergangenheit
befriedigt zu sein.
In Punkt III. der Nachtragsvereinbarung verpflichtete sich RS, zur
Besicherung der Zahlungsansprüche der Vermieterin dieser über
Aufforderung sämtliche ihm zustehenden Zahlungsansprüche ge-
genüber der L GmbH aus dem Untermietvertrag abzutreten und
den genannten Untermieter davon zu verständigen.
Die Bekl gab gegenüber RS nicht die Erklärung ab, das Mietver-
hältnis zu kündigen oder aufzulösen. Eine solche Erklärung wurde
auch nicht von Rechtsanwalt Dr. X im Namen der Bekl abgegeben.
Die Mietverträge zwischen der Bekl und RS sowie zwischen RS
und der L GmbH und auch der Nachtrag zum Mietvertrag wurden

von Rechtsanwalt Dr. X errichtet, von ihm jedoch nicht unterfertigt.
Die Verträge wurden nicht in Notariatsaktform geschlossen.
Mit Schreiben vom 1. 7. 1994 forderte RS die L GmbH auf, die
Mietvorschreibungen sowie die Betriebskosten auf ein geändertes
Konto (das der Bekl) zu überweisen. Dabei wurde der L GmbH
nicht mitgeteilt, daß diese Überweisungen nun an die Bekl erfolgen
würden. Die Verständigung der L GmbH von der Zession der Miet-
zinsforderungen an die Bekl erfolgte mit Schreiben vom 28. 10.
1994.
Mit ihrer am 2. 8. 1996 eingebrachten Klage begehrte die kl
Partei zunächst S 894.000,– von der Bekl sowie die Feststellung
der Unwirksamkeit der Zessionserklärungen und der Erhöhung des
von RS zu leistenden Mietzinses.
Schließlich begehrte die kl Partei S 1,398.774,29 sA sowie die
Ausfolgung von der L GmbH gerichtlich hinterlegter Bestandzinse
und beantragte weiters mit nunmehr geänderter Formulierung die
Feststellung der Unwirksamkeit der vereinbarten Anhebung des
Mietzinses und der Abtretung der Mietzinsansprüche des RS
gegen die L GmbH; hilfsweise zu letzterem Feststellungsbegehren
begehrte sie, die Anhebung der Mietzinse und die Abtretung für
unwirksam zu erklären.
Das Erstgericht erkannte die Bekl schuldig, S 1,323.000,– samt
4% Zinsen seit 1. 9. 1996 zu zahlen (Pkt 1. des Spruches) und
sprach aus, daß die von der L GmbH hinterlegten Mietzinsbeträge
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Bestandteil des Vermögens des RS seien. Die Erstbekl sei schuldig,
der Ausfolgung der erlegten Beträge an die kl Partei zuzustimmen
(Pkt 2. des Spruches). Weiters stellte es die Unwirksamkeit der An-
hebung der Mietzinse und der Abtretung fest (Pkt 3. des Spruches).
Das Mehrbegehren von S 75.664,29 und ein Zinsenmehrbegeh-
ren wies es ab.
Das Erstgericht traf zusätzlich zum eingangs wiedergegebenen
Sachverhalt noch folgende Feststellungen:
„Bei Abschluß des Nachtrages zum Mietvertrag war der Bekl
bewußt, daß sich ihr Gatte und Untermieter in Zahlungsschwierig-
keiten befand und den von S 11.000,– auf S 60.000,– erhöhten
Mietzins nicht bezahlen konnte. Ebenso war ihr bewußt, daß durch
die getroffene Vereinbarung Gläubiger ihres Mannes benachteiligt
werden würden.
Ebenso wie der Bekl war ihrem Mann seine finanzielle Situation
bewußt. Ebenso schloß er die Nachtragsvereinbarung mit der
Absicht, den von der L GmbH an ihn geleisteten Untermietzins in
der gesamten Höhe seiner Gattin zukommen zu lassen und somit
seine übrigen Gläubiger zu benachteiligen.“
Das Erstgericht vertrat die Ansicht, daß zwar eine allfällige Nich-
tigkeit der Zession wegen Fehlens der Notariatsaktform geheilt sei,
weil die Zession beim Finanzamt angezeigt und durch die Mittei-
lung einer anderen Kontonummer vollzogen worden sei. Es liege
jedoch der Anfechtungsgrund des § 2 Z 1 AnfO vor, weil sowohl
die Zession der Untermietzinsforderungen als auch die Anhebung
der Mietzinse ausschließlich dem Zweck gedient hätten, dieses
Geld der Bekl zu sichern und den Gläubigern ihres Mannes den
Zugriff auf die Untermietzinszahlungen unmöglich zu machen. Da
das Bestandverhältnis seitens der Bekl weder aufgelöst noch aufge-
kündigt worden sei, gehe das Vorbringen ins Leere, daß die Unter-
mietzinse auch ohne die angefochtenen Vereinbarungen den Gläu-
bigern nicht zur Verfügung gestanden wären. Der Haftungsfonds
der Gläubiger sei bereits durch die Vereinbarung vom 22. 6.
1994 und nicht erst mit der Zustellung der Exekutionsbewilligung
geschmälert worden. Die teilweise Abweisung des Zahlungsbe-
gehrens begründete das Erstgericht damit, daß die Anhebung des
Mietzinses iS der vereinbarten Wertsicherung nicht erfolgt sei.
Das Berufungsgericht änderte dieses Urteil, das hinsichtlich der
Abweisung des Teilbetrages von S 75.774,29 und des Zinsen-
mehrbegehrens unbekämpft blieb, teilweise dahin ab, daß es das
Feststellungsbegehren, und zwar sowohl das Haupt- als auch das
Eventualbegehren, abwies. Es bestätigte hingegen implicit die Statt-
gebung des Zahlungsbegehrens. Die ordentliche Revision erklärte
es für nicht zulässig.
Das Berufungsgericht teilte die Ansicht des Erstgerichtes, daß der
Mietvertrag zwischen der Bekl und ihrem Mann nicht aufgelöst wor-
den sei und daß daher die Benachteiligung der Gläubiger darin
liege, daß RS seit der Vereinbarung mit der Bekl aus dem Unter-
mietverhältnis mit der L GmbH keinerlei Einkünfte mehr bezogen
habe. Das Erstgericht habe aufgrund der vorliegenden Umstände

auch zu Recht auf eine Benachteiligungsabsicht geschlossen. Die
Formbedürftigkeit der Zession sei nach ihrem Rechtsgrund zu beur-
teilen, der im vorliegenden Fall nur der Besicherung von Mietzins-
forderungen gedient habe. Sie sei daher nicht notariatsaktpflich-
tig. Dies ändere jedoch nichts an der Anfechtbarkeit der Zession
nach der Anfechtungsordnung. Das Feststellungsbegehren sei je-
doch abzuweisen gewesen, weil die Anfechtung gem § 12 AnfO
nur mit Leistungsklage geltend zu machen sei.

Der OGH erachtete die (außerordentliche) Revision der Bekl für zu-
lässig und berechtigt, gab ihr Folge und änderte die Entscheidung
iS einer gänzlichen Klagsabweisung mit folgender Begründung
ab:

Jede Anfechtung setzt voraus, daß einerseits die anzufechtende
Rechtshandlung eine Benachteiligung der Gläubiger bewirkt und
anderseits, daß die Unwirksamerklärung ein taugliches Mittel für
die Befriedigung der Gläubiger ist (JBl 1979, 325 mit Anm Koziol,
327; RdW 1992, 113 ua). Benachteiligung liegt vor, wenn der
Befriedigungsfonds, auf den die Gläubiger im Konkursverfahren
jeweils angewiesen sind, im Vergleich zum Zeitpunkt der Vor-
nahme der Rechtshandlung verkleinert worden ist (durch Erhöhung
der Passiva oder Verringerung der Aktiva) und Gläubiger einen
Ausfall erleiden (König, Die Anfechtung nach der Konkursordnung,
73). Die Anfechtung (auch außerhalb des Konkurses) ist befriedi-
gungstauglich, wenn die Beseitigung der Rückwirkung der Schuld-
nerhandlung die Befriedigungsaussichten des Anfechtungsklägers
zu fördern geeignet ist. Die Voraussetzungen der Befriedigungs-
tauglichkeit und der Gläubigerbenachteiligung können sich – ins-
besondere bei der Anfechtung außerhalb des Konkurses – weit-
gehend überlagern (ÖBA 1992, 337). Eine praktische Deckung
der Tatbestände liegt vor, wenn der durch die erfolgreiche Anfech-
tung geschaffene Befriedigungsfonds jener Vermögenswert ist, den
der Schuldner dem Anfechtungskläger durch die angefochtene
Rechtshandlung entzogen hat (ÖBA 1994/439, 490).

Nach Ansicht der kl Partei sei ihr durch die Anhebung des Miet-
zinses auf den Untermietzinsbetrag und die Zession des letzteren
bis zur Exekutionsführung zumindest die Differenz zwischen dem
ursprünglichen Mietzins und dem Untermietzins und ab der Exeku-
tionsführung der gesamte Untermietzins als Deckungsfonds entgan-
gen. Bei isolierter Betrachtung der in der Vereinbarung vom 22. 6.
1994 enthaltenen Mietzinserhöhung und Zessionserklärung wäre
die Nachteiligkeit dieser Vertragspunkte für die kl Partei im aufge-
zeigten Sinn im Grundsätzlichen zu bejahen. Die Bekl hat jedoch
in der zitierten Vereinbarung unter einem auf die Auflösung des
Mietverhältnisses mit RS verzichtet. Diese Auflösung wäre sowohl
laut Pkt 2.3.1 des Mietvertrages als auch gem § 1118 ABGB
infolge der Nichtzahlung der Mietzinse seitens RS über viele
Monate hindurch und dessen festgestelltem Unvermögen, die Miet-
zinsrückstände zu begleichen, durchsetzbar gewesen. Sowohl der
Text der Urkunde als auch die festgestellten Begleitumstände, die
zur Vereinbarung vom 22. 6. 1994 führten, lassen keinen Zweifel
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daran offen, daß die Bekl von diesem Auflösungsrecht Gebrauch
gemacht hätte, wenn sich RS nicht bereitgefunden hätte, sie aus
finanzieller Sicht in die Position des Hauptmieters gegenüber der
L GmbH zu versetzen und ihr ab nun die Untermietzinse in voller
Höhe und „direkt“, nämlich im Weg der Zession, zukommen zu
lassen. Der Auflösungsverzicht und damit die Aufrechterhaltung
des Mietverhältnisses einerseits und die Anhebung der Mietzinse
gleichzeitig mit der Abtretung der Untermietzinsforderungen ander-
seits sind daher als Synallagma zu sehen, bei dem die Anfechtung
bloß der Leistungsverpflichtung des einen Teils, also bloß der Ver-
pflichtung zur erhöhten Mietzinszahlung und Abtretung der Unter-
mietzinsforderungen, nicht in Betracht kommt. In synallagmatischen
Verträgen bilden nämlich die gegenseitigen Verpflichtungen eine
untrennbare Einheit, deren Schicksal stets miteinander verknüpft ist
(SZ 60/207 mwN; zustimmend Koziol in ÖBA 1988, 276). Es
geht daher auch nicht an, daß nur die Verpflichtungserklärung des
Schuldners, ab einem bestimmten Zeitpunkt einen Mietzins in der
dem Untermietzins entsprechenden und offenbar angemessenen
Höhe zu zahlen und die Zahlung durch Zession der Untermietzinse
sicherzustellen, angefochten wird. Gegenstand der Anfechtung
nach § 2 AnfO kann daher (wie nach § 31 Abs 1 Z 2 zweiter Fall
KO) immer nur das gesamte Rechtsgeschäft und nicht bloß die Ver-
pflichtungserklärung des Schuldners einschließlich der Sicherung
derselben sein. Ob die Bekl zunächst eine Auflösungserklärung iS
des § 1118 ABGB abgegeben und danach sofort das Mietverhält-
nis zu den neuen Bedingungen wieder begründet hat oder ob sie
auf die Auflösung des Mietverhältnisses im Gegenzug zur Verein-
barung der betreffenden Bedingungen verzichtet hat, kann keinen
wesentlichen Unterschied machen.

Hätte die Bekl von ihrem Auflösungsrecht nach § 1118 ABGB
zweiter Fall oder nach Punkt 3.2.1 des Mietvertrages Gebrauch
gemacht, wäre auch das Untermietverhältnis mit der L GmbH weg-
gefallen. Denn nach stRsp bewirkt die Beendigung des Hauptmiet-
verhältnisses, aus welchem Grund auch immer, das Erlöschen des
Untermietverhältnisses, selbst wenn dieses auf längere Zeit abge-
schlossen wurde (Würth in Rummel2 I, Rz 8 zu § 1112 mwN). Im
Fall einer Auflösung des Mietverhältnisses wären die Untermietzins-
einnahmen des RS jedenfalls weggefallen. Diese Untermietzinse
wären demnach den Gläubigern des RS auch dann nicht als Dek-
kungsfonds zur Verfügung gestanden, wenn sich RS nicht mit der
Erhöhung der Hauptmietzinse und Abtretung der Untermietzinse
an die Bekl einverstanden erklärt und diese deshalb – berechtigt
und durchsetzbar – die Auflösung des Mietvertrages erklärt hätte.

Der Rechtsanspruch der kl Partei ist daher mangels Nachteiligkeit
des als Einheit zu behandelnden Rechtsgeschäftes des Auflösungs-
verzichtes einerseits und der Erhöhung der Mietzinszahlungen und
deren Sicherstellung durch die Zession anderseits zu verneinen.
Auf die weiteren Voraussetzungen des § 2 Abs 1 AnfO, nämlich
die Benachteiligungsabsicht des RS und die Kenntnis der Bekl von
dieser Absicht, ist daher nicht mehr näher einzugehen.

Die Anfechtung der Zession wegen absoluter Nichtigkeit infolge
Formmangels ist ebenfalls unberechtigt. Selbst die Nichtigkeit der
Zession führte zu keinem unmittelbaren Anspruch des Gläubigers
des Zedenten gegen den Zessionar auf Herausgabe der vom
Zessionar vom debitor zessus bereits erhaltenen Zahlungen. Sie
würde bloß die Rechtsgrundlosigkeit der (Untermietzins-)Zahlun-
gen des debitor zessus an den Zessionar und den weiterhin auf-
rechten Bestand der Forderungen des Zedenten gegen seinen
Schuldner bewirken. Dem Gläubiger des Zedenten erwächst aus
der Nichtigkeit der Zession kein bereicherungsrechtlicher Rückzah-
lungsanspruch.

Im übrigen heilt die vollständige Erfüllung einen Formmangel, also
auch das Fehlen eines Notariatsaktes bei den dem Notariats-
zwanggesetz unterliegenden Rechtsgeschäften zwischen Ehegat-
ten. Wenn der Schuldner nach Entgegennahme der Verständigung
durch den Zedenten an den Zessionar zahlte, wurde der bestehen-
de Formmangel geheilt. Auch die gerichtliche Hinterlegung des
geschuldeten Betrages gilt nach Verständigung des Gläubigers
des Hinterlegers gem § 1425 ABGB als Erfüllung und Schuld-
befreiung (NZ 1981, 37 mwN). Schon aus den angeführten Grün-
den ist daher das Begehren unberechtigt, sodaß dahingestellt blei-
ben kann, ob die angefochtene Zession überhaupt notariatsakt-
pflichtig war (vgl hiezu insb 8 Ob 518/94).

Die Entscheidungen der Vorinstanzen waren daher im Sinne der
gänzlichen Klagsabweisung anzuändern.

Anmerkung:

An dieser Entscheidung des OGH ist besonders zu begrüßen,
daß das „Verbot“, den Zusammenhang der gegenüberstehenden
Leistungen eines synallagmatischen Vertrages gerade auch für den
Fall der Anfechtung zu vernachlässigen, mit gebührender Deutlich-
keit festgehalten wird. Die Judikatur ist in der Vergangenheit viel
zu leicht über das Synallagma hinweggegangen, um – zugegeben
befriedigungstaugliche – Anfechtungsansprüche durchsetzbar zu
machen.

Ebenso hervorzuheben ist auch die zutreffende Vorgangsweise bei
der Beschäftigung mit der Anfechtungsvoraussetzung der Nach-
teiligkeit: Wenn durch die angefochtene Rechtshandlung den
Gläubigern schlußendlich deshalb nichts entgeht, weil ohne sie
der Vermögenswert auf andere Weise zum Wegfall gekommen
wäre (wie hier durch vorzeitige Vertragsauflösung nach § 1118
ABGB), dann erweist sich die Rechtshandlung eben als nicht
nachteilig und muß anfechtungsfest sein. Dabei kann es nicht dar-
auf ankommen, ob der Vertragspartner des Schuldners von seinem
„alternativen“ Recht nun tatsächlich Gebrauch macht oder es nur –
hätte die angefochtene Rechtshandlung das nicht überflüssig ge-
macht – hätte durchsetzen können.

Dr. Horst Auer
(am Verfahren beteiligt)
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Mietrecht
7583

§ 29 Abs 1 Z 3 lit b MRG idF 3. WÄG
und Novelle 1997, § 49b Abs 7 MRG –

Vorzeitiges Kündigungsrecht des Mieters bei einem
vor dem 1. 3. 1997 abgeschlossenen, aber nach

dem 28. 2. 1997 endenden Zeitmietvertrag

§ 49b Abs 7 MRG idF WRN 1997 regelt nicht nur
die Anwendung der (neuen) Bestimmungen über
die Zulässigkeit einer Befristung auf vor dem
1. 3. 1997 geschlossene Mietverträge, sondern
auch jene über die vorzeitige Auflösung eines
vor dem 1. 3. 1997 abgeschlossenen Mietver-
hältnisses. Für die Anwendung der Generalklau-
sel des § 49b Abs 13 MRG idF WRN 1997 bleibt
demnach kein Raum.

Damit sind aber die in der WRN 1997 vorge-
sehen Befristungs- und vorzeitigen Kündigungs-
bestimmungen nur auf jene Verträge anzuwen-
den, die nach dem 1. 3. 1997 abgeschlossen
oder – eine gültige Befristungsvereinbarung vor-
ausgesetzt – nach dem 28. 2. 1997 verlängert
werden.

Betrifft die Übergangsregel nur Fälle der Befri-
stung, müßte eine vorzeitige Kündigung der Ge-
neralklausel und damit (unabhängig davon, ob
eine Vertragsverlängerung nach dem 28. 2.
1997 stattgefunden hat) der Beurteilung nach
neuem Recht unterliegen.

OGH 15. 12. 1998, 4 Ob 307/98w (LGZ Wien 40 R 312/98y;
BG Liesing 6 C 1290/97x)

Der Kl war Mieter einer im Wohnungseigentum des Bekl stehenden
Eigentumswohnung. Der Mietvertrag wurde am 24. und 28. 6. auf
die Dauer von zwei Jahren, beginnend mit 1. 7. 1996, befristet
abgeschlossen.

Unter Hinweis auf § 29 Abs 1 Z 3 lit b MRG idF BGBl 1997/22
(WRN 1997) kündigte der Mieter das Mietverhältnis zum 31. 10.
1997 auf.

Über die vom Bekl erhobenen Einwendungen erklärte das ErstG
die Aufkündigung für rechtsunwirksam und wies das Übernahme-
begehren ab. Diese Entscheidung wurde vom Rekursgericht
bestätigt.

Aus der Begründung:

Die Revision des Kl ist zulässig, aber nicht berechtigt.

Die Zulässigkeit einer Aufkündigung ist nach stRsp nach den Ver-
hältnissen im Zeitpunkt ihres Zuganges an den Erklärungsempfän-
ger zu beurteilen (MietSlg 46.426 = EWr I/39/103ff = wobl
1996, 255/89; 7 Ob 374/97v = EWr I/29/117ff). Es ist damit
zu prüfen, ob die Aufkündigung im Zeitpunkt ihrer Zustellung an
den Kündigungsgegner gerechtfertigt war.

§ 29 Abs 1 Z 3 lit b MRG idF WRN 1997 sieht das unverzichtbare
und unbeschränkbare Recht des Mieters vor, den Mietvertrag vor
Ablauf der (wirksam) bedungenen Zeit jeweils zum Monatsletzten
gerichtlich unter Einhaltung einer dreimonatigen Kündigungsfrist
zu kündigen. Ob dieses vorzeitige Kündigungsrecht des Mieters
auch im Falle eines – wie hier – vor dem 1. 3. 1997 (dem Inkraft-
treten der WRN 1997) abgeschlossenen Mietvertrages gilt, ist in
den Übergangsbestimmungen zur WRN 1997 nicht ausdrücklich
geregelt:

So enthält § 49b Abs 13 MRG in dieser Fassung eine General-
klausel, wonach die neuen Regelungen „im übrigen“ (das heißt so-
weit Abs 1 bis 12 dieser Bestimmung nichts Gegenteiliges regeln)
auch auf Mietverträge anzuwenden sind, die vor ihrem Inkraft-
treten geschlossen wurden.

Gem § 49b Abs 7 MRG idF WRN 1997 bleibt eine vor dem 1. 3.
1997 geschlossene und nach den damaligen Bestimmungen
rechtswirksame Befristungsvereinbarung rechtswirksam, während
eine rechtsunwirksame Befristungsvereinbarung rechtsunwirksam
bleibt.

Abs 8 des § 49b idF WGN 1997 lautet wörtlich: „Wird ein vor
dem 1. 3. 1977 (richtig: 1997) geschlossener und nach den da-
maligen Bestimmungen des § 29 Abs 1 Z 3 lit b oder c idF des
3. WÄG BGBl 1993/800 rechtsunwirksam befristeter Mietvertrag
für einen Zeitraum nach dem 28. 2. 1997 verlängert, ist § 29
Abs 1 Z 3 lit b oder c idF des Bundesgesetzes BGBl 1997/22 an-
zuwenden.“

§ 29 Abs 1 Z 3 lit b MRG enthält – wie schon idF des 3. WÄG –
sowohl eine Bestimmung über zulässige Befristungen von Mietver-
trägen über Eigentumswohnungen als auch eine Bestimmung über
die Möglichkeit des Mieters, ungeachtet der vereinbarten Vertrags-
dauer, eine vorzeitige Vertragsbeendigung herbeizuführen. Ob
sich § 49b Abs 7 MRG nun nur auf die erstgenannte Befristung
bezieht und der Gesetzgeber damit die Anwendung des neuen
Rechts auf alte Verträge nur in bezug auf die Befristung im Falle
weiterer Vertragsverlängerungen regeln wollte oder ob diese Über-
gangsregel auch die vorzeitige Kündigung des Mieters umfassen
sollte, ist im Gesetz nicht ausdrücklich geregelt. Betrifft die Über-
gangsregel nur Fälle der Befristung, müßte eine vorzeitige Kündi-
gung der Generalklausel und damit (unabhängig davon, ob eine
Vertragsverlängerung nach dem 28. 2. 1997 stattgefunden hat)
der Beurteilung nach neuem Recht unterliegen.
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Der OGH hat dazu erwogen:

Auf bestimmte Zeit abgeschlossene Verträge, die nach der Verein-
barung durch Zeitablauf zu einem bestimmten Endtermin aufgelöst
werden, ohne daß es besonderer Erklärungen oder Gründe be-
dürfte, binden – mangels gegenteiliger Vereinbarung – die Ver-
tragsteile an die gesamte Dauer. Eine vorzeitige Auflösung ist nur
aus besonderen Gründen (§§ 1117, 1118 ABGB) möglich. Die
Mietengesetzgebung schränkt nun diese Bindung an eine vertrag-
lich vereinbarte Dauer im Interesse des Mieters insoweit ein, als
ihm die Möglichkeit eingeräumt wird, das Mietverhältnis nach Ab-
lauf einer bestimmten Bindungsfrist durch Kündigung zu beenden.
Während § 29 Abs 1 Z 3 lit b MRG idF der (richtig: des) 3. WÄG
bei einer für Eigentumswohnungen gesetzlich zulässigen Befristung
von 10 Jahren die Möglichkeit einer vorzeitigen Kündigung durch
den Mieter nach Ablauf von 5 Jahren vorsah (bei „Dreijahresver-
trägen“ bestand diese Möglichkeit nach lit c dieser Gesetzesbestim-
mung nach Ablauf eines Jahres), bestehen für Eigentumswohnun-
gen in Neubauten (das sind aufgrund einer nach dem 8. 5. 1945
erteilten Baubewilligung errichtete Bauten) seit Inkrafttreten der
WRN 1997 keinerlei zeitliche Beschränkungen für eine Befristung
derartiger Mietverträge. Sie können für beliebige Zeiträume abge-
schlossen und beliebig oft verlängert werden. Als – die Interessen
des Mieters wahrendes – Äquivalent zur eingegangenen vertragli-
chen Bindung eröffnet § 29 Abs 1 Z 3 lit b MRG dem Mieter die
Möglichkeit, das Vertragsverhältnis nach Ablauf eines Jahres der
ursprünglich vereinbarten oder verlängerten Dauer vorzeitig aufzu-
kündigen (Würth/Zingher, Miet- und Wohnrecht20 Rz 18 zu § 29).
Derartige Regelungen des MRG, die einerseits die Vertragspartner
bindende zeitliche Befristungen der Vertragsdauer zulassen und
andererseits dem Mieter das Recht einräumen, den Vertrag nach
Ablauf bestimmter Bindungsfristen vorzeitig aufzukündigen, stellen
den vom Gesetzgeber gewünschten Interessenausgleich her. So
weisen die Materialien zur Wohnrechtsnovelle (BGBl 1997/22
[RV 555 BlgNR 20. GP 7]) auf das Ziel des Gesetzgebers hin,
einen angemessenen Ausgleich zwischen den Bedürfnissen der
Mieter nach gesicherter Wohnversorgung über überschaubare
Zeiträume hinweg einerseits und dem legitimen Interesse der
Vermieter an mittel- bis längerfristiger Wiederverfügbarkeit der in
Bestand gegebenen Wohnungen andererseits zu schaffen. Dieser
Interessenausgleich wird auch durch die Novellierung des § 29
Abs 1 Z 3 lit b MRG insofern erreicht, als diese die Möglichkeit der
Befristung über beliebig lange Zeiträume eröffnet, dem Mieter
aber die Möglichkeit gibt, eine allenfalls für zu lange Zeitdauer
eingegangene Bindung durch vorzeitige Kündigung (nach minde-
stens einjähriger Vertragsdauer) abzukürzen bzw zu beenden.

Die von der Revision vertretene Auffassung, wonach die Wirksam-
keit von im Zeitpunkt des Inkrafttretens der WRN 1997 (1. 3.
1997) bestehenden Befristungen nach der alten Rechtslage beur-
teilt werden sollte, für die Frage der Mindestbindungsfrist jedoch
die neue Rechtslage ausschlaggebend sein müßte, löst die vom

Gesetzgeber vorgenommene Verknüpfung der zulässigen Befri-
stungsmöglichkeiten mit der für eine vorzeitige Auflösung vorgese-
henen Bindungsfrist des Mieters und stellt damit den vom Gesetz-
geber derart angestrebten Interessenausgleich in Frage. Wollte
man nämlich die in § 29 Abs 1 Z 3 lit b MRG idF WRN 1997 vor-
gesehene vorzeitige Auflösungsmöglichkeit nach nur einem Jahr
Vertragsdauer auf Verträge anwenden, die vor dem 1. 3. 1997
abgeschlossen (und nach dem 28. 2. 1997 nicht verlängert) wur-
den und die damit nicht den Befristungsmöglichkeiten der WRN
1997 unterliegen, würde man dem durch die Mietrechtsbestim-
mungen im Zeitpunkt des ursprünglichen Vertragsabschlusses
angestrebten Interessenausgleich nicht gerecht. Eine derartige –
durch den aufgezeigten Willen des Gesetzgebers – nicht gedeckte
Auslegung ermöglichte einen schwerwiegenden Eingriff in ein be-
stehendes Vertragsverhältnis zu Lasten bloß eines Vertragspart-
ners. Ein derartiger Wille kann dem Gesetzgeber aber mangels
besonderer Anordnung nicht unterstellt werden. Entgegen der Auf-
fassung der Revision besteht damit ein untrennbarer Zusammen-
hang zwischen den Bestimmungen über die zulässige Befristung
und die vorzeitige Aufkündigung des Vertrages nach einer be-
stimmten Bindungsfrist. Daraus ergibt sich aber zwingend, daß
§ 29 Abs 1 Z 3 lit b MRG idF WRN 1997 auf ein zum 1. 3. 1997
schon bestehendes Mietverhältnis nur insgesamt angewendet
werden kann. Findet daher die in der Novelle vorgesehene Be-
fristungsmöglichkeit (mangels Vertragsverlängerung nach dem
28. 2. 1997) keine Anwendung, kann auch die vorzeitige Auf-
lösung des Vertrages nur nach den vor der Novelle 1997 gelten-
den Bestimmungen des 3. WÄG vorgenommen werden.

§ 49b Abs 7 MRG idF WRN 1997 regelt somit nicht nur die An-
wendung der (neuen) Bestimmungen über die Zulässigkeit einer
Befristung auf vor dem 1. 3. 1997 geschlossene Mietverträge, son-
dern auch jene über die vorzeitige Auflösung eines vor dem 1. 3.
1997 abgeschlossenen Mietverhältnisses. Für die Anwendung der
Generalklausel des § 49b Abs 13 MRG idF WRN 1997 bleibt
demnach kein Raum.

Damit sind aber die in der WRN 1997 vorgesehenen Befristungs-
und vorzeitigen Kündigungsbestimmungen nur auf jene Verträge
anzuwenden, die nach dem 1. 3. 1997 abgeschlossen oder – ei-
ne gültige Befristungsvereinbarung vorausgesetzt – nach dem
28. 2. 1997 verlängert werden (vgl Stabentheiner [richtig: Sta-
bentheiner/Wais], Die Wohnrechtsnovelle 1997, Sonderheft zur
ÖJZ 1997, 1 ff [7]).

Die Vorinstanzen haben zu Recht erkannt, daß das in § 29 Abs 1
Z 3 lit b MRG idF WRN 1997 vorgesehene vorzeitige Kündigungs-
recht des Mieters auf vor dem 1. 3. 1997 abgeschlossene Mietver-
träge nur dann zur Anwendung kommt, wenn dieses Mietverhält-
nis – eine nach alter Rechtslage wirksame Befristung vorausge-
setzt – nach dem 28. 2. 1997 (somit schon im Geltungszeitraum
der Novelle) verlängert wurde. Dies ist hier nicht der Fall. Die Ent-
scheidungen der Vorinstanzen sind damit nicht zu beanstanden.
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Anmerkung:

Mit dieser Entscheidung wird wieder einmal deutlich, daß „histori-
schen Mietrechtskenntnissen“ – gerade im Befristungsrecht (vgl zur
Änderung der Rechtslage durch das 3. WÄG (EWr I/49a/2ff =
wobl 1998, 112/68 [Würth]; EWr I/29/104ff = wobl 1998,
112/69 [Vonkilch]) – immanente Bedeutung zukommt. Der Ent-
scheidung des 4. Senates ist vollinhaltlich zuzustimmen, wenn-
gleich sich mE das erzielte Ergebnis bereits eindeutig aus § 49b
Abs 8 MRG ergibt, wonach § 29 Abs 1 Z 3 lit b oder c MRG idF
der Novelle 1997 nur für nach dem 28. 2. 1997 abgeschlossene
oder rechtswirksam verlängerte Verträge gilt, sohin nicht nur die
Befristung, sondern auch die Frage der vorzeitigen Aufkündigungs-
möglichkeit erst dann nach neuem Recht zu beurteilen ist, wenn die
Voraussetzungen des § 49b Abs 8 MRG vorliegen (dies ergibt
sich auch aus einem Vergleich mit § 49b Abs 9 und insbesondere
Abs 10 leg cit).

Da allerdings dem 3. WÄG eine dem § 49b Abs 8 leg cit ent-
sprechende Übergangsregelung – § 49b Abs 2 MRG ist aufgrund
des nicht vergleichbaren Sachverhalts auszuklammern – fehlt, ge-
winnen die Ausführungen des 4. Senates für das intertemporale
Befristungsrecht (insbesondere zum 3. WÄG) generelle Bedeu-
tung. Zu denken ist dabei an den durch das 2. WÄG erweiterten
Tatbestand des § 29 Abs 1 Z 3 lit b MRG, der durch das 3. WÄG
„aufgesplittet“ wurde und die als Geschäftsräumlichkeit genutzten
sonstigen Räumlichkeiten im WE seither in § 29 Abs 1 Z 3 lit d (die
bisherige lit d wurde zur lit e) neu geregelt werden. Entgegen § 29
Abs 1 Z 3 lit b MRG idF 2. WÄG, das eine Kündigungsmöglich-
keit auch für Geschäftsräumlichkeiten nach dem Ablauf einer Dau-
er von 5 Jahren vorsah, ist eine solche Bestimmung in dem durch
das 3. WÄG neu gefaßten § 29 Abs 1 Z 3 lit d MRG (der sohin
§ 29 Abs 1 Z 3 lit a leg cit angepaßt wurde; vgl § 29 Abs 4 MRG;
Würth/Zingher, Miet- und Wohnrecht ’94, Anm 5 zu § 29) nicht
enthalten. Obwohl weder das 3. WÄG noch die Novelle 1997 ei-
ne Übergangsregelung bezüglich der Ausgliederung von als Ge-
schäftsräumlichkeit genutzten sonstigen Räumlichkeiten im WE vor-
sehen, wird durch die vorliegende Entscheidung zutreffend klarge-
stellt, daß sich seit dem 3. WÄG (im Gegensatz zum 2. WÄG,
das keine besonderen Übergangsregelungen enthielt, sondern nur
die Generalklausel: Art V Abschn II Abs 2 2. WÄG; vgl auch
MietSlg 39.406/19) nicht nur die Durchsetzbarkeit der Befristung,
sondern auch die gesetzlich normierte Kündigungsmöglichkeit des
Mieters nach der im Abschlußzeitpunkt maßgeblichen Rechtslage
richtet. Die Richtigkeit dieser Ansicht ergibt sich mE nicht nur aus
den Überlegungen des 4. Senates, sondern zum einen auch aus
dem der Befristung innewohnenden beidseitigen Kündigungsver-
zicht (EWr I/29/121f = wobl 1998, 339/220 mwN) mit einem
in diesen Fällen gesetzlich vorgesehenen vorzeitigen Kündigungs-
recht (anstelle eines vertraglich vereinbarten), und zum anderen
aus der Überlegung, daß es sich um einen abschließend verwirk-
lichten Sachverhalt handelt, der mangels ausdrücklich gegenteili-

ger gesetzlicher Anordnung nach altem Recht zu beurteilen ist (zB
EWr I/2/130ff und ident immolex 1998/200, wenngleich mE in
diesen Fällen zu Unrecht; EWr I/3/49 = wobl 1998, 50/24).

Dr. Christian Prader

Gebühren- und Steuerrecht

7584

§ 5 Abs 1 und Abs 4 GrEStG;
§ 208 Abs 2, § 303 Abs 4 BAO

1. Nach stRsp des VwGH ist die „Bauherren-
eigenschaft“ der Erwerber von Miteigentums-
anteilen unter anderem dann zu verneinen,
wenn die Erwerber von vornherein in ein bereits
fertiges Planungs-, Vertrags- und Finanzierungs-
konzept im Weg eines Vertragsgeflechtes einge-
bunden werden.

2. Die Stellung eines Bauansuchens vor Abschluß
des Kaufvertrages stellt iSd Rsp ein gewichtiges
Indiz gegen die Annahme der „Bauherreneigen-
schaft“ dar.

3. Ist die Absicht des Käufers auf den Erwerb ei-
nes Anteils an einem künftig (durch Bautätigkeit)
erst zu schaffenden bebauten Grundstück ge-
richtet, so stellt sich dieser Vorgang als ein einzi-
ger einheitlicher Erwerbsvorgang dar, auch
wenn im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses
noch zwei (später zu vereinigende) Liegenschaf-
ten vorliegen.

4. Der in der Ermittlung der Gesamtkosten ent-
haltene Aufwand für GrESt darf gem § 5 Abs 4
GrESt der Gegenleistung weder hinzugerechnet
noch von ihr abgezogen werden. Die USt zählt
nach hRsp zur Bemessungsgrundlage.

5. Ordnungsgemäß angezeigt gem § 208 Abs 2
BAO bedeutet zeitgerecht, richtig, vollständig
und bei der zuständigen Behörde angezeigt.

6. Der Wiederaufnahmegrund gem § 303 Abs 4
BAO gehört zwar in den Spruch des Bescheides,
die Begründung eines Bescheides kann aber als
Auslegungsbehelf herangezogen werden, wenn
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der Spruch für sich allein Zweifel an seinem
Inhalt offenläßt.

VwGH 28. 1. 1998, 96/16/0135

1. Wiederaufnahme des Verfahrens:

Der Bf rügt zunächst, daß im Spruch des erstinstanzlichen Beschei-
des der Wiederaufnahmetatbestand nicht genannt wurde und daß
die bel Beh den Spruch dieses Bescheides nicht richtiggestellt hat.
Dem Bf ist dabei zwar zuzugestehen, daß der Wiederaufnahme-
tatbestand nach der Rsp des VwGH in den Spruch des Bescheides
gehört (vgl Ritz, BAO-Kommentar, 691 und die dort genannte
Rsp). Der Bf – der diesbezüglich im Verwaltungsverfahren keine
Einwendungen erhoben hat – übersieht aber, daß die Begründung
eines Bescheides als Auslegungsbehelf herangezogen werden
kann, wenn der Spruch für sich allein Zweifel an seinem Inhalt
offenläßt (vgl insbesondere das Erk eines verstärkten Senates
25. 5. 1992, 91/15/0085, VwSlg 6675/F). Wie der Inhalt der
Eingaben des Bf im Verwaltungsverfahren erkennen läßt, bestand
überdies beim Bf keinerlei Zweifel, welcher Umstand einen Wie-
deraufnahmsgrund iS des § 303 Abs 4 BAO darstellte.
Ebensowenig kann der Bf dadurch in seinen Rechten verletzt sein,
daß die Wiederaufnahme des Verfahrens auf den das Grundstück
EZ 271 betreffenden Erwerbsvorgang beschränkt worden ist. (Die
Auswirkungen des Umstandes, daß das Gebäude auf zunächst
zwei selbständigen Liegenschaften errichtet worden ist, sind im
übrigen im folgenden zu erörtern.)

2. Grunderwerbsteuer:

Nach stRsp des VwGH ist die Bauherreneigenschaft der Erwerber
von Miteigentumsanteilen unter anderem dann zu verneinen, wenn
die Erwerber von vornherein in ein bereits fertiges Planungs-, Ver-
trags- und Finanzierungskonzept im Wege eines Vertragsgeflech-
tes eingebunden werden (vgl zuletzt das Erk vom 2. 7. 1998, 97/
16/0276, 0277, 0278).
Auch in der nunmehr zu entscheidenden Beschwerdesache war
dies der Fall, weil
– die nachmaligen Miteigentümer sich auf der Grundlage eines
bereits ausgearbeiteten Konzeptes mit sogenannten Zeichnungs-
scheinen für das Beteiligungsprojekt Hotel X engagiert haben;
– die Beteiligten in zeitlichem Zusammenhang mit dem Kaufver-
trag über die Liegenschaftsanteile ein Bündel von Verträgen betref-
fend Betrauung eines Generalunternehmers, Planung und Baulei-
tung, wirtschaftliche Betreuung, steuerliche Beratung, Vermietung
und Verpachtung der errichteten Wohn- und Geschäftseinheiten,
Auftrag und Vollmacht und Finanzierung des Beteiligungsprojektes
abgeschlossen haben;
– den Beteiligten von vornherein der Erwerb des Objektes mittels
einer „Dokumentationsmappe“ für einen Ausbau der vormaligen
Hoteleigenschaft zum Zwecke einer Vermietung präsentiert wurde.

Überdies war im Beschwerdefall zu bedenken, daß der Auftrag
zur Revitalisierung nach den Feststellungen des FA G bereits im
Juli 1987 an den Initiator X-GmbH von den Veräußerern erteilt
worden ist. Nach dem baubehördlichen Bescheid vom 16. 12.
1987 trat überdies gegenüber der Baubehörde die X-GmbH als
Bauherr auf. Demnach wurde das Bauansuchen bereits am
20. 8. 1987, also lange vor Abschluß des gegenständlichen
Kaufvertrages, gestellt. Auch dies stellt im Sinne der Rsp ein
gewichtiges Indiz gegen die Annahme der Bauherreneigenschaft
des Bf dar.

Wenn der Bf demgegenüber vorbringt, weder im Miteigentümer-
vertrag noch im „Zeichnungsschein“ sei eine Verpflichtung zur Zu-
stimmung zum Bauprojekt enthalten gewesen, sodaß der einzelne
Miteigentümer das Projekt durch die Verweigerung seiner Zustim-
mung zu Fall bringen hätte können, so verkennt er, daß für „Bau-
herrenmodelle“ der vorliegenden Art – die mit den Erk vom 23. 1.
1992, 90/16/0154, vom 29. 4. 1998, 97/16/0234–0238
und vom 28. 5. 1998, 97/16/0494–0500, entschiedenen Be-
schwerdefälle betrafen Projekte desselben Organisators wie im
nunmehr zu entscheidenden Beschwerdefall – geradezu kenn-
zeichnend ist, daß die Beteiligten mehrere dem Schein nach selb-
ständige Vereinbarungen abschließen, die aufgrund des zeitlichen
und sachlichen Zusammenhanges zu einem einzigen Vertragswerk
zusammentreten. Bei dieser Sachlage erübrigte es sich, auf die
Einwendungen des Bf, die bel Beh habe zu Unrecht den Ausschluß
eines finanziellen Risikos der Beteiligten angenommen, näher ein-
zugehen.

Den späteren Miteigentümern kam somit nicht die Eigenschaft von
Bauherren des umgestalteten Gebäudes zu. Dabei war es nicht
von Bedeutung, daß die bel Beh in dem den Bf betreffenden Ver-
fahren keine Feststellung traf, wer als Initiator des Projektes und da-
mit als Bauherr in Betracht gekommen ist.

Soweit der Bf weiters die Verjährung der in Rede stehenden Ab-
gabe einwendet, so verkennt er die Rechtslage: Gem § 208 Abs 2
BAO beginnt die Verjährung des Rechtes auf Festsetzung der
Grunderwerbsteuer in den Fällen, in denen der dieser Abgabe
unterliegende Erwerbsvorgang nicht ordnungsgemäß angezeigt
wird, nicht vor Ablauf des Jahres, in dem die Abgabenbehörde
von dem Erwerbsvorgang Kenntnis erlangt. Ordnungsgemäß an-
gezeigt heißt in diesem Zusammenhang zeitgerecht, richtig, voll-
ständig und bei der zuständigen Behörde angezeigt (vgl die bei
Fellner, Gebühren und Verkehrsteuern, Band II – Grunderwerb-
steuer, § 1 Rz 50 wiedergegebene stRsp). Dem für die Erhebung
der Grunderwerbsteuer zuständigen FA für Gebühren und Ver-
kehrsteuern in L lag aber eine vollständige Anzeige über den
Erwerbsvorgang betreffend einen Anteil an dem mit einem revitali-
sierten Gebäude bebauten Grundstück nicht vor. Auf eine allfällige
Kenntnisnahme des für die Erhebung der Grunderwerbsteuer nicht
zuständigen FA G kam es demgegenüber nicht an. Der Hinweis
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des Bf auf Stoll, BAO-Kommentar, 2935, ist mehrfach verfehlt:
Zum einen bezieht sich die Kommentarstelle auf die Bestimmung
des § 303 Abs 4 BAO, zum anderen ist auch dort keineswegs von
der Gesamtorganisation der Abgabenverwaltung, sondern der
(einzelnen) Behörde die Rede.

Der vom Bf relevierte Umstand, daß von ihm zwei Kaufverträge
über Anteile an verschiedenen Liegenschaften abgeschlossen wor-
den seien, kann den Bf schon deswegen nicht in einem subjektiven
Recht verletzen, weil die Abgabenbehörde im erstinstanzlichen
Grunderwerbsteuerbescheid den auf die EZ 1140 entfallenden
Kaufpreisanteil abgezogen hat. In rechtlicher Hinsicht ist allerdings
zur Klarstellung darauf hinzuweisen, daß zwar grundsätzlich so
viele der Grunderwerbsteuer unterliegende Erwerbsvorgänge vor-
liegen, als Grundstücke iSd § 2 GrEStG übergehen. Ist aber wie
im Beschwerdefall die Absicht des Käufers auf den Erwerb eines
Anteils an einem künftig (durch Bautätigkeit) erst zu schaffenden
bebauten Grundstück gerichtet, so stellt sich dieser Vorgang als ein
einziger einheitlicher Erwerbsvorgang dar, auch wenn im Zeit-
punkt des Vertragsabschlusses noch zwei (später zu vereinigende)
Liegenschaften vorliegen.

Der Bf rügt schließlich, die bel Beh habe unbeachtet gelassen, daß
in den „Erwerbsnebenkosten“ unter anderem auch Grunderwerb-
steuer enthalten war. Da dieser in der Ermittlung der Gesamtkosten
enthaltene Aufwand für Grunderwerbsteuer der Gegenleistung we-
der hinzugerechnet noch von ihr abgezogen wird (vgl § 5 Abs 4
GrEStG), ist die von der bel Beh angestellte Berechnung
der Bemessungsgrundlage tatsächlich unrichtig. Allerdings ist die
Berechnung auch insofern unzutreffend, als die bel Beh vom Auf-
wand ohne Umsatzsteuer ausgegangen ist. Die (im Beschwerdefall
den Betrag an Grunderwerbsteuer bei weitem übersteigende)
Umsatzsteuer zählt aber nach stRsp (siehe dazu Fellner, aaO, § 5
Rz 6) zur Bemessungsgrundlage der Grunderwerbsteuer. Durch
die mehrfach fehlerhafte Ermittlung der Bemessungsgrundlage
konnte der Bf somit im Ergebnis nicht in seinen Rechten verletzt
sein.

Anmerkung:

1. Bei Prüfung der Frage, ob lediglich eine unbebautes Grund-
stück oder darüber hinaus auch ein zu errichtendes Gebäude
erworben werden und ob dementspechend auch die Errichtungs-
kosten des Gebäudes in die Bemessungsgrundlage der GrESt (vgl
§ 5 Abs 1 Z 1 GrEStG) einbezogen werden müssen („Bauherren-
eigenschaft“), verwendet der VwGH nach stRsp folgende Formel:
Der Erwerber ist dann kein Bauherr, wenn er von vornherein in
ein bereits fertiges Planungs-, Vertrags-, und Finanzierungskonzept
im Weg eines Vertragsgeflechtes eingebunden wird (siehe zB
VwGH 12. 11. 1997, 95/16/0176, AnwBl 1998/11 Nr 7545
und VwGH 28. 5. 1998, 97/16/0494–0500, AnwBl 1999/2
Nr 7565). In diesem Erk führt der VwGH darüber hinaus zu Recht

aus, daß auch bei zwei (später zu vereinigenden) Liegenschaften
im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses die Bauherreneigenschaft zu
verneinen und ein einziger einheitlicher Erwerbsvorgang anzuneh-
men ist, wenn die Absicht des Käufers auf den Erwerb eines Anteils
an einem künftig (durch Bautätigkeit) erst zu schaffenden bebauten
Grundstück gerichtet ist. Zutreffend meint der Gerichtshof schließ-
lich, daß die Stellung eines Bauansuchens vor Abschluß des Kauf-
vertrages iSd Rsp lediglich ein „gewichtiges Indiz“ gegen die
Annahme der „Bauherreneigenschaft“ darstellt.

2. Der VwGH führt zur Frage der fünfjährigen Verjährungsfrist bei
der GrESt (diese beginnt gem § 208 Abs 2 BAO erst dann, wenn
der Erwerbsvorgang der Behörde ordnungsgemäß angezeigt
wird, zu laufen) zu Recht aus, daß „ordnungsgemäß angezeigt“
gem § 208 Abs 2 BAO zeitgerecht, richtig, vollständig und bei der
zuständigen Behörde angezeigt bedeutet (vgl Ritz, BAO, § 208
Rz 7).

Christoph Urtz

7585

§ 92 Abs 3 lit a, § 287 Abs 4 BAO

1. Nach stRsp des VwGH muß die Begründung
eines Bescheides erkennen lassen, welcher Sach-
verhalt der Entscheidung zugrunde gelegt wurde,
aus welchen Erwägungen die bel Beh zur Ein-
sicht gelangt ist, daß gerade dieser Sachverhalt
vorliegt und aus welchen Gründen die Behörde
die Subsumtion des Sachverhaltes unter einen
bestimmten Tatbestand für zutreffend erachtet.
Wird ein Bescheid von einem Berufungssenat er-
lassen, so hat auch eine (allenfalls nur) mehrheit-
lich getroffene Entscheidung eine Begründung zu
enthalten, die diesen Anforderungen entspricht.

2. Wird die Berufungsentscheidung am Schluß
der mündlichen Berufungsverhandlung verkün-
det (vgl § 287 Abs 4 BAO), so ist dieser Bescheid
bereits mit der Verkündung ergangen. Die Über-
einstimmung der schriftlichen Ausfertigung des
angef B mit dem bereits wirksamen mündlichen
Bescheid kann dabei vom VwGH nicht geprüft
werden, weil die Niederschrift über die münd-
liche Verhandlung (§ 285 Abs 3 BAO) weder
Spruch noch Begründung des mündlich verkün-
deten Bescheides enthält.

VwGH 27. 8. 1998, 96/13/0180
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Nach stRsp des VwGH muß die Begründung eines Bescheides
erkennen lassen, welcher Sachverhalt der Entscheidung zugrunde
gelegt wurde, aus welchen Erwägungen die bel Beh zur Einsicht
gelangt ist, daß gerade dieser Sachverhalt vorliegt und aus wel-
chen Gründen die Behörde die Subsumtion des Sachverhaltes un-
ter einen bestimmten Tatbestand für zutreffend erachtet. Die Be-
gründung eines Bescheides muß in einer Weise erfolgen, daß der
Denkprozeß, der in der behördlichen Erledigung seinen Nieder-
schlag findet, sowohl für den Abgabepflichtigen als auch im Fall
der Anrufung des VwGH für diesen nachvollziehbar ist (vgl zB das
Erk 28. 5. 1997, 94/13/0200). Wird ein Bescheid von einem
Berufungssenat (§ 260 Abs 2 BAO) gefällt, so hat auch eine (allen-
falls nur) mehrheitlich getroffene Entscheidung eine Begründung
zu enthalten, die diesen Anforderungen entspricht (vgl das Erk
19. 12. 1990, 87/13/0053). Auch im Falle, daß die schriftliche
Ausfertigung von einem Mitglied des Berufungssenates, das mit
seiner Auffassung bei der Entscheidung in der Minderheit geblie-
ben ist – etwa dem der Gruppe der ernannten Mitglieder der Beru-
fungskommission (vgl § 270 Abs 3 BAO) angehörenden Bericht-
erstatter (vgl § 283 Abs 1 BAO) –, abgefaßt wird, hat die Begrün-
dung die Auffassung der Senatsmehrheit in sachlicher Weise wie-
derzugeben.

Wird – wie im Beschwerdefall – die Berufungsentscheidung am
Schluß der mündlichen Berufungsverhandlung verkündet (vgl
§ 287 Abs 4 BAO), so ist dieser Bescheid bereits mit der Verkün-
dung ergangen (vgl Stoll, BAO-Kommentar, 2779 mwN). Die
Übereinstimmung der schriftlichen Ausfertigung des angef B mit
dem bereits wirksamen mündlichen Bescheid (vgl zur Maßgeblich-
keit des Inhalts des mündlich verkündeten Bescheides das Erk
24. 2. 1993, 91/13/0149) kann dabei im Beschwerdefall vom
VwGH nicht geprüft werden, weil die Niederschrift über die münd-
liche Verhandlung (vgl § 285 Abs 3 BAO) weder Spruch noch
Begründung des mündlich verkündeten Bescheides enthält.

Darüber hinaus ist der Begründung der schriftlichen Ausfertigung
des angef B nicht zu entnehmen, welchen Sachverhalt die Mehr-
heit des erkennenden Berufungssenates als erwiesen angenommen
hat. Die Begründung läßt dabei nicht erkennen, ob die Berufungs-
behörde bei ihrer Entscheidungsfindung von einem – vom Mitbetei-
ligten gar nicht behaupteten – Verzicht auf die in Rede stehende
Forderung, von einer aufgrund eines konkreten Ereignisses im
Streitjahr eingetretenen Uneinbringlichkeit oder von der Verjährung
der Forderung ausgegangen ist. Das mit der schriftlichen Ausarbei-
tung der Mehrheitsentscheidung beauftragte Mitglied des Beru-
fungssenates war – wie dieser mangelhafte Inhalt der schriftlichen
Ausfertigung aufzeigt – nicht in der Lage, die Entscheidungsgründe
des Senates in sachlicher Weise zum Ausdruck zu bringen. Mit
diesem Begründungsmangel hat die bel Beh aber Verfahrensvor-
schriften außer acht gelassen, bei deren Einhaltung sie zu einem
anderen Bescheid hätte kommen können.

Anmerkung:
1. Nach dem dem Erk zugrunde liegenden Sachverhalt machte
der Bf, ein Werbegraphiker, den Ausfall einer Forderung gegen
seine Ehefrau iHv S 143.000,– als Aufwand steuerlich geltend. In
der Entscheidung des Berufungssenates, dem außer dem Präsiden-
ten der FLD und einem (weisungsfrei gestellten) Beamten der FLD
als ernannte Mitglieder noch drei von den gesetzlichen Berufs-
vertretungen entsendete Mitglieder angehören (§ 270 Abs 3 BAO
und §§ 263ff BAO) wurde dem Steuerpflichtigen Recht gegeben.
Daraufhin erhob der Präsident der FLD gem § 292 BAO Beschwerde
an den VwGH. Der als Berichterstatter (§ 283 Abs 1 BAO) bestellte
Beamte der FLD begründete in der schriftlichen Ausfertigung des
Bescheides diesen so mangelhaft, daß der Bescheid wegen Verlet-
zung von Verfahrensvorschriften vom VwGH aufgehoben wurde.
2. Der vorliegende Fall wirft Licht auf eine rechtsstaatlich ausge-
sprochen bedenkliche Situation: Werden die der Finanzverwal-
tung angehörenden Mitglieder von den entsendeten Mitgliedern
im Berufungssenat überstimmt, hat die Finanzverwaltung immer
noch das Mittel der Präsidentenbeschwerde zur Verfügung. Dieser
Umstand ist für sich genommen schon rechtspolitisch diskussions-
würdig. Besonders bedenklich wird die Situation dann, wenn das
zum Berichterstatter bestellte Mitglied der Finanzverwaltung die
schriftliche Ausfertigung eines Bescheides – der nicht seiner Rechts-
auffassung entspricht – so mangelhaft vornimmt, daß in weiterer
Folge die Präsidentenbeschwerde beim VwGH wegen Verletzung
von Verfahrensvorschriften durchdringen wird.
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3. Diese problematische Situation wird auch nicht dadurch ent-
schärft, daß die Entscheidung des Berufungssenates gem § 287
Abs 4 BAO mündlich verkündet wird. Die Verkündung führt zur
Existenz eines mündlichen Bescheides (siehe zB jüngst VwGH 9. 9.
1998, 93/14/0170; Stoll, BAO III 2779; vgl aber Ritz, BAO,
§ 287 Rz 2 unter Zitierung früherer gegenteiliger Rsp), der grund-
sätzlich gegenüber der schriftlichen Ausfertigung maßgeblich ist
(VwGH 24. 2. 1993, 91/13/0149, ÖStZB 1993, 586). Daher
sind zB Neuerungen gem § 280 BAO ab der Verkündung nicht
mehr zu berücksichtigen (Ritz, BAO, § 287 Rz 2). Für die Fälligkeit
der Abgaben gem § 210 Abs 1 BAO sowie für die Frist der
Beschwerdeerhebung vor den Gerichtshöfen des öffentlichen
Rechts ist allerdings erst der Zeitpunkt der Zustellung der schriftli-
chen Ausfertigung maßgeblich (Ritz, BAO, § 287 Rz 1; Stoll, BAO
III 2778f). Die mündliche verkündete Berufungsentscheidung muß
gem § 288 Abs 1 BAO ebenfalls Spruch und Begründung enthal-
ten (Stoll, BAO III 2779). Daher kann mit guten Gründen vertreten
werden, daß als „wesentliche Vorkommnisse der Verhandlung“
auch Spruch und Begründung in die Niederschrift gem § 285
Abs 3 BAO aufzunehmen sind (vgl Stoll, BAO III 2779). Dies
scheint der VwGH im vorliegenden Erk auch nicht abzulehnen; der
Gerichtshof führt aber zu Recht aus, daß bei fehlender Protokollie-
rung ein Widerspruch der mündlichen Verkündung mit der schrift-
lichen Ausfertigung nicht überprüfbar ist. Damit werden die Män-
gel der schriftlichen Ausfertigung mangels Überprüfbarkeit trotz
der grundsätzlichen Maßgeblichkeit des mündlichen Bescheides
schlagend. Dies führt zu der rechtspolitisch ausgesprochen bedenk-
lichen Situation, daß die Finanzverwaltung umso höhere Chancen
bei der Erhebung der Präsidentenbeschwerde vor dem VwGH hat,
je weniger Aufwand sie bei der schriftlichen Ausfertigung des
Bescheides in der zweiten Instanz betreibt.

Christoph Urtz

7586

§ 37 Abs 5 EStG 1988
Unter einem behördlichen Eingriff ist nicht jede
behördliche Einwirkung auf ein Geschehen zu
verstehen, sondern nur eine solche, mit der die
öffentliche Hand Eigentumsrechte zu ihren Gun-
sten in einer Weise beeinträchtigt, daß – ohne
Übertragung des Eigentums – das Eigentums-
recht einer Sache mit enteignungsgleicher Wir-
kung beschränkt wird. Als behördlicher Eingriff
iSd § 37 Abs 5 EStG 1988 idF vor der Novelle

BGBl 1996/201 kommt daher nur eine Enteig-
nung oder eine Beschränkung von Eigentums-
rechten mit enteignungsähnlicher Wirkung in Be-
tracht.

VwGH 9. 9. 1998, 95/14/0017

Scheiden Wirtschaftsgüter durch behördlichen Eingriff oder zur
Vermeidung eines solchen nachweisbar unmittelbar drohenden
Eingriffs aus dem Betriebsvermögen aus, so ermäßigt sich nach
§ 37 Abs 5 EStG 1988 idF vor der Novelle BGBl 1996/201 der
Steuersatz für dabei aufgedeckte stille Reserven auf ein Viertel des
Durchschnittssteuersatzes. Wie der VwGH im Erk vom 25. 10.
1995, 94/15/0009, ausgeführt hat, ist unter einem behördlichen
Eingriff nicht jede behördliche Einwirkung auf ein Geschehen zu
verstehen, sondern nur eine solche, mit der die öffentliche Hand
Eigentumsrechte zu ihren Gunsten in einer Weise beeinträchtigt,
daß – ohne Übertragung des Eigentums – das Eigentumsrecht an
einer Sache mit enteignungsähnlicher Wirkung beschränkt wird.
Als behördlicher Eingriff iSd § 37 Abs 5 EStG 1988 idF vor der
Novelle BGBl 1996/201 kommt daher nur eine Enteignung oder
eine Beschränkung von Eigentumsrechten mit enteignungsähnlicher
Wirkung in Betracht. Im Beschwerdefall wurden weder Eigentums-
rechte zugunsten der öffentlichen Hand verschoben, noch Eigen-
tumsrechte an einer Sache mit enteignungsähnlicher Wirkung zu-
gunsten der öffentlichen Hand beschränkt. Der Mitbeteiligte hat
lediglich bescheidmäßige Aufforderungen erhalten, das Schad-
holz zu fällen und zu entrinden bzw in geeigneter Weise bekämp-
fungstechnisch zu behandeln. In diesen bescheidmäßigen Auffor-
derungen ist kein behördlicher Eingriff, mit dem Wirtschaftsgüter
aus dem Betriebsvermögen ausgeschieden sind, zu erblicken, weil
der Mitbeteiligte weiterhin die Verfügungsmacht über das Schad-
holz gehabt hat. Das Schadholz ist – wie der beschwerdeführende
Präsident zu Recht ausführt – erst mit der Veräußerung seitens des
Mitbeteiligten aus dem Betriebsvermögen ausgeschieden.

Anmerkung:

Die Bestimmung des § 37 Abs 5 EStG aF, die unter bestimmten
Voraussetzungen die Progression auf ein Viertel des Durchschnitt-
steuersatzes ermäßigte, wurde zwar durch das Strukturanpas-
sungsgesetz 1996 BGBl 1996/201 gestrichen; nunmehr sieht
aber § 37 Abs 3 EStG unter den gleichen Voraussetzungen eine
Verteilung der betroffenen Einkünfte auf 5 Jahre vor. Das vorlie-
gende Erk des VwGH hat daher auch nach der neuen Rechtslage
Bedeutung.

Christoph Urtz
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■ Was kann man von einer Verfassung
erwarten? Von Ludwig Adamovich.
Schriftenreihe Niederösterreichische Ju-
ristische Gesellschaft, Heft 76. Verlag
Orac, Wien 1998. 24 Seiten, br,
S 75,–.

Der vom Präsidenten des VfGH, Herrn
o. Univ.-Prof. Dr. Ludwig Adamovich, am
19. 11. 1997 vor der Vollversammlung
der Niederösterreichischen Juristischen Ge-
sellschaft gehaltene Vortrag, welchen der

Rezensent auch „live“ miterleben konnte,
liegt nunmehr auch schriftlich vor.
Worum geht es?
Es gibt verschiedene Begriffsinhalte, die
man mit dem Wort bzw dem Begriff „Ver-
fassung“ verbindet: Einmal ist die „Gesamt-
entscheidung über Art und Form der politi-
schen Einheit“ (Carl Schmitt) gemeint,
dann wieder ist Verfassung im formellen
Sinn gemeint, wobei es mehr auf Äußer-
lichkeiten ankommt, „die im Prozeß dieser
Verfassungsgebung eine Rolle spielen“
(Ludwig Adamovich), dann wieder meint
man das materielle Verfassungsrecht, ent-

Berichtigung

Bei den Indexzahlen Dezember 1998 (veröffentlicht im AnwBl 3/99, S 193)

wurde bei den verketteten Vergleichsziffern, Index der Verbraucherpreise 86

(∅ 1986 = 100) versehentlich der Wert 184,1 anstatt der richtigen Angabe

134,1 abgedruckt.

Indexzahlen Jänner 1999

Berechnet vom Österreichischen Statistischen Zentralamt

Index der Verbraucherpreise 96 (∅ 1996 = 100) 102,4

Großhandelsindex (∅ 1996 = 100) 98,3

Verkettete Vergleichsziffern

Index der Verbraucherpreise 86 (∅ 1986 = 100) 133,9

Index der Verbraucherpreise 76 (∅ 1976 = 100) 208,2

Index der Verbraucherpreise 66 (∅ 1966 = 100) 365,3

Verbraucherpreisindex I (∅ 1958 = 100) 465,4

Verbraucherpreisindex II (∅ 1958 = 100) 466,8

Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) 4089,4

Lebenshaltungskostenindex (April 1938 = 100) 3473,4

Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) 3524,5

Großhandelsindex (∅ 1986 = 100) 102,5

Großhandelsindex (∅ 1976 = 100) 136,4

Großhandelsindex (∅ 1964 = 100) 227,2

Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt 2216,6
Zahlenangaben ohne Gewähr
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weder im Sinne von Normerzeugungs-
normen (Walter/Mayer) oder einer mit
bestimmten Werten ausgefüllten Verfas-
sungsordnung (Menschenrechte, Gewal-
tentrennung etc; französische Erklärung
der Menschenrechte 1791, Art 16).

Adamovich betont, daß seiner Auffassung
nach die bloße Umschreibung der „Art
und Weise der und die Zuständigkeit zur
Rechtsetzung“ in einem materiellen Sinn
noch keine Verfassung macht. Auch die
österreichische Verfassung setze einiges
voraus, wie etwa das Legalitätsprinzip für
die Gerichtsbarkeit und das Bestehen
einer nichtterritorialen Selbstverwaltung.
Was im einzelnen stillschweigend voraus-
gesetzt wird, darüber könne man aber
selbstverständlich sehr verschiedener Mei-
nung sein.

Unsere Verfassung enthält viele Details
und diese stören die Übersichtlichkeit;
ganz abgesehen davon, daß es keine
einheitliche Verfassungsurkunde gibt, son-
dern bloß zahlreiche Verfassungsgesetze
und Verfassungsbestimmungen. Vorbild
dieser – beklagenswerten – Situation ist
Art 76 der Weimarer Verfassung, nicht
aber Art 79 des Bonner Grundgesetzes,
welcher das sogenannte „Inkorporations-
gebot“ enthält, also verlangt, daß das
Grundgesetz nur durch ein Gesetz geän-
dert werden kann, das den Wortlaut des
Grundgesetzes ausdrücklich ändert oder
ergänzt. (Der Rezensent erinnert sich ge-
nau, mit welchem – geradezu – „Genuß“
Ludwig Adamovich bei seinem Vortrag in
St. Pölten dazu aus dem Lehrbuch des Ver-
fassungsrechts von Konrad Hesse zitierte,
welcher schonungslos darlegte, was von
manipulativen Verfassungsänderungen im
Einzelfall und außerhalb der Verfassungs-
urkunde selbst zu halten ist.)

Ludwig Adamovich legt aber auch noch
andere Schwachpunkte der österreichi-
schen Verfassung dar und zeigt, daß diese
manche Erwartung nicht erfüllt, die man
berechtigterweise in sie setzen darf: Un-
einheitlichkeit der Grundrechte, welche in
keiner Weise „aus einem Holz geschnitzt“
sind; die teilweise geradezu groteske

Kompetenzverteilung zwischen Bund und
Ländern; die Nichtvorsorge für die Ent-
scheidung von Organkonflikten etwa zwi-
schen Bundesminister oder zwischen einem
Minister bzw der Bundesregierung und
dem Bundespräsidenten; verschiedene Fra-
gen im Zusammenhang mit einem Verhin-
derungsfall des Bundespräsidenten usw.
Sehr kritische Worte findet Ludwig Adamo-
vich – mit Recht – auch zur „Gesetzesflut“,
welche viele Ursachen hat. Mit Recht rügt
Adamovich, daß man es dem Bürger
zumutet, „eine Rechtsordnung zu kennen,
in der nicht einmal Experten sich zurecht-
finden“; das rühre an der „Glaubwürdig-
keit der demokratischen, rechtsstaatlichen
Institutionen“.
Ludwig Adamovich warnt: Zwar funktio-
niere die Verfassung im großen und gan-
zen nach wie vor. Dies aber nur deshalb,
weil die in der Verfassung eingesetzten
Institutionen im wesentlichen funktionieren,
nicht aber deshalb, weil das Verfassungs-
recht in einem ordnungsgemäßen, wün-
schenswerten Zustand wäre. Wenn man
dann auch noch die Glaubwürdigkeit der
funktionierenden Institutionen in Frage
stellt, dann könne er nicht seine „Hand ins
Feuer legen, daß das in alle Ewigkeit so
bleibt“.
Ein interessanter Vortrag, ein interessantes
Büchlein, das auch den „Hartgesottensten“
nachdenklich stimmen muß.

Walter Barfuß

■ Handbuch EU-Steuerrecht in Österreich.
Von Christoph Matznetter / Gabriel
Lansky; bearbeitet von Wolfgang Pav-
lik. Loseblattausgabe, 1. Lfg, Stand Jän-
ner 1998. Verlag Orac, Wien 1998.
Ca 832 Seiten, S 2480,–.

Das Europäische Steuerrecht mag in vielen
Bereichen – ausgenommen die Umsatz-
steuer – erst in Ansätzen vorhanden sein,
die Entwicklung der Europäischen Union
wird aber wohl zur Vermeidung des Steuer-
wettbewerbes zwischen den Mitgliedstaa-
ten auch in diesem Bereich eine Rechts-
angleichung versuchen müssen. Inwieweit

dieser Weg bereits beschritten ist, zeigt
die vorliegende Loseblattausgabe. Aus-
gehend vom primären Gemeinschaftsrecht
werden die Rechtsbereiche Einkommen-
steuer, Körperschaftssteuer, Umgründungs-
steuer, Umsatzsteuer, Gebühren- und
Verkehrssteuern, LKW-Verkehr, Doppelbe-
steuerungsabkommen und sonstige Mate-
rien wie Investmentfondsgesetz, Handels-
kammerbeitrag, Normverbrauchsabgabe,
Familienlastenausgleichsgesetz, Bewer-
tungsgesetz, Verfahren und Amtshilfe be-
handelt. Der Aufbau der Kapitel erfolgt so,
daß zunächst auf die Bestimmungen des
primären Gemeinschaftsrechtes hingewie-
sen wird, sodann die sekundären gemein-
schaftsrechtlichen Regeln dargestellt wer-
den und schließlich Entscheidungen des
Europäischen Gerichtes mit Bezug zum je-
weiligen Kapitel abgedruckt sind. Ein um-
fangreiches Stichwortverzeichnis schließt
das Handbuch ab.
Mit ihm liegt eine leicht zugängliche Auf-
arbeitung des Primär- und Sekundärrech-
tes der EU mit Bezug auf Steuern und Ab-
gaben vor, die auch die wesentlichen Ent-
scheidungen des Europäischen Gerichts-
hofes enthält. Die laufende Aktualisierung
dieser Loseblattausgabe darf mit Span-
nung erwartet werden.

Gerhard Benn-Ibler

■ Die Freihandelsabkommen EG/
Schweiz – Die rechtliche Problematik.
3. Aufl. Von Hans-Peter Durić. Eigenver-
lag Dr. Durić, Freiburg 1998. 256 Sei-
ten, S 427,–.

Die inzwischen 3., völlig überarbeitete
Auflage des Standardkommentars zu den
Freihandelsabkommen EG/Schweiz(EWG-
Schweiz / EGKS/Staaten-Schweiz), die
von den ursprünglich 14 Freihandelsab-
kommen mit den EFTA-Staaten übrigge-
blieben sind, da Österreich, Finnland und
Schweden am 1. 1. 1995 der EG, Norwe-
gen, Island (1. 1. 1994) und Liechtenstein
(1. 5. 1995) dem EWR beigetreten sind,
hat den bewährten Aufbau beibehalten,
im übrigen aber inzwischen überholten
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Ballast abgeworfen. Während die beiden
Freihandelsabkommen mit der Schweiz als
solche seit dem Erscheinen der Erstauflage
1989 – soweit ersichtlich – keine Ände-
rung erfahren haben, ist das für die Praxis
wichtige Protokoll Nr 3 mit den Ursprungs-
regeln in der ab 1. 1. 1997 anzuwenden-
den Fassung abgedruckt und kommentiert.
Rechtsprechung und neue Literatur sind bis
Januar 1998 berücksichtigt.

Das Handelsvolumen Deutschlands allein
mit der Schweiz betrug zB 1995 ca
67 Mrd DM mit ständig steigender Ten-
denz. Es stellt damit das Dreifache des
Handelsvolumens Deutschlands mit den
EWR-Staaten Norwegen, Island und Liech-
tenstein dar. Diese Zahlen unterstreichen
die wirtschaftliche Bedeutung dieser bei-
den Freihandelsabkommen, die die ein-
zige juristische Grundlage im Warenver-
kehr zwischen der EG und der Schweiz
bilden.

Das Buch stellt nach wie vor den ersten
umfassenden Kommentar zu diesen Frei-
handelsabkommen dar, der fundierte Aus-
kunft über alle diesbezüglichen rechtlichen
Fragen gibt. Begriffe wie Zollunion, Frei-
handelszone, Zollabbau, mengenmäßige
Beschränkungen und Maßnahmen gleicher
Wirkung, Wettbewerbsregeln, Warenur-
sprung, Positionswechsel, Minimalbehand-
lung, bi-, multilaterale und paneuropäische
Kumulierung, Präferenznachweise, Liefe-
rantenerklärung, innerbetriebliche Arbeits-
und Organisationsanweisung, Individual-
wirksamkeit ua werden aus praktischer
Sicht verständlich und mit zahlreichen
Nachweisen erklärt.

Berücksichtigt sind die Vollendung des EG-
Binnenmarktes, das Inkrafttreten des EWR-
Vertrages sowie der Abschluß der Europa-
Abkommen.

Der Kommentar stellt einen umfassenden
Leitfaden auf diesem rechtlich schwierigen
Gebiet dar, das von großer Bedeutung für
die im- und exportierende Wirtschaft ist.

Das Buch sei der im- und exportierenden
Wirtschaft, den rechts- und steuerberaten-

den Berufen, der Justiz und insbesondere
der Zollverwaltung als Ratgeber empfohlen.

Udo Bachmann

■ System des österreichischen Sozialversi-
cherungsrechts. 10. ErgLfg. Stand 1. 8.
1998. Von Theodor Tomandl (Hrsg).
Verlag Manz, Wien 1998. 160 Seiten,
LoBl, S 470,–.

Die 10. Ergänzungslieferung wurde not-
wendig durch das Arbeits- und Sozial-
rechtsänderungsgesetz 1997 und die
55. Novelle zum ASVG. Bei den Erörterun-
gen zum Versicherungsverhältnis befaßt
sich der Kommentar nun ausführlich mit
dem Dienstnehmerbegriff, dessen wesent-
lichen Kriterien, wie sie die Judikatur her-
ausgearbeitet hat, und den arbeitnehmer-
ähnlichen Personen. Überhaupt behandelt
die nun eingearbeitete 54. ASVG-Novelle
(als Teil des Arbeits- und Sozialrechts-
änderungsgesetzes 1997) die umfassende
Sozialversicherung. Da Teile der 54.
und 55. ASVG-Novelle (Pensionskonzept
2000) erst in den nächsten Jahren wirksam
werden, sind nur die bisher relevanten
Auswirkungen in die Ergänzungslieferung
aufgenommen worden, künftig relevante
wurden einer weiteren Ergänzungsliefe-
rung vorbehalten.

Ruth Hütthaler-Brandauer

■ Vorarlberger Baugesetz. Von Helmut
Feurstein. 3. Aufl, Verlag Eugen Ruß,
Bregenz 1997. 275 Seiten, br, S 285,–.

Die dritte Auflage des Kommentars „Vor-
arlberger Baugesetz“ von Helmut Feurstein
knüpft nahtlos an ihre Vorgänger an. Der
Verfasser war ein Vierteljahrhundert Leiter
der Abteilung Raumplanung und Baurecht
im Amt der Vorarlberger Landesregierung
und hat an der Normwerdung sowohl des
Vorarlberger Baugesetzes als auch des
Raumplanungsgesetzes maßgeblich mitge-
wirkt. Der in der Vorarlberger Rechtspraxis
meistverwendete Kommentar zum Baurecht
kennzeichnet sich durch seinen rigorosen

Praxisbezug. Rechtstheoretische Fragestel-
lungen behandelt er kaum, weil er sich
nicht nur an Juristen, sondern insbesondere
auch an Bautechniker, Architekten, Bau-
meister und Gemeindemandatare richtet.
Anmerkungen sind regelmäßig kurz und
präzise gehalten. Sie folgen im allgemei-
nen dem Aufbau jedes Paragraphen und
nicht der Art der Quelle, die nicht immer
genannt ist. Wiedergegeben ist auch die
maßgebliche Rechtsprechung des Verwal-
tungsgerichtshofs, dargestellt in der glei-
chen Abfolge der Anmerkungen.
Neben der großen Verbreitung und allge-
meinen Akzeptanz in Vorarlberg ergibt
sich der praktische Wert des Kommentars
aus der Wiedergabe der wesentlichen
Verordnungen und des neu kundgemach-
ten Vorarlberger Raumplanungsgesetzes.
Dargestellt sind insbesondere die Bau-
technikverordnung, die Baueingabeverord-
nung, die Kinderspielplatzverordnung und
die Garagenverordnung, die in Bauverfah-
ren regelmäßig von Bedeutung sind.
Gegenüber der zweiten Auflage ergeben
sich wesentliche Änderungen durch das
über weite Strecken revidierte Raumpla-
nungsgesetz, aber auch durch einige Än-
derungen des Baugesetzes, insbesondere
durch die Einführung eines vereinfachten
Bauverfahrens für Ein- und Zweifamilien-
häuser und die Errichtung von Gebäuden
im Rahmen von Betriebsanlagen. Insge-
samt ein handlicher, in der Praxis unersetz-
licher Kommentar.

Ludwig Weh

■ Fleischuntersuchungsrecht. Von Vitus
Stangl/Reinhard Kainz et al, MGA 54a.
Verlag Manz, Wien 1992, 3. ErgLfg
1998, 226 Seiten, S 882,–.

Zwei Jahre nach der 2. Ergänzungsliefe-
rung ’96, mit der „die Folgelieferungen,
welche den Verordnungstext auf den heu-
tigen Stand bringen sollen, ‚bereits‘ ange-
kündigt“ worden waren (Vorwort dazu),
erscheint nun die 3. Ergänzungsliefe-
rung ’98, welche „bereits“ die erste (von
10!) Verordnung(en) aus 1994 (!) – immer-
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hin „schon“ idF d Nov ’96 – enthält (Vor-
wort dazu); gemessen an deren Umfang
(11 Seiten BGBl) werden die restlichen
Verordnungen aus ’94 (64 Seiten BGBl) –
beim derzeitigen „Tempo“ – also etwa
2010 nachgetragen sein.
Was für die Autoren eine „verhältnis-
mäßig kurze Zeitspanne“ ist (Vorwort
3. ErgLfg), läßt sich nämlich unschwer dar-
aus erschließen, daß schon „umgehend“
(Vorwort 2. ErgLfg) offenbar zumindest
zwei Jahre bedeutete; so sieht der Rezen-
sent den inzwischen ergangenen weiteren
VOen (Großmarkt, Faschiertes, Einfuhr-
und Binnenmarktkontrolle, Rückstandskon-
trolle, Geflügelhygiene) denn in aller Ge-
lassenheit bis Mitte des nächsten Jahrhun-
derts entgegen – auch wenn er’s nicht
mehr erleben wird!
Doch Scherz beiseite: die Kommentierung
solcher Vorschriften ist natürlich – um in
„fachspezifischer“ Ausdrucksweise zu ver-
bleiben – eine „Schweinearbeit“ und das
letztendlich Gebotene – hier: die FlUVO –
ist natürlich „erste Sahne“; aber soll eine
Lose-Blatt-Ausgabe wirklich nur rechtshisto-
rischen Wert haben und deren Anwender
stets einen ganzen Packen BGBl mitherum-
schleppen müssen, um zumindest textlich
auf dem aktuellen Stand zu sein – wäre es
(mit den heutigen technischen Möglichkei-
ten elektronischer Textübertragung) nicht
doch zumutbar, zumindest den Wortlaut
der jeweiligen Verordnungen sogleich in
die Sammlung aufzunehmen und dann
eben Schritt für Schritt gegen deren Kom-
mentar auszutauschen?

Harald Schmidt

■ Fleischuntersuchungsrecht. Von Vitus
Stangl / Reinhard Kainz ua. MGA 54a,
4. ErgLfg. Verlag Manz, Wien 1998.
234 Seiten, S 912,–.

Die weitere Ergänzungslieferung – nur vier
Monate seit der letzten – bringt nun zwar
das Gesetz auf den aktuellen Stand
(BGBl I 1998/66) und auch einige weitere
DVOen, verheißt die restlichen aber nach
wie vor erst mit weiterer Ergänzungsliefe-
rung.

Die Gesetzesänderung besteht im wesent-
lichen im EU-VeterinärrechtsanpassungsG
1997 (§§ 42ff FlUG), an Verordnungen
werden vor allem die „Rückstands-An-
hänge“ zur V 2377/90 EG sowie die
Frischfleich-, Fleischverarbeitungsbetriebe-,
HygieneV und die Geflügelfleisch-Fleisch-
untersuchungsV (je aus 1994) sowie die
FaschiertesV BGBl 1996/520 und die
Großmarkt-FleischV BGBl 1997/178 ge-
bracht; die Wild-, Kaninchen-, Import- und
AusbildungsVen BGBl 1994/398–402
fehlen aber nach wie vor.

Aus heutiger Sicht fehlen dann nur noch
die RückstandskontrollV (BGBl II 1997/
426) und die (für die Praxis beson-
ders wichtige) GeflügelhygieneV (BGBl II
1998/188); die weiteren Änderungen
des laufenden Jahres sind nur noch „Form-
sache“. Geht es im nunmehrigen Tempo
weiter, könnte das Werk tatsächlich schon
Anfang nächsten Jahres insgesamt am
aktuellen Stand sein.

Harald Schmidt

■ Luftfahrtrecht. Von Reinhard Schäfer.
Verlag Österreich, Wien 1998.
854 Seiten, br, S 998,–.

Mangels einschlägiger Fachliteratur ge-
bührt dem Wiener Rechtsanwalt Reinhard
Schäfer Anerkennung für seine Mühe, vom
Luftfahrtgesetz ausgehend alle für das
Luftfahrtrecht in Österreich maßgebenden
Bestimmungen zusammengetragen zu ha-
ben. Dem Gesetzeswortlaut des Luftfahrt-

gesetzes und der Zivilluftfahrt-Personalver-
ordnung sind im unmittelbaren Anschluß
an den Gesetzestext die Erläuterungen des
Durchführungserlasses zu den Zivilluftfahrt-
Personalvorschriften angefügt.

Wer auf dem Gebiet des Luftfahrtrechts ar-
beitet, wird den Band zu schätzen wissen.

Walter Schuppich

■ Die Anwaltskanzlei. Ein Leitfaden für
Mitarbeiter. Von Waltraute Steger.
Schriftenreihe des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages, Band 7.
Verlag Manz, Wien 1999. 104 Seiten,
br, S 320,–.

Die Autorin möchte „allen unkundigen An-
fängern“ in einer Anwaltskanzlei den Start
erleichtern und durch verbesserten Zugang
zur Materie, die sich auf den ersten Blick
„in Aktenbergen und trockenem Juristen-
deutsch auf dem Schreibtisch zu türmen
scheint“, nicht nur die Qualität der Arbeits-
leistung, sondern auch die Freude an der
Arbeit erhöhen.

Den Grundlagen des Rechtsstaates ist der
erste Teil des Buches gewidmet, zu diesem
Basiswissen kommen im zweiten Teil Infor-
mationen, die mit der Organisation in der
Kanzlei zu tun haben, vor allem natürlich,
womit sich die Sekretärin „zur unverzicht-
baren ‚rechten Hand‘ des Chefs macht“.
Musterbriefe und ein Verzeichnis der häu-
figsten Abkürzungen im anwaltlichen Dik-
tat runden das Werk ab.

„Ein informierter Mitarbeiter wird zum
freudigen und motivierten Mitarbeiter“,
schreibt Waltraute Steger in ihrem Vor-
wort. Der von ihr verfaßte Leitfaden ist
sicherlich ein wertvoller Beitrag für die
Anwaltskanzlei und durchaus interessant –
nicht nur für Berufseinsteiger.

Monika Peschke
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Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung, auch kurzfri-
stig, in Zivil- und Strafsachen (Jugendgerichtshofnähe). Dr. Christa
Scheimpflug, Rechtsanwalt, Erdberger Lände 6, 1030 Wien.
Telefon (01) 713 78 33, 713 78 34 und 712 32 28, auch außer-
halb der Bürozeiten, Telefax 713 78 33-74 oder 713 78 34-74
oder Mobiltelefon (0663) 02 86 36.

■

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg (100 Meter
vom Landesgerichtsgebäude Salzburg entfernt), übernimmt Substi-
tutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (0662) 84 31 64, 84 31 65, Telefax 84 44 43.

■

RA Dr. Michael Drexler, 1090 Wien, Hörlgasse 4/5, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 317 42 88, Telefax 317 42 88-20.

■

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasiumstraße 68/6,
Telefon (01) 369 59 34, Telefax (01) 369 59 34-4, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling und Hernals.

■

Substitutionen in Salzburg und Umgebung, vor Gerichten, Ämtern
und Behörden, macht für Sie Dr. Christian Greinz, RA, 5020 Salz-
burg, Fürstenallee 50, Telefon (0662) 82 57 53, Telefax (0662)
82 57 05, Mobiltelefon (0663) 06 89 83, Privatanschluß (06212)
71 60, durchgehend erreichbar.

■

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 535 60 92, Telefax 535 53 88.

■

Substitutionen in Zivil- und Strafsachen übernimmt Dr. Ruth Mirecki,
RA in Wien 3, Reisnerstraße 25/2, Telefon (01) 712 35 70,
713 16 41, jetzt ganztägig erreichbar.

■

RA Dr. Christian Leskoschek, 1010 Wien, Schwertgasse 2/XIII,
Telefon (01) 533 85 90, Telefax (01) 533 85 90-11, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung.

■

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund Haffner-Gasse 3,
übernimmt Substitutionen aller Art in Salzburg und Umgebung.
Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax (0662) 84 12 22-6.

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Erich Hochauer, 1010 Wien, Fütterergasse 1.

Telefon (01) 532 19 99, Telefax (01) 535 53 88.

■

RA Dr. Wolf-Georg Schärf, 1010 Wien, Kramergasse 1/12, über-
nimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien sowie vor
den Bezirksgerichten Mödling und Purkersdorf sowie Interventio-
nen bei Exekutionen ab einem Streitwert von S 100.000,–.

Telefon (01) 533 39 51, Telefax (01) 533 39 52.

■

Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung, insbesondere vor
den BG Liesing und Hietzing, übernimmt – auch kurzfristig –
RA Mag. Irene Haase, An der Au 9, 1230 Wien.

Telefon/Telefax (01) 888 24 71, (0676) 528 3114, durchgehend
erreichbar.

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Dr. Thomas Ruža, 1010 Wien, Wiesingerstraße 8.
Telefon (01) 512 20 02, Telefax (01) 512 20 03.
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Übernehme Substitutionen aller Art, auch kurzfristig in Wien
und Umgebung: Dr. Wolfgang Langeder, Harkortstraße 9/19,
1020 Wien.
Telefon und Fax (01) 726 71 44 sowie (0676) 326 86 18.

■

Linz – RA Mag. Rudolf Schweighofer, 4020 Linz, Bürgerstraße 41,
übernimmt Substitutionen aller Art in Linz und Umgebung.
Telefon (0732) 77 72 07-14, Telefax (0732) 78 25 70, Mobil
(0664) 420 12 80.

■

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekutionssachen) in
Wien und Umgebung (in Wien auch kurzfristig), übernehmen die
Rechtsanwälte Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reif-
fenstuhl, Hofenedergasse 3/2, 1020 Wien.
Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Georg E. Thalhammer, 1010 Wien, Woll-
zeile 15/15.
Telefon (01) 512 04 13, Telefax (01) 512 62 21.

■

RA Mag. Gerlinde Goach, 8101 Gratkorn, Andreas-Leykam-Platz 2,
übernimmt Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen
vor den Gerichten und Verwaltungsbehörden in Graz, Frohnleiten,
Bruck an der Mur, Leoben, Weiz, Gleisdorf und Leibnitz.
Telefon (03124) 231 77, Telefax (03124) 232 88.

■

Substitutionen aller Art, auch kurzfristig in Wien und Umgebung:
Mag. Katharina Kurz, Fleschgasse 34, 1130 Wien.
Telefon (01) 877 38 90, Telefax (01) 877 38 90-6, Handy (0664)
441 55 33.

■

Rechtsanwaltskanzlei Dr. Günter Harrich, Schönbrunner Straße
90/10, 1050 Wien, Telefon (01) 548 50 40, Fax (01)
548 50 40-3, übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafrechts-
sachen im Raum Wien und Umgebung.

■

Verfahrenshilfe in Strafsachen. RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Riemer-
gasse 10, 1010 Wien, Telefon (01) 512 22 90, 0664/302 53 56,
Fax (01) 512 61 53, übernimmt Substitutionen, auch Verfahrens-
hilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.



Substitutionen vor dem BG Aspang übernehmen infolge Eröff-
nung eines Büros in Aspang/Wechsel die Rechtsanwälte
Mag. Gernot Faber, Mag. Christian Kühteubl, Neunkirchner
Straße 34, 2700 Wiener Neustadt, Telefon (02622) 821 18,
Telefax (02622) 82 11 86.

■

RA Dr. Angela Lenzi, 1080 Wien, Florianigasse 61/3, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 405 62 24, Telefax (01) 405 62 24-4.

■

RA Dr. Michaela Iro, 1030 Wien, Invalidenstraße 13, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung.
Jederzeit, auch außerhalb der Bürozeiten, erreichbar.

Telefon (01) 712 55 20 und (0664) 144 79 00, Telefax (01)
713 07 54, e-mail: iro@aon.at.

■

Ich übernehme für Sie Substitutionen vor den BGs Thalgau, Mond-
see und St. Gilgen sowie vor dem LG Salzburg:
RA Dr. Hermann Spatt, 5303 Thalgau, Marktplatz 4, Tel (06235)
61 10, Fax (06235) 61 10-11, Mobil (0699) 17 17 61 10.

■

RA Dr. Susanne Pertl, 1040 Wien, Favoritenstraße 41/16, über-
nimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umge-
bung, auch kurzfristig. Telefon (0699) 10 50 58 52, Telefax (01)
505 85 21.

■

Rechtsanwälte Mag. Martin Divitschek & Mag. Wolfgang Sieder,
Glashüttenstraße 4, 8530 Deutschlandsberg, übernehmen Substi-
tutionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen vor den Gerichten
und Verwaltungsbehörden in Deutschlandsberg, Eibiswald, Stainz,
Leibnitz, Voitsberg und Graz.

Telefon (03462) 62 66-0, Telefax (03462) 62 66-15.

■

RA Dr. Rudolf Rammel, 2700 Wr. Neustadt, Pöckgasse 18, über-
nimmt Substitutionen aller Art (auch Interventionen bei Vollzügen)
vor den Gerichten in Wr. Neustadt, sowie vor den Bezirksge-
richten Baden, Pottenstein, Ebreichsdorf, Neunkirchen, Gloggnitz,
Aspang und Mürzzuschlag. Telefon 02622/834 94, Telefax
02622/834 94-4.

Moderne Rechtsanwaltskanzlei (Raum Linz) bietet Kollegen/Kol-
legin Regiegemeinschaft an. Spätere Partnerschaft wird ange-
strebt.

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100511.

■

Modern, hell eingerichtete Neubau-Rechtsanwaltskanzlei in Inns-
bruck mit aktuellstem EDV-System, ausreichend Tiefgaragenabstell-
plätzen (nicht direkt in Gerichtsnähe), bestehend aus 1 RA und
2 RAA, bietet Kollegen ab Sommer 1999 Regiegemeinschaft zu
fairen Konditionen an.

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100512.

■

Frieders Tassul & Partner Rechtsanwälte suchen für dauerhafte Zu-
sammenarbeit junge(n) Rechtsanwalt/Rechtsanwältin oder Rechts-
anwaltsanwärter/in mit großer LU, vorzugsweise abgelegter
Rechtsanwaltsprüfung, einschlägiger Praxis im Bereich Wirtschafts-
recht und guten Englischkenntnissen.

Schriftliche Bewerbungen erbeten an: Frieders Tassul & Partner
Rechtsanwälte, Stadiongasse 6–8, 1010 Wien.
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Junger Wirtschaftsanwalt, mehrjährige Praxis in renommierten
Wiener Sozietäten, Auslandserfahrung, sucht unter längerfristigen
Gesichtspunkten Anschluß an grenzüberschreitend tätige Wirt-
schaftsanwaltskanzlei.
Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100507.

■

Jusstudentin, Wien, 8. Semester, derzeit Erasmus-Aufenthalt in Ita-
lien, Sprachen: Englisch und Italienisch, möchte im Juli bei einem
Rechtsanwalt hospitieren. Sonja Grabner, Zentrumweg 20, 9061
Klagenfurt-Wölfnitz. Telefon 0463/498 49.

■

Rechtsanwalt in Linz bietet Kollegen Partnerschaft, Regiegemein-
schaft oder Vermietung von Kanzleiräumen mit gesamter Infrastruk-
tur (gesamtes Stockwerk, ca 100 m2, voll möbliert, umfangreiche
Bibliothek, Kanzleisoftware auf Netzserver, Grundbuch, Firmen-
buch, ERV-Anschluß, Electronic-Banking, Gesetze und Sammlun-
gen auf CD-ROM etc) an.
Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100503.

■

Verkaufe Doppelbestände aus juristischer Bibliothek (ua SZ, SSt,
ÖJZ, ZVR, RZ, VwGHSlg F-Teil, Index Hohenecker, EWr), bitte
Liste anfordern unter Tel (0732) 65 52 98, Dr. Puchmayr.

■

300 m2, Kanzlei, Wohnbüro, 3. Bezirk, citynah, renoviert,
83 öS/m2, + BK + MwSt, Investablöse, Weitergaberecht, Unterver-
mietrecht, repräsentatives Lifthaus, 8 Zimmer, privat zu vergeben.
Tel (0699) 20 34 03 40, ab 19 Uhr.

■

Währing – provisionsfrei: Für Kanzlei hervorragend geeignete 3
große Zimmer, 2 Nebenräume, Sanitärräume. Parterre, hell, ruhig,
topsaniert, Altbau. Äußerst verkehrsgünstig: 40, 41, 40 A. 7000,–
mtl + USt + dzt 1200,– Betriebskosten, 10-Jahresvertrag möglich,
4 Monatsmieten Kaution, Anwaltsvertrag.
Vereinbarung für Besichtigungstermin: (01) 479 56 45.

■

Englischübersetzungen, insbesondere juristische Fachübersetzun-
gen, beglaubigt und unbeglaubigt, Expreß Service, mother tongue
standard English, anwaltlich qualifizierte Übersetzer aus England
und Österreich.
BLTS – Business and Legal Translation Services, Inh Univ.-Lektor
Rechtsanwalt Dr. Andreas A. Lintl, A-1010 Wien, Lugeck 7, Tele-
fon (01) 512 60 50, Telefax (01) 512 86 05.
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